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Sehr geehrte Frau Dr. Lindemann,
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Burgerinitiative ,,Unter den Linden”
Nentershausen

Andrea Miuller-Nadjm

Sprecherin der Bl

Mitglied AG Stral3enbeitragsfreies Hessen
Barbarastralie 8

36214 Nentershausen

21.03.2018

haben Sie vielen Dank fir die Einladung zur Teilnahme an der mindlichen
Anhdrung im Innenausschuss des Hessischen Landtages am 12. April 2018.

Wie gewuinscht sende ich ihnen im Vorab meine schriftliche Stellungnahme

zu dem

Gesetzesentwurf der Fraktionen der FDP zur Aufhebung des Erhebungszwangs von
Stral3enbeitragen und fur mehr kommunale Selbstverwaltung, sowie dem

Gesetzentwurf der Fraktion Die Linke fur ein Gesetz zur Aufhebung von StralR3enbeitragen

in den hessischen Kommunen.

Mit Dank fur die Mdglichkeit zur Teilhabe
verbleibe ich mit freundlichen Grif3en

Andrea Miuller-Nadjm

Anlage

Stellungnahme



37

Stellungnahme

Einleitung

Als Sprecherin der Blrgerinitiative ,Unter den Linden®, Nentershausen trete ich fur
Birger einer Gemeinde ein, die beispielhaft ist fir Nord und Mittelhessen und dartber
hinaus.

Durch die Mitgliedschaft in der Arbeitsgemeinschaft ,StralRenbeitragsfreies Hessen*

habe ich nicht nur mit betroffenen Menschen unserer Gemeinde sondern auch in unserem
Landkreis, Hersfeld Rotenburg, aber auch in ganz Hessen Gesprache zum Thema gefuhrt
und die Stimmung und Betroffenheit erfahren kénnen.

Im Austausch mit Anliegern, Vereinen, diversen Verb&nden und politischen Gremien kam
der Unmut und die Verzweiflung tber dieses bestehende Gesetz
zur Erhebung von Stral3enbaubeitragen sehr deutlich zum Ausdruck.

Die einmaligen und wiederkehrenden Stralenausbaubeitrage nach 8811 und 11a des
KAG belasten die Birgerinnen und Burger unabh&ngig von ihrer finanziellen
Leistungsfahigkeit. Sie sind damit ungerecht und stellen ein unkalkulierbares Risiko fir
Grundsticks- und Hauseigentimer dar.

Die Grundstucksanlieger und Anliegerinnen werden beim Ausbau der Straf3en, an denen
sie leben, zu einer Kostenbeteiligung herangezogen, obwohl sie keinen direkten Einfluss
auf die Bauausfuhrung haben.

Ein nicht unerheblicher Anteil der Beitragspflichtigen muss daftir private Kredite in
Anspruch nehmen oder konnte nur mittels Stundung der Beitragsforderung nachkommen.
Teilweise sind zahlreiche Anwohner dadurch in erhebliche finanzielle Schwierigkeiten
geraten.

Stral3enausbaubeitrage belasten eine Bevdlkerungsgruppe unverhéltnismaliig und
nachhaltig, so nachhaltig, dass auch die nachfolgende Generation in Mitleidenschaft
gezogen wird.

Die Gemeinde Nentershausen

Nentershausen, im Landkreis Hersfeld-Rotenburg, ist mit seinen knapp 3.000 Einwohnern
nur eine Kommune von vielen in ganz Hessen, welche die Auswirkungen der
Stral3enbeitragssatzungen erleiden missen. In unserer Gemeinde findet eine
Stral3enbeitragssatzung mit einmaligen Stral3enbeitragsgebihren Anwendung. Die
entsprechende Satzung wurde am 29.06.2011 geandert.

So wie Nentershausen als landliche Kommune nur eine betroffene Gemeinde von vielen
ist, so sind einzelne Stral3en und deren Anlieger ebenso beispielhaft fur andere.
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Die Anlieger spiegeln die gesamte Bandbreite der Gesellschaft wieder.

Ansassig ist der Kleinunternehmer, das Rentnerehepaar, aber auch alleinstehende Witwen
ohne Fuhrerschein und ohne Auto, Witwer, Alleinerziehende, junge Paare, grofl3e und
kleine Familien, die Gemeinschaft der Mehrgeneration, der (Feierabend-) Landwirt, junge
und &ltere Menschen mit Behinderung, usw.

Anders als in den Ballungsgebieten steht hier grundséatzlich weder die Gro3e des
Grundstiucks noch die GroRe des Hauses in Relation zum Einkommen.

In unserer Gemeinde kdnnen renovierungsbedurftige Hauser bereits ab einem Kaufpreis
von 35.000 Euro erworben werden. Die dazugehorige GrundstiicksgrofRe spielt hierbei
eine untergeordnete Rolle.

Viele Birger der Gemeinde Nentershausen haben gerade so ihr Auskommen, um ihre
Familie zu unterhalten. Nicht selten fehlen die Mittel, das oftmals alte Fachwerkhaus in
Stand zu halten.

Eine nétige Reparatur an Dach oder Fassade wird oft miihsam erspart.

Um die Fixkosten zu bestreiten, bedarf es nicht selten einer knappen Kalkulation der
Haushaltskasse.

Ich erlebe, dass Familien Giberlegen missen, ob das Kind die Oberstufe des Gymnasiums
oder der Gesamtschule besuchen kann, weil eine langere (Schul-) Bildung auch immer
mit Kosten verbunden ist, die das Familienbudget schmalern.

Ich erlebe, dass es in unserer Gemeinde Familien gibt, die schon seit Jahren die
Grundsteuer schuldig sind, weil das Geld nicht vorhanden ist.

Ich erlebe, dass Familien und auch Rentner es gerade so schaffen von kleinen
Einkommen und Renten etwas Geld anzusparen fur die Reparatur des Autos, zur eigenen
Vorsorge flr das Alter, fur die Berufsausbildung der Kinder oder die eigene Beerdigung.

Diese Lebenssituationen gibt es landesweit.

Was es nicht landesweit gibt, sind die Stral3enbeitragsgebihren und so wird es
schicksalhaft, je nach dem wo eine solche Familie lebt, ob sie zu solchen
Stral’enbeitragsgebihren herangezogen werden kann oder nicht.

Wie in vielen armeren Kommunen wurde vor Jahrzehnten in Nentershausen
eine Stral3enbeitragssatzung beschlossen, die Gber lange Zeit keine Anwendung fand
und in der ,Blichse der Pandora“ schlummerte.

Mit der Anwendung der 2011 ge&nderten Satzung und der Versendung der ersten
Bescheide nahm die Flut, die sich tGber die Birger ergol3, ihren Lauf. Seitdem steht die
Welt fur nicht wenige Menschen auf dem Kopf.
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Beispiele fir Beitragsbescheide

Bei der kritischen Betrachtung der einzelnen Bescheide zur Sanierung der Stral3e vor der
Tur spielt die Hohe der Kosten nicht die ausschliel3liche Rolle bei dieser ungerechten
Gebuhr.

Die beeindruckende Summe eines Anliegers in Hohe von knapp 70.000 Euro fur eine
Kreisstral3e im Ortsteil Nentershausen-Weilenhasel oder die ca. 80.000 Euro
Anliegeranteil fur eine Strafl3e im Ortskern kénnen ebenso existenzbedrohend sein wie der
Bescheid tber gut 2.000 Euro fir eine Stral3e, die zufallig mehr Anlieger hat, auf welche
die Summe der Baukosten verteilt wird.

Dies gilt ebenso fir die Streuobstwiese welche seit Jahrzehnten als Weideflache dient,
aber theoretisch zweigeschossig bebaut werden kénnte und mit 36.000,- Euro
veranschlagt ist.

Wie hoch der Anteil ausfallt, hangt derzeit eben von solchen Faktoren wie Grol3e und Lage
des Grundstiicks, Anzahl der Anlieger, Einstufung der Strasse in Anlieger -oder
Durchgangsstral3e, Zeitpunkt der Sanierung etc. ab. Keine Berlcksichtigung findet die
finanzielle Leistungsfahigkeit der Anlieger.

Auch ein Grundstiick, welches gar nicht erschlossen ist, wird beispielsweise mit dem
Nutzungsfaktor 1,25 = zweigeschossige Bebaubarkeit berechnet (siehe Anlage 1).

Fehlt ganzlich der Zugang (Zufahrt/Einfahrt) zur sanierten Stral3e, wird die
Kostenbeteiligung der Anlieger nachvollziehbar als ungerecht empfunden
(siehe Anlage 2).

Kommunale Selbstverwaltung und Zwang durch fehlenden finanziellen Ausgleich

Man kann sich schwerlich des Eindruckes erwehren, dass die Formel gilt, je &rmer die
Kommune, desto hoher die Gebuhren und desto scharfer die Anwendung der
Stral3enbeitragssatzung.

Ist eine Kommune arm, weil sie nur sehr geringe Gewerbesteuereinnahmen hat und /oder
eine ungunstige geographische Lage (ehemaliges und vergessenes Zonenrandgebiet),
wie bei uns, bedeutet dies folgefalsch, dass sie die StralRenbeitragssatzung aus der
Schublade holt und das fehlende Geld zur Sanierung von Straf3en nach
selbstgeschaffenen, aber leider hdchst unsozialen und ungerechten Regeln vom Burger
kassiert.

Fur diese Vorgehensweise, so hat es sich in der Vergangenheit gezeigt, spielt es keine
Rolle, ob die Kommune so vorgehen kann oder muss. Es mag sich auf dem Papier
freundlicher anhoren, ,dass eine Pflicht zur Erhebung von Stral3enbeitragen nicht besteht”,
als die Aussage, die Kommune ,muss” unter Zwang einer Kommunalaufsicht
Stral3enbaubeitrage erheben.

In der Tat und in der realen Handhabung aber bleibt (so die Aussagen unserer
Kommunalpolitiker) so oder so zum Stopfen der Finanzlocher zur Stral3ensanierung nur
der Anliegeranteil, und zwar je héher desto besser, um die Gemeindekasse zu entlasten.

4
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Durch andere Einsparungen seien die Summen nicht aufzubringen und man musse
schlie3lich die Stral3en grundhaft erneuern.

Auch seien tberhaupt Kommunen nur dann in der Lage, Geld fir Investitionen in die Hand
zu nehmen, wenn Fordermittel des Landes winken.

Mdgliche Fehlorganisation und schlechte wirtschaftliche Planung der Kommunen geht so
immer zu Lasten der angrenzenden Eigentiimer.

Das Verwalten entlang der schmalen Grenze der kommunalen Leistungsfahigkeit mache
laut Kommune, die Heranziehung der Anliegeranteile auch ohne gesetzlich
festgeschriebenen Zwang erforderlich, da die Zuweisungen des Landes in der Regel nicht
ausreichend seien.

Leistungsfahigkeit Gemeinde versus Leistungsfahigkeit Burger

Leider keine Berticksichtigung findet die Leistungsfahigkeit der Burger/Anlieger.
Es entsteht eine rechtliche Schieflage, wenn das Leistungsfahigkeitsprinzip nur auf
die Kommune angewandt wird, nicht aber auf die Blrger.

Wie weit die ,Kreativitat” der Einteilung der Stral3en und der damit einhergehenden
prozentualen Anteile der Anlieger durch die Kommune gehen kann, hangt wiederum von
der wirtschaftlichen Situation der Gemeinde, aktuell genehmigten oder nicht genehmigten
Fordermitteln und dem guten Willen der Kommune ab; und dies bei jeder einzelnen
Stral3ensanierung aufs Neue und somit sehr unterschiedlich.

Es misste schon ein sehr gewissenloser Birgermeister sein, der eben solche
Beitragsbescheide verschickt, ohne schlaflose Nachte zu haben und im Bewusstsein, was
er seinen Blrgern zumutet.

Unser Burgermeister kennt die Familien in einer solch kleinen Gemeinde, wie der unseren,
nahezu alle personlich.

Eben diesem Blrgermeister wird seinerseits zugemutet, sich stets aufs Neue zu
rechtfertigen, warum einige Anlieger gar nichts und andere funfstellige Summen binnen
eines Monats zu zahlen haben.

Dies ist wohl auch der Grund dafir, warum heute Blrgermeister, sobald eine Sanierung
ansteht, eine externe Beraterfirma einkaufen, die den Rechtsanwalt gleich mitbringt, der
diesen Part ibernimmt.

Zuséatzliche Kosten

Auch in der Gemeinde Nentershausen fallen u.a. solche zusatzlichen Kosten durch
Rechtsberatung an.

Die letzte sog. ,Anliegerversammlung” zum Thema Stral3ensanierung am 07.04.2017
wurde weitestgehend von einem Rechtsanwalt moderiert, der auch in anderen
Gemeinden durch seine Auftritte bekannt wurde.

Die Uberforderung der Gemeinde wurde aus unserer Sicht hier sehr deutlich zum
Ausdruck gebracht.
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Die Anlieger fuhlten sich Gberfahren und eingeschiichtert, da Fragen und Einwande zum
Bauvorhaben durch den Juristen geradezu abgeschmettert wurden.

Eine solche Beraterfirma verdient an der Durchsetzung einer
StralRenbeitragssatzung, sowie an den Berechnungen, wie auch an den
Wiedersprichen und im Vorfeld an den Beratungen zur Einfihrung einer Satzung
der Kommune.

Da die Einnahmen der Beraterfirmen um so hoher ausfallen, je gro3er der Aufwand ist,
wenn eine Stadt oder Gemeinde eine Stral3enbeitragssatzung einfihrt, beibehalt und dem
Anlieger gegenuber durchsetzt, kann sie nicht als neutraler Berater gewertet werden.

Diese Kosten und Folgekosten, welche hier entstehen, lieRen sich einsparen und
kdnnten direkt in die Stralensanierung flieRen, wirde man andere Wege gehen.

Wahrend die Kommune einen Einfluss auf die Ausgabenseite besitzt, hat der Anlieger

keinerlei Handhabe seinen Anteil zu reduzieren, egal wie wirtschaftlich oder sparsam er
gelebt hat und welche Geldmittel ihm Gberhaupt zur Verfigung stehen.

Fraglicher Vorteil des Anliegers

Der angebliche (Sonder-) Vorteil gegenliber anderen, sowie die angebliche
Wertsteigerung des Grundsttickes oder Hauses bleibt eine unbewiesene Hypothese,
die bei genauerer Betrachtung nicht standhalt.

In unserer Kommune kennen wir kein Beispiel, welches diese Aussagen stitzt.

Das Bestehen einer Stral3enbeitragsatzung selbst ist ein (Standort-) Nachteil und hat
vielmehr umgekehrt eine Wertminderung des Wohneigentums zur Folge.

Der Anliegeranteil muss namlich von einer méglichen Kaufsumme in Abzug gebracht
werden, wenn das Grundstiick/Haus zum Verkauf angeboten wird.

Die Bereitschaft, sich in einer Kommune mit StraRenbeitragsgebihren niederzulassen, ist
geringer.

Bei der Frage des zukunftigen Wohnsitzes spielt inzwischen auch die
Stral3enbeitragssatzung eine nicht unerhebliche Rolle.

Der niederlassungswillige Arzt, Apotheker oder Unternehmer wéhlt den alternativen
Standort ohne eine solche Gebhr.

Der zu Unrecht zitierte, angeblich entstandene Vorteil des Anliegers durch
Stral3ensanierung entfallt, denn wenn man von einem Vorteil spricht hatte im
Umkehrschluss der Anlieger méglicherweise tber Jahrzehnte einen Nachteil und eine
Wertminderung erfahren, da die Kommune ihrer Sorgfaltspflicht nicht nachgekommen ist.
Das Haus oder Grundstiick, welches an einer maroden StralRe lag und deshalb nicht oder
schwerer oder mit nur mit geringerem Erlos verauf3ert werden konnte, ware somit
benachteiligt.

Die Anlieger haben bereits bei der Ersterschlie3ung fir eine neue StralRe bezahlt. Diese
Stral3e wird hernach von allen genutzt.
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In diesem Zusammenhang verweisen wir auf die Ausfihrungen und Verdoffentlichungen
von Herrn Dr. Ernst Niemeier,

,Offentliche Leistungen, die fir die Birger erbracht werden, sind in der
finanzwissenschaftlichen Definition in aller Regel ,6ffentliche Guter”, weil sie allen oder
vielen Burgern gleichzeitig einen Nutzen stiften. Da ihr Vorteil aus diesem Grunde
individuell nicht zugerechnet werden kann, werden sie aus dem Steueraufkommen
finanziert. Es gibt aber Ausnahmen, wenige Ausnahmen, in denen nur ganz bestimmten
Personen ein konkreter Nutzen oder Vorteil zuwéchst. In diesen Fallen wéare die
Steuerfinanzierung, wenn nicht soziale Griinde sie rechtfertigten, eine Bevorzugung dieser
Vorteilsnehmer. Fur diese Ausnahmefélle hat die Finanzwissenschaft deshalb das
Aquivalenzprinzip — auch Nutzen- oder Vorteilsprinzip genannt — entwickelt, das ein
fundamentales Gerechtigkeitsprinzip darstellt. Es besagt, dass bei Vorliegen eines
konkreten Vorteils eine Gebuhr oder ein Beitrag erhoben werden darf. Die
abgabenrechtliche Gleichbehandlung wird dann wegen des erlangten Sondernutzens
nicht verletzt. Wichtig ist dabei, dass dem potenziellen Gebuhren- oder Beitragszahler der
Nutzen oder Vorteil tatsachlich zugerechnet werden kann. Nur dann ist das
Aquivalenzprinzip auf diese Falle auch anwendbar. Da kommunale StraRen gleichzeitig
vielen Burgern einen Nutzen stiften und also 6ffentliche Guter sind; da die Vorteile der
Stral3enerneuerung deshalb den Birgern nicht zugerechnet werden kénnen, ist das
Aquivalenzprinzip auf die StraRenerneuerung gar nicht anwendbar.*
(aus ,Kommunale Stral3ensanierung: Steuerfinanzierung muss Beitragsfinanzierung
ablosen* in,Wirtschaftsdienst Okt.2013 und siehe auch ,Okonomieferne
Verwaltungsrechtsprechung im o6ffentlichen Abgabenrecht beschadigt Rechtsstaat”
in ,Der Gemeindehaushalt* Jan. 2017)

Gesetzentwurf der FDP Fraktion und die Folgen

Der vorgelegte Gesetzentwurf der FDP hat ausschliel3lich die Kommune, sprich die Folgen
fur die Haushaltslage der Gemeinde, im Blick.

Man will damit verhindern, dass die Kommune ,dieses Mittels der Geldbeschaffung®
beraubt werden kann.

Gleichzeitig will man mit diesem Gesetzentwurf die Kommune nicht zwingen, Geld
einzutreiben, auch wenn die Mittel zur Sanierung fehlen.

Die Kommune soll selbst bestimmen, wo sie das fehlende Geld beschafft.
Die Moglichkeiten hierfiir sind extrem limitiert.

In dem bestehenden Gesetz, wie auch im Gesetzentwurf der FDP zeigt sich fir den
Burger das Bild des Hin -und Herschiebens der Verantwortlichkeit zwischen Land und
Kommune.

Die Vergangenheit hat gezeigt, dass die Gemeinde, solange sie dieses probate Mittel
des Geldeintreibens hat, davon Gebrauch machen wird, selbst wenn der Haushalt
ausgeglichen ist.
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Vollig aul3er acht gelassen wird die Not, in welche die Anlieger geraten, wenn ein
Bescheid zur Beteiligung an einer Stralensanierung im Briefkasten liegt.

Vollig aul3er acht gelassen wird die Haushaltslage der Anlieger und deren Verschuldung,
sowie die Folgen auch fir die nachfolgende Generation, die der elterlichen Vorsorge
beraubt wird.

Dieses Geld uber die Anlieger, zahlbar binnen eines Monats, einzufordern, ist keine
sinnvolle, sondern eine hochst unmoralische SparmalRnahme, Uber die man derzeit
einen kommunalen Haushalt sanieren darf und mit einem genehmigten Haushalt
,belohnt* wird.

Die Belohnung zeigt sich dann darin, in der Landesstatistik eine ,, gute Figur”
abgeben zu kdnnen, von der in der Summe gesagt werden kann, es gebe gar nicht
mehr so viele Stadte und Gemeinden in Hessen ohne ausgeglichenen Haushalt und
dafur klopft man sich auch noch auf die Schultern.

In den Ohren der Anlieger klingt es da wie blanker Hohn, wenn von ,Beschneidung der
kommunalen Selbstverwaltung” die Rede ist.

Hier sehen wir wiederum eine Schieflage, da die Selbstbestimmung der Anlieger in
keiner Weise Berticksichtigung findet.

Die Zeche zahlen die Birger. Von ihnen wird verlangt, mihsam angesammelte
Ersparnisse fur das Alter, Krankheit, die Ausbildung der Kinder, die Dachreparatur, 0.a.
herauszurticken, oder -falls nicht vorhanden- ihr Haus, ihr Grundstiick oder ihren Betrieb
zu beleihen, um binnen eines Monats eine Straf3enerneuerung zu finanzieren.

Die Folgen solchen Vorgehens liegen auf der Hand; die nicht grundséatzlich gestattete
Ratenzahlung frisst grof3e Locher in die private Haushaltskasse, wodurch das Geld an
anderer Stelle fehlt. Auch das Geld der Birger kann nur einmal ausgegeben werden.
Die gut durchdachte Zukunftsplanung der Birger, welche von der Landesregierung stets
von Burgern gefordert wurde, zerbricht.

-Sparvertrage der Kinder und Versicherungen mussen aufgeltst werden.

-Schulden werden aufsummiert.

-Sanierungen werden unterlassen und Handwerkern entgehen Auftrage.

-Der ausgereizte Grundbucheintrag fuhrt in den Verlust des Eigenheimes.

Sanierung staatlicher Kassen durch StralRenbeitragsgebihren?
Haben wir das ndétig in Zeiten in denen das Statistische Bundesamt am 23. Februar 2018
von einem Uberschuss der 6ffentlichen Haushalte in Hohe von 36,6 Milliarden berichtet?

Oder ist es nur bequem, weil der Widerstand nicht grof3 genug war?
Das Spiel mit der Scham der Menschen, die unter dem sozialen Druck einer
Dorfgemeinschaft nicht in der Lage sind, sich zu wehren, darf nicht als Akzeptanz gewertet
werden.
Auch bei einem Widerspruch steht die Leistungsfahigkeit des Burgers der
Leistungsfahigkeit der Gemeinde ungleich gegeniber.
Wahrend die Gemeinde den Rechtsbeistand aus Steuermitteln finanziert, muss der
Burger mangels Leistungsfahigkeit seiner eigenen ,,Haushaltskasse” seinen
Widerspruch zurtickziehen.

8
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Ebenso ist der Verzicht auf einen Stundungsantrag nicht zu verwechseln mit guter
finanzieller Leistungsfahigkeit, vielmehr steht dahinter, sich nicht die Bl63e geben zu
mussen, einem Offenbarungseid gleich, sich vor Nachbarn, Arbeitskollegen und dem Dorf
,hackt auszuziehen®. Lieber verkauft man das sprichwortlich ,letzte Hemd®, um nicht an
Ansehen zu verlieren und das Gesicht zu wahren.

Somit kommen wir zu der unweigerlichen Schlussfolgerung, dass der
Gesetzentwurf der Fraktion der FDP leider in keiner Weise das Problem |6sen wird.
Vielmehr zieht man sich unter der Schutzbehauptung der kommunalen
Selbstverwaltung aus der Verantwortung gegentber den Stadten und Gemeinden
zurick.

Die Ungleichbehandlung der Burger bliebe bestehen.

Die Burgerinitiative strebt aber eine Gleichbehandlung aller hessischen Birger und
damit eine grundgesetzkonforme Regelung an.

Deshalb mussen wir diesen Gesetzentwurf ablehnen.

Selbstverwaltung kann nur funktionieren, wenn ausreichende finanzielle Mittel bereit-
gestellt werden, mit denen man verwalten kann.

Wiederkehrende StraRenbaubeitrage

In Nentershausen wird die Entscheidung fur eine Umstellung auf so genannte
~Wiederkehrenden Stral3enbaubeitrdge” von vielen Mandatstragern abgelehnt, und
wiederholt vertagt wegen der damit verbundenen hohen Kosten fur den erhéhten
Verwaltungsaufwand. Dies betrifft insbesondere Erfassung, Einkauf eines IT-Spezialisten
fur mindestens ein Jahr Laufzeit, Kosten fur die notwendige Software und mdgliche
Rechtsunsicherheit.

Der erhebliche biurokratische Aufwand ist nicht au3er Acht zu lassen, den die
Gemeinden mit Berechnung der Beitrdge und Fassung der Satzung haben. Gerade
kleinere Gemeinden sind hier die Leidtragenden.

Auch aus diesem Grund macht eine Abschaffung der Stra3enbaubeitrage Sinn, weil
sich das Verhéltnis zwischen den Einnahmen aus den Ausbaubeitragen und deren
Erhebungsaufwand als unwirtschaftlich erwiesen hat.

Da die Vertreter unserer Kommune bei jedem Bescheid, ob einmalig oder
wiederkehrend, der ,das Haus verlasst“, Rechtsunsicherheit vermuten, wird ein
grof3er finanzieller Aufwand betrieben, diese Unsicherheit so gering wie mdglich zu
halten.

Die Dokumentation Uber die Erfassung von Grundsticken in der Gemeinde sei
unvollstandig oder moglicherweise nicht korrekt, deshalb misse jedes Grundstiick erneut
einer Liegenschaftsvermessung unterzogen werden.

Hierfur werden Vermessungsbiros und Vermessungsingenieure beauftragt.
Eine solche einzelne Mallinahme kann jedes Mal eine flinfstellige Summe kosten.

Die Hochrechnung allein dieser Kosten bestatigt die Unverhaltnismafigkeit zum
Anliegeranteil.

9
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Bei diesen Kosten bleibt es nicht, denn die Gemeinde hat viele solcher Ausgaben,
wie Rechtsberatung, externe Berechnungen, Erfassung der Grundstlicke,
Widerspriche, Widerspruchsbescheide, Stundungen, Klagen etc. aufzuwenden.

Diese aufgewendeten Steuergelder mussen bei korrekter Betrachtungsweise als
Aufwendung verbucht werden, von der Personalbindung in Euro umgerechnet ganz
zu schweigen.

Ein solch unwirtschaftliches Vorgehen sollte sich eine Schutzschirmkommune, wie
Nentershausen, eigentlich nicht leisten.

Wahrnehmung politischer Stellungnahmen

In Gesprachen mit Landtagspolitikern war von breiter Akzeptanz der Bevolkerung die
Rede und von einer Leistung, die der Geldforderung gegentiberstiinde; sogar von
Wertsteigerung war die Rede und davon, dass der Hausbesitzer per se mehr Geld habe
und in Wiesbaden das Geld nicht auf den Baumen wachse.

Solche Argumente sind Zeichen eines ,moralischen Entkoppelns*.

Die Folgen politischer Entscheidungen, werden nicht selten erst in der Anwendung
sichtbar.

Dies rechtfertigt jedoch nicht das Fortsetzen einer einmal getroffenen

(Fehl-) Entscheidung.

Das Leeren der Konten von Anliegern wird als wirtschaftlicher Erfolg gefeiert. Auf diese
Weise versucht man die eigene ,kognitive Konsistenz* wiederherzustellen.

Vermeintlich positive Resultate, und dazu gehort fir den wirtschaftlich denkenden Politiker
auch der Profit, sind hier die Rechtfertigung fiir das eigene Handeln geworden.

Das Unrechtsbewusstsein ist zu Gunsten der Haushaltssanierung abhanden gekommen.
Ein beschlossenes Gesetz muss nicht unweigerlich richtig sein, nur weil es schon lange
besteht, weshalb sich darauf aufbauende Argumente folgerichtig ebenfalls nicht
unweigerlich richtig sein mussen.

Finanziell schwacher gestellte Kommunen geraten hier in eine Spirale aus Konflikten und
sind erneut gegentiber finanzstarkeren Kommunen benachteiligt.

Wir pladieren dafir, diese so folgenreiche Kette der Auswirkungen auf die Anlieger,

wie Existenzverlust, kostenintensive Rechtsstreitigkeiten mit der eigenen Kommune,
Zerbrechen von Vereinsstrukturen, Verschuldung durch Bescheide usw., zu durchbrechen
und das (moralische) Gleichgewicht wiederherzustellen.

Unserer Gemeinde droht diese Zerreil3probe. In einem Dorf dieser Grof3e kennt jeder
jeden, viele sind verwandt.

Es werden StralRen nacheinander mit und ohne Landesmittel saniert, d.h. an einer Strasse

zahlen die Anlieger, an einer anderen Stral3e nicht. Viele Bescheide sind fehlerhaft oder
undurchschaubar; ungerecht sind sie allemal und werden auch so empfunden (Anlage 3).

10
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Das Vertrauen in die politischen Gremien ist auf kommunaler Ebene wie auf Landesebene
bis ins Mark erschdttert.

Daran kdnnen Rechtfertigungen bestehender Gesetze oder das Drehen an wenigen
Stellschrauben hier und da nichts &ndern.

Mit neuen Berechnungsgrundlagen und angepassten Gebtihren an welche
Bemessungen auch immer werden Sie die Situation nicht befrieden!

Anlieger erleben unsoziale Behandlung von einer ,sozial ausgerichteten Partei* ebenso
wie von einer ,christlich orientierten Partei* oder einer ,Partei links der Mitte“.

Diese Unzufriedenheit spiegelt sich bedenklich in der Sonntagsfrage im Jahr der
Landtagswahl in Hessen!

Aus diesem Grund kann die Losung nur heil3en, die Last dieser ungerechtesten und
unsozialsten Gebuhr des Landes von den Burgern zu nehmen und die Erhebung von
Stral3enbaubeitragen in jeder Form abzuschaffen.

Gesetzentwurf der Fraktion die Linke

Da der Gesetzentwurf der Fraktion die Linke auf die Aufhebung von
StraRenbeitragen in hessischen Kommunen zielt, kann ich diesem Gesetzentwurf
guten Gewissens und im Sinne aller, die ich vertrete und die mir ihr Vertrauen
geschenkt haben, zustimmen.

Da diesem Gesetzentwurf der Losungsweg fehlt, misste der Gesetzentwurf erganzt
und konkretisiert werden.

Die Steuerfinanzierung aus einem_Infrastrukturfonds mit einer Deckelung und einem
fixen kommunalen Anteil konnte hier eine rechtssichere und finanzierbare
Ergadnzung zu diesem Gesetzesentwurf darstellen, welcher die Kommunale
Selbstverwaltung unbertuhrt 1&sst und dennoch die Anlieger verschont.

DarUber hinaus gewahrleistet nur ein Gesetzesentwurf zur Abschaffung des
Anliegeranteils zur StralRensanierung die Chancengleichheit von Frauen und
Méannern sowie von Behinderten und Nichtbehinderten.

Die geringeren Einkiinfte und Renten von Frauen gegenuber Mannern sind unstrittig.
Aus diesem Grund trifft jeder Gebuihrenbescheid Frauen harter.

Da es sich bei den Stral3enbeitragsgebuhren um die hochsten Gebihren, zahlbar in
kirzester Zeit (ein Monat), handelt, sind Frauen benachteiligt.

Behinderte trifft ebenfalls ein Gebuhrenbescheid tUber Stral3enbeitragsgebihren harter, als
Nichtbehinderte.

Nicht alle Kosten flir Behinderung sind erstattungsfahig, weshalb Behinderte
beispielsweise von Zuzahlungen betroffen sind.

Jede diesbezugliche Ausgabe muss der eigenen Haushaltslage standhalten.

Es besteht die Gefahr, mehr noch als bei allen anderen Blrgern, dass dringend
bendtigte Geldmittel in eine Stral3ensanierung flie3en und den Aufwendungen fir
Gesundheit und Selbstandigkeit entzogen werden.

11
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Schlussbemerkungen

An dieser Stelle mochten wir erwdhnen, dass zahlreiche Kommunalpolitiker und
Landtagsabgeordnete verschiedener Fraktionen sich offen fur die Abschaffung des
Anliegeranteiles ausgesprochen haben. Daflr danken wir.

Leider steht nicht selten das tatséachliche Handeln in Bezug auf die Stral3enbeitrage
dazu im Widerspruch.

Der Glaubwiurdigkeit wegen sei den politischen Mandatstragern deshalb empfohlen,
den Worten entsprechende Taten folgen zu lassen.

Unterstitzung und Zustimmung zur Abschaffung der Stral3enbeitrage erhalten wir
dankenswerterweise auch von den denjenigen, die bereits Anliegeranteile jedweder
Summen bezahlen mussten.

Dieser Zusammenhalt zeugt von grofRer Solidaritat unter den Burgern und wir sind froh
Uber dieses hohe Gut menschlichen Zusammenlebens.

Wir hoffen auf eine ebensolche Solidaritat durch die politischen Entscheidungstrager des
hessischen Landtages mit den Birgern des Landes Hessen und werden sehen, ob
Anlieger nicht nur angehort, sondern auch gehort und bertcksichtigt werden.

gez. A. Muller-Nadjm
Sprecherin der Birgerinitiative ,Unter den Linden*

Anlagen
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GERD HINSBERGER
RENTNER + DIPLOM BAUINGENIEUR FHi
MUNSTERER STRASSE 43
65719 HOFHEIM-LORSBACH
TELEFON: 0179 - 8033225

MAIL: Ka29Ho@gmx.de

erd Hinsberger
26.Mérz 2018

Dieser Bericht ist auf Wunsch des parlamentarischen Geschéftsfihrers der
Partei DIE LINKE, Herrn Hermann Schaus, zustande gekommen. Mit diesem
Erfahrungsbericht will ich den hochléblichen Gesetzesvorschlag der LINKE
mit meinen Erkenntnissen aus dem Berechnungsverfahren unterstitzen.
Das Projekt: ,Grundhafte StraBenerneuerung” der Miinsterer StraRe, in
Hofheim-Lorsbach. Lt. Stadt, eine , AnliegerstraRe”, die aber mehr fir die
Anlieger der weiterfiihrenden StraBen und Feldwegen benétigt wird.

Diese Zusammenstellung richtet sich an alle Landtagsabgeordnete, mit
der Bitte, gemeinsam an das Wohl der Biirger zu denken und weniger an
das Wohl ihrer Partei. Der Verfasser gehort keiner Partei an, fand aber
eine Partei fur Entrechtete sehr interessant.
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1.Vorwort

Wenn die Bundesldnder zu wenig Geld vom Bund erhalten, um ihre Infrastruktur-

aufgaben zu meistern, dann kann der Ersatz doch nicht das Abpressen von

,Schutzgeld” sein. ,,Schutzgeld”, zum Schutz vor Gemeindeinsolvenzen. Die Form,
in der das heute geschieht, kann durchaus mit der Wegelagerei im Mittelalter
verglichen werden. Damals geschah das, wie heute auch, nur auf bestimmten Wegen
und traf nur einzelne Personen, die durchweg fiir so reich gehalten wurden, dass der

Uberfall sich auch lohnen wiirde.
Mit dem § 11 des KAG ist das jetzt auch noch gesetzlich erlaubt.
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3
Die ,schwarze Null” Sparpolitik, zur Verklausulierung Austeritdt genannt, hat nicht nur
in Stideuropa stattgefunden, die wurde auch in Deutschland angewendet.
Als Landtagsabgeordnete sind Sie Mitglieder einer Partei, die auch im Bundestag und
evtl. auch in der Regierung dafiir verantwortlich ist, dass unser Geld andernorts grof-
zligig verteilt wird.
Sie alle gehoren den gleichen Parteien an, die die Politik in der Republik bestimmen.
Ich hoffe, dass Sie nicht mit Ihrer Entscheidung die Sparorgie im Inland noch weiter
unterstutzen.

ich bin der Auffassung, dass die Infrastruktur in Deutschland eine Aufgabe der
Bundesrepublik ist, denn sie bestimmt - fihrend - die Gesetze, die Normen des
StraRenbaus und die Verkehrsbelastung. Sollte fiir die eigenen Blirger kein Geld vor-
handen sein, dann denken Sie daran, dass Sie von den Biirgern gewdhlt wurden, um
deren Wohl zu férdern und nicht, um sie zu ruinieren. Manche Gemeinde sollte sich
gut Uberlegen - ob sie sich trotz totaler Verschuldung - noch ,,Denkmdler” leisten
kann.

Demokratischer wiare es, die Kosten flir den StraRenbau aus dem Bundeshaushalt zu
nehmen, oder aus dem Landeshaushalt zu finanzieren. Ich vermute, dass keine
Steuererhdhung dafiir notwendig ware um die angestrebte ,,schwarze Null” einzu-
halten. Diese Art der Finanzierung entsprache halbwegs dem heutigen Verkehrs-
aufkommen und wire ein demokratische Losung. Straflen, die nur von Anlieger
genutzt werden, die gibt es nicht mehr. Unser StraRenteil, der einseitig bebaute Teil,
wird mehr vom Durchgangsverkehr benutzt, als von uns Anliegern!

2. Begriindung und meine Qualifikation

Als Rentner, aus einem Kriegsjahrgang und Kriegshinterbliebener, kann ich mit Recht
behaupten, dass ich ,das Land mit aufgebaut” habe und nicht nur das, ich habe auch
aus Uberzeugung den Wehrdienst abgeleistet. Schon seit Jahren erlebe ich, wie der
Zusammenhalt, der Gemeinsinn, die Sicherheit und die Ideale verfallen.

ich bin aber nicht gewillt alles - ohne Widerstand - hinzunehmen. Das gilt auch fir
dieses Machwerk, das als ,StraRenbeitrag” zu einem Gesetz erhoben wurde.
Menschen in meinem Alter waren zumindest an dem , Wirtschaftswunder” beteiligt,
auf dem die nachfolgende Generation aufbauen konnte. Wer konnte, hat Spar-
groschen zuriickgelegt, die z. B. fiir Gesundheitsvorsorge, Alters - und Witwenrente,
usw., gespart wurden. Mit jedem Jahr sorgt aber die EZB dafiir, dass diese Groschen
weniger werden und jetzt kommt die Gemeinde und will fiir eine ,Stralen-
erneuerung”, die zu 90 % schon von den Vorfahren als ,ErschlieBungsmaRBnahme®
bezahlt wurde nochmals 75 % der Neubaukosten einziehen. Dass ein Staat seine
Hiuslebauer fordert und diese danach bei Bedarf enteignet, das steht im Wider-
spruch zu seinen Anspriichen —im Ausland - als ein Vorbild aufzutreten. Im Inland ist
er undemokratisch, unsozial und handelt willkirlich.
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Mit meiner Sachkenntnis und meiner beruflicher Erfahrung in der Ausflihrung der
anfallenden StraRenbaugewerken und der Tatigkeit im Risiko-,Management” habe ich
die Ermittlung der Beitragssummen (Einmalzahlung) fir die ,,grundhafte Erneuerung”
unserer Miinsterer StraRe verfolgt und versuche die wichtigsten Fehler, Uber-
treibungen und Auswirkungen darzustellen.

3. Erkliarung zu den gesetzlichen Vorgaben

Ich bewerte nicht die GesetzesmaRigkeit. Ich bin kein Jurist und die Stadtverwaltung
hat sich vermutlich an die gesetzlichen Vorgaben gehalten, was aber nicht bedeutet,
dass die Biirger ein Willkiirgesetz und die darauf aufbauenden Willkiirsatzungen
,per Order de Mufti” widerspruchslos hinnehmen miissen. Willkiir auch, weil der
Zahler bis zum Rechnungseingang kein Recht auf Auskiinfte und Anderungen hat.
Ohnmachtig muss er hinnehmen, was die Verwaltung ausheckt. Hat die Verwaltung
nachteilige Erkenntnisse zu erwarten, dann kann die Auskunft verweigert werden.
Siehe § 29 — Auskunftsgesetz.

Selbst wenn jemand finanziell so gut betucht ist, dass er in der Lage ist die ,Beitrags-
mittel” aufzubringen und gleichzeitig die Kosten fiir eine Klage - mit unsicherem
Ausgang - und einem hohen Streitwert verkraften kann, dann wird er wohl nach
Urteilen wie in Schlitz auf Prozesse verzichten. So ist das aber ausdricklich von dem
,Beitragssystem” gewollt.

4, Kurzbeschreibung der Lage und der Bau als ErschlieBungsstraBe

Die Miinsterer Strale ist ca. 950 m lang und liegt in einem Taunustal. Sie ist
gréRtenteils (ca. 700 m) quer in einen Hang mit ca. 45 % Steigung eingeschnitten.
Plane und Fotos sind in beiliegenden Anlagen enthalten. Anlage 1, Lageplan mit den
eingetragenen Bauabschnitten.

Auf die Aufstellung eines Bebauungsplans hat das Dorf Lorsbach - und nach der
Eingemeindung - auch die Stadt Hofheim, verzichtet. Lorsbach wurde 1972
eingemeindet und bis dahin wollte die Gemeinde anscheinend dort bauen, wo der
Biirgermeister es gerade flir richtig hielt. Gebaut wurde aber schon vor dem Krieg,
und wie es aussieht, recht willkiirlich. Die ErschlieRung, mit den Versorgung -und
Entsorgungsleitungen und dem StraRenbau, fand in der Zeit von ca. 1972 bis 1982
statt.

Die ,Anlieger” mussten 90 % der Kosten libernehmen ! Das Vorhaben wurde von
der Verwaltung in 2 Bauabschnitte unterteilt, was sich aus der Lage und dem daraus
notwendigen Bauablauf ergab.

Entsprechend dieser Unterteilung wird auch die jetzige Erneuerung stattfinden.
Entsprechend dem vorgesehenen Bauablauf sollte im Méarz 2018 mit dem ,Bauab-
schnitt 1 angefangen werden. Fiir die jetzige ,Grunderneuerung” ist an der Lage, an
der Stralenbreite und an der Oberflichengestaltung der StralRe nichts gedndert,
auBer auf den Verzicht von Alternativen und kostengiinstigeren Ausfiihrungen.
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Verteuert hat sich Z. B. der Aufbau der StraRendecke, die nach den neuen Normen
und Richtlinien ausgefiihrt werden soll, die aber fir eine unbedeutende StralRe - in
der Pampa - vollig Uberzogen sind.

5. Grund der Erneuerung

Vorrangig sollten die verrotteten Versorgungsleitungen erneuert werden. Die
Stadtverwaltung beschloss daraufhin die StraRe mit zu erneuern. Vermutlich verlief
die Entscheidung aber umgekehrt. Die Kommunen haben wegen ihrer Schulden so
lange auf das Land eingewirkt, bis sich dort die Absicht durchsetzte, die fehienden
Mittel von den Biirgern einzufordern. In der Gemeinde wurde mit dieser zu
erwartenden ,Losung” so lange auf eine Erneuerung von Leitungen verzichtet, bis das
erforderliche Gesetz, der § 11, im Kommunalen Abgabegesetz, eingefiihrt war. Dieser
Eindruck entsteht, wenn man weiB, dass man in der Vergangenheit hohe Trink-
wasserverluste im Leitungssystem feststellte, dieses Leitungssystem aber nicht sofort
ausgetauschte.

Das KAG neu ermoglicht, wie in diesem Falle, die Kosten des StraRenbaus bis zu

75 % den ,, Anliegern” aufzubiirden.

Zusatzliche Gemeindesatzungen erlauben auch noch Kostenanteile des Leitungsbaus
mit in den StraRenbau abzuwilzen. Rohrbriiche und andere Schaden gab es in der
Vergangenheit zu Hauf, die alle nur punktuell behoben wurden.,

Mit den jetzigen Gesetzen und Satzungen werden sogar noch Kosten der Leitungen
auf die Anlieger verteilt, die dann mit den Nutzungsgebliihren zusatzlich bezahlt
werden. Wer das Gliick hatte, vor 2013 den Abwasserkanal in der Strale erneuert zu
bekommen, bei Erhalt der Strafendecke, der ist jetzt fein raus. Es ist doch auffallig,
wie schnell unser Ort, auch spéttisch als ,Schiofheim” bekannt, 2014 in der ,Mainzer
Strale” mit der ,Grunderneuerung” anfing. Die ahnungslosen Biirger dort sind schon
2014 von Beitragsforderungen iiberrascht worden. Das bedeutet, dass die Pldne, die
Ausschreibungen und die Auftragsvergaben schon einen entsprechenden Vorlauf
hatten, aber die Offentlichkeit nicht damit ,beldstigt” werden sollte.

Die Gemeinde greift auf Satzungen zuriick, die sie 1982 (nach der Fertigstellung der
ErschlieBung in Lorsbach) ausdriicklich flir StraBenerneuerungen aufgestellt hatte.

Auf die Qualitat der ErschlieBung, ‘von 1972 bis 1982, hat sie vermutlich weder
geachtet noch sie iiberwacht, was aus den Untersuchungen erst jetzt zu erkennen
ist.

6. Hinweis auf die Planungsunterlagen der Stadt
Die kompletten Planungsunterlagen und Protokolle der Anliegerversammilungen
kdnnen in dem Biirgerinfo-System der Stadt Hofheim eingesehen werden:
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www.stadt Hofheim ts
>Kopfzeile Rathaus

>Aktuelle Planungen

>Aus Liste der Projekte (Fotos)

>Grundhafte Erneuerung der Miinsterer StralRe

> Finale Entwurfsplanung Teil 1

> Finale Entwurfsplanung Teil 2

> Finale Entwurfsplanung Teil 3

> Finale Entwurfsplanung Teil 4

> Protokoll Anliegerversammiung 22.11.2016

> Prasentation grundhafte Erneuerung 24.05.2016
> Protokoll Anliegerversammlung 24.05.2016

> StraRenbautechnisches Gutachten 22.02.2016

> Prisentation grundhafte Erneuerung 29.09.2015
> Bodengutachten

Meine Biiroausstattung ist zu sehr begrenzt, um diese Daten hier zu wiederholen,
ich muss mich aber gelegentlich auf diese beziehen

7. Projekt der Erneuerung und Bezug zur ErschlieBung

7.1 Bauabschnitt 1

Der geht von der LandstraRe ,Im Lorsbachtal” bis zu dem Abzweig

_Am Hasenberg”, der friiher einmal ,Am Rosenberg” hiel. Siehe Anlage 1. Der
Abschnitt ist ca. 250 m lang und zweiseitig bebaut. Die Strale wurde in den

1970 er Jahren, als ErschlieBung, 2 spurig, mit Bordsteinen und bitumingser
StraRendecke ausgebaut. Die Eigentiimer mussten 90 % der Kosten (ibernehmen.

Die ersten 140 m, von der LandstraRe bis zur Abfahrt an der ,GundelhardstraBe”

ist dieser Teil zweiseitig bebaut. Die Fahrbahnbreiten sind zwischen 5,0 m an der
LandstraRe =, Im Lorsbachtal” und 7,50 m an der Steigungsstrecke.

An der engsten Stelle, am Haus Nr. 10, an der LandstraRe, ist die Durchfahrtsbreite
auf die 5,0 m begrenzt. Die restliche Fahrbahnbreite betragt 6,0 m und verbreitert
sich bis zur ,,GundelhardstraBe” auf die genannten 7,50 m. Auf beiden StraBenseiten
wird geparkt. Anlage 2. 4 Fotos in Anlage 3.

An der Zufahrt, von der LandstraRe (,,Im Lorsbachtal”) stehen folgende Hinweis-
schilder: 1 Hinweis fir LKW, dass die MStr. eine Sackgasse ist und keine
Wendmaglichkeit fiir LKW bietet. 1 Hinweis auf die ,Waldgaststatte Gundelhard”.
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Der Rest vom Bauabschnitt 1.

Die Bergstrecke mit einer Linge von ca. 110 m bis zur Abfahrt ,Am Hasenberg”.
Dieser Teil ist von 7,0 m bis auf 14,0 m verbreitert, einschl. einem einseitigen
Gehweg, auf der linken Seite. Anlage 2, Fotos wie vor.

In diesen Fotos sieht man den ,,Burgenbau” auf der Anhohe ,Am Hasenberg” der erst
in den letzten Jahren entstanden ist.

Es ist nicht nachvollziehbar, warum die StraRe vor 43 Jahren an dieser Strecke
verbreitert wurde, denn die Hauser rechts gab es 1975 noch nicht. Sollte die
Verbreiterung kostenmaRig in die damaligen ErschlieBungskosten eingeflossen sein,
dann war das nicht korrekt. An diesem StraRenteil sind auf beiden Seiten der Strale
groRe Grundstiicke, die damals von den Lederfabrikanten mit Villen bebaut wurden
und die, bendtigten keine Parkplitze an der StraRe. Auch in der anstehenden
Erneuerung soll diese Verbreiterung, wegen der ,Parkplatznot” beibehalten werden,
obwohl fiir die gesamte StraRe, Bauabschnitte 1 und 2 zusammen, eine StraRenbreite
von 6,0 m vorgesehen ist. Wer ist fiir die Mehrkosten verantwortlich?

Abzweig ,Am Hasenberg”

Der Teil wird nicht erneuert, muss aber wegen zu geringer Parkplatze, mit betrachtet
werden. Diese schmale und steile SeitenstraRe mit einer 90 © Wende, die mit
schweren LKWs von unten nicht anzufahren ist und auch von den Landwirten
zwangsliufig gemieden wird. Fiir schwere Lastwagen ist an dieser Stelle keine
Durchfahrt mdglich, die erfolgt dann iiber den kompletten Bauabschnitt 2 mit der
Umfahrung iiber das , Frankental”. Dieser Verkehr, der fiir uns ein Durchgangsverkehr
ist, wird von der Verwaltung nicht beachtet. Ungiinstige Wetterverhaltnisse sind ein
weiterer Grund fiir diesen unerwiinschten Umleitungsbetrieb und die fehlenden
Garagen + Stellplatze. Das sind alle Griinde fir die ,Parkplatznot”. Anlage 2, Foto 1
aus Anlage 6.

Eine Nachfrage zu Parkplatz — Abldsesummen, die die Stadt in dem gesamten Bereich
der MiiStr. eingenommen hat, wurde nicht beantwortet. Solche Summen, die in den
vergangenen 43 Jahren eingenommen wurden, miissten eigentlich den damaligen
Zahlern der ErschlieBung noch nachtréglich gutgeschrieben werden, denn sie haben
die fehlenden Parkpldtze bezahlt und nicht die Gemeinde.

7.2 Bauabschnitt 2

Das ist die Strecke vom Abzweig ,,Am Hasenberg” bis zum Frankental. Der Abschnitt
ist ca. 700 m lang und die Fahrbahn durchgehend 6,0 m breit. Die breite soll
durchgéngig bleiben. Dieser Bauabschnitt wurde von 1975 bis 1982 mit dem
StraRenbau und den Leitungsarbeiten ,erschlossen”. Der Baubeginn Neu kann erst
nach Fertigstellung des Bauabschnittes 1 beginnen.
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Der erste Teil des Bauabschnittes 2, ist ca. 250 m lang und beidseitig bebaut. Auf
beiden Seiten befinden sich Gehwege. Die Fahrbahnbreite betragt ca. 6,0 m. Geparkt
wird einseitig, an den talseitig stehenden Geb&uden entlang, bei denen es sich zum
Teil um altere Mehrfamilienhduser handelt, die vermutlich der Stadt gehérten, aber
schon vor 1960 gebaut wurden und seit Jahrzehnten privatisiert sind.

Anlage 2. In Anlage 4 sind 3 Fotos (Foto 2 + 3 sind gegenlaufig aufgenommen).

In diesem StraRenteil wurde in der ErschlieBung kein Abwasserkanal in der StralRe
verlegt, sondern am tiefsten Punkt in der Talsohle, in den jetzigen Privatgarten. Nun
soll in diesem StraRenstiick der Kanal erganzt werden unter Beibehaltung des Kanals
in den Privatgrundstiicken. Die Beitragszahler miissen vermutlich diesen Fehler der
Stadt bezahlen. Die Kosten dieser Teilstrecke miisste die Stadt komplett {ibernehmen.
Anlage 12 aus der Planung der Stadtwerke.

Der zweite Teil des Bauabschnittes 2, ist der einseitig bebaute Bereich von ca. 450 m
Linge. Die Ausbaubreite soll wieder 6,0 betragen, obwohl 5,0 m ausreichend fir die
Anlieger wéren.

Letzeres hatte der StraBenplaner fiir eine Erneuerungsvariante ,,angeboten®. Das
kann in der Notiz aus der Anliegerversammlung vom 22.11.2016. entnommen
werden. Diese 5,0 m Breite wurde von den ,Anliegern” aus den beidseitig bebauten
Bereichen abgelehnt, Seite 4/4. Damit stellt sich die Frage, wer diese Mehrkosten
bezahlen muss? Kann eine zweifelhaftete ,Anliegermehrheit” ihre Eigeninteressen
einer Minderheit kostenmaRig aufzwingen? Das darf so nicht sein.

Dieser Abschnitt ist besonders interessant, denn meine Vorfahren haben 1975, eine
StraRenbreite von 5,0 m eingefordert, was mit unrealistischen Argumenten abgelehnt
wurde. Heute werden die 5 m, als moglich vom Planer bestatigt, was 1975 erst recht
ausreichend gewesen wire. Von meinen Vorfahren verlangte die Gemeinde den
Verkauf eines Grundstiicksteils von 3,0 m Breite, um die 6,0 m Stralenbreite
verwirklichen zu kénnen. Die Stadt argumentierte damit, dass eine 5,0 m breite
StraRe zu gering sei fiir die Garageneinfahrten auf der Bergseite | Vergessen wurde
dabei, dass auf diese Seite noch 1,50 m Gehwegflache zur Verfliigung standen.

Auch damals verfolgte die Stadtverwaltung nicht die Interessen der ,Anlieger”,
sondern sie hat ihre Vorstellungen durchgesetzt, vermutlich fir gedachte, zukiinftige
Baugebiete, die auRerhalb der damaligen ErschlieBung lagen. Die Landwirtschaft, die
damals noch mehr einer Einwohnerversorgung diente, hat sicher auch eine erfolig-
reiche Lobbyarbeit dazu betrieben.

Heute versucht man, durch Mitgliedschaft in einer Partei, friihzeitig an Informationen
zu kommen, um diese flir Eigeninteressen nutzen zu kdnnen.

Schon zu dieser Zeit ist es der Gemeinde gefungen, aus einem Feldweg eine - fiir die
damaligen Verkehrsverhiltnisse - iiberbreite Straf3e durchzusetzen und diese

Dann mit den ,ErschlieBungsbeitrigen” von 90 % von den Eigentiimern bezahlen
lassen.
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Auf der Bergseite der StraRe befindet sich ein Gehweg. Auf der Talseite sind
Boschungen von sehr unterschiedlicher Hohe, die bis in den Talgrund reichen.
Geparkt wird an der Gehwegseite. Anlage 2, Fotos 4 bis 7 aus Anlage 5 . Das

Foto 7 zeigt den Abzweig zum Frankental und das Ende der ,,Grunderneuerung”

Von Anfang an wurde aus den 2 ,Fahrspuren” eine durchgéngige Parkspur und auf
der Talseite eine durchgehende Fahrspur. Der ganze Verkehr verlduft auf dieser
AuBenspur, im ehemaligen Auffiillbereich der Verbreiterung. Hier sieht man auch die

Folgen der mangelhaften Ausfiihrung der ErschlieBung an der StraBenoberflache.
Dort befinden sich die meisten Risse in der Fahrbahn. Anlage 2, Skizze Anlage 9 und
Foto 1 bis 4 aus Anlage 8.

Zur Erlduterung der StralRenbausituation habe ich die vorgenannte Skizze angefertigt,
Anlage 9, die den Dammaquerschnitt mit dem ehemaligen 4 m breiten Feldweg und
der entsprechenden Bdschung - vor der ErschlieBung - zeigt. Darunter ist der

Querschnitt des jetzigen Zustandes - nach der ErschlieBung - mit einer Fahrbahnbreite
von 6,0 m dargestellt. Erkennbar ist, dass der angedeutete Auffiillbereich fir die
StraRenverbreiterung unter der Fahrspur liegt und vermutlich der Grund ist, flir das
stellenweise Absacken der Stralle und die Risse.

Am Ende der Erneuerungsstrecke flihren weitere ,ErschlieBungsstralen” in bebaute

Gebiete, die ohne die Minsterer StraRe, nicht zu erreichen waren. Hieraus ergibt sich,
dass zumindest in unserem einseitig bebauten Bereich, ein gréRerer Durchgangs-
verkehr aus den weiteren ,ErschlieRungsstraRen” und Wegen verursacht wird.

Die Stadtverwaltung stuft unsere Straf3e falsch ein, wenn sie vorgibt, dass diese
eine Verkehrsanlage sei, die iiberwiegend aus dem Verkehr unserer Anlieger
entsteht.

Dies kann zumindest nicht fiir den einseitig bebauten Bereich gelten und die Radar-
Messung der Stadt konnte sowieso nicht in Durchfahrt und Anlieger trennen, damit ist
sie eigentlich unbrauchbar. An der Stelle, wo der meiste Verkehr anfallt, in der
beidseitigen Bebauung, wurde nicht gemessen!

8. Verkehrsbelastung aus weiterfiihrenden StraBen/Wegen

8.1 Die Strecke von der Abzweigung , Frankental” bis zur ,Gundelhard” ist ein
wesentlicher Faktor in unserem Durchgangsverkehr. Uber diese Teilstrecke, von der
Ausbaustrecke Miinsterer Str. kommend, lauft der gesamte landwirtschaftliche
Verkehr zu den Feldern oberhalb der ,Gundelhard”. Anlage 1a,

Ein gepflasterter Weg, der als Mlnsterer ,StraBe” bezeichnet wird, fiihrt vom
Frankental zu den Hiusern 57, 57 a, 59, 59a bis Haus 63. Diese Strecke ist ca. 250 m
lang. Hier ist ein Heizungsbaubetrieb ansdssig, der mit umfangreichen Fuhrpark ein
Teil unseres Durchgangsverkehrs erzeugt. Das gleiche gilt fiir den Gartenbaubetrieb
im Frankental. Beide Betriebe nutzen unseren StraRenteil nicht nur ,voriibergehend”
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sie nutzen ihn auf Dauer, denn es gibt keine sonstige, offizielle Zufahrt. Das gilt auch
fiir die Gundelhard Immobilien und die Landwirtschaft, die ihre , Arbeitstdtten” dort
hat. Anlage 1a. Fotos 2 bis 4 aus Anlage A.

Die Beschilderung, an der Zufahrt zeigt, wie Hofheim sich mit einem Schild ,,Anlieger
frei”, (das allen eine Durchfahrt gewihrt) vor lastigen Beschwerden und Durch-
fahrtsverboten abschirmt. SchlieRlich bringt die Gaststatte dort Gewerbesteuer ein,
Ein beliebtes Verfahren in den Kommunen.

Anlage 11, Fotos 3 + 4.

Von Haus 63 bis zur {iberregional bekannten Gaststatte ,,Gundelthard” gibt es dann
einen ca. 700 m langen Feldweg, der einmal gepflastert wurde und der vor ca. 10
Jahren zu einem bituminierten Weg ausgebaut wurde, um die Zufahrt fur PKWs zu
erleichtern. Anlage 1a, Fotos 4 aus Anlage A.

Gaststitte ,,Gundelhard”

Verkehr auf der ,Gundelhard” Anlage 1a, Fotos 5 bis 8 aus Anlage B. Von der
Gaststitte, die auf Hofheimer Grund steht, fiihrt die Strae nach Kelkheim. Kelkheim
hat eine ,s0 da* Schranke vor der ,Gundelhard” stehen, die in den letzten Jahren
selten geschlossen ist, so dass ein inoffizieller Durchgangsverkehr von und nach
Kelkheim entstanden ist, der von beiden Gemeinden nicht verhindert wird. Eine
Abriegelung durch die Schranke - auf dem Kelkheimer Gebiet - wird weder von
Kelkheim noch von Hofheim kontrolliert und der Gastwirt hat den Schlissel zur
Schranke.

8.2 Strafe iiber Frankental zum oberen und unteren ,,Am Hasenberg”

StraBe im Frankental, ca. 250 m lang, Breite ca.3- 4 m, halftig ohne Fahrbahn-
befestigung, ist einseitig bebaut. Ein Anlieger fihrt einen Gartenbaubetrieb, der
ebenfalls mit LKWSs, Anhanger, Kastenwagen und mehreren PKWs unterwegs ist.
Diese StraRe stellt die Verbindung zu der Bebauung ,Am Hasenberg® oben, und zu
dem unteren Teil davon dar. (Abzweig vom Bauabschnitt 1) Fiir die Landwirtschaft ist
dies auch die Verbindung zu den Ackerflichen auf dem ,Hahnenkopf”

Anlage 1a, Foto 2 aus Anlage 6 ist die Einfahrt in das Frankental

Hasenbergbebauung

Dort stehen 4 bis 5 Familienhauser, mit bis zu 4 Wohnungen. Der Verkehr aus diesem
Bereich ist ebenfalls unser Durchgangsverkehr. Wie geschildert lauft der LKW Verkehr
flir den unteren Hasenbergabzweig, auch (ber das Frankental.

Wir wissen, dass im Jahr 2013 die Eigentimer auf dem ,Hasenberg” eine
Bauvoranfrage flir groReres Bauvorhaben gestellt haben, das nur mit dem Hinweis auf
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den Neubau unserer StraRe zeitlich aufgeschoben wurde. Eine strikte Ablehnung
erfolgte nicht von allen Behorden.

Das bedeutet, die Stadt hat natiirlich das gréRte Interesse daran, dass unsere
Fahrbahn 6,0 m breit bleibt und wir das bezahlen.

9. Mingel, Willkiir und Ubertreibungen

9.1 Mangelnde Information zu Beginn
Das erste Erneuerungsprojekt war die ,Mainzer StraRe”, dort wurde schon 2014 mit
den Arbeiten begonnen.
Ich beanstande, dass die Miinsterer StraRe an der 2. Stelle in der ,Zehnjahresliste”
vom 18.11.2014 stand. Die Planung sollte Anfang 2015 begonnen werden und die
Ausfiihrung in 2016 beginnen. Die ,Beitragszahler” der Mainzer StralRe bekamen
schon 2014 eine Teilrechnung zugestellt. Ich erfuhr, dass fir ein Eckgrundstiick eine
Summe von 70.000 € gefordert wurde. Das war der Grund, weshalb ich friihzeitig
versucht habe Niheres zu erfahren. Meine Berufserfahrung lieR mich Schlimmes
beflirchten, was sich ja auch bestétigt hat. Dass Baukosten aus Ausschreibungs-
ergebnissen selten die Endkosten darstellen, ist eine der wichtigsten Erfahrungen.
Dazu kam noch die alte Weisheit: im StraRenbau wie im Tunnelbau gilt:

,, Vor der Hacke ist es dunkel”.
Der ,Beitragszahler” hat wihrend der Beitragsermittlung weder einen Einblick in die
Gestaltung der Ausschreibung noch auf Vergabeverfahren und Preise. Er muss aber
75 % der Kosten bezahlen. Fiir die Vergabe der Bauleistungen liegt die Vermutung
nahe, dass damit vordringlich die 6rtliche Baufirmen beauftragt werden sollen, was
ich zwar fiir legitim halte, was aber keine Gewahr dafiir ist, dass die Vorschriften
eingehalten werden und ziigig gearbeitet wird. (von 1972 bis 1982 war das nicht s0).

9.2 Auswirkung des KAG und den Satzungen

Die Rechtsgrundlagen der KAG und die zusatzlichen Satzungen der Gemeinden, sind
fur die Biirger so etwas wie Knebelvertrage, denen sie nichts entgegensetzen kénnen.
Sie werden enteignet und von den Sorgen um ihre Vorsorgeersparnisse fiir Rente und
Gesundheit ,befreit”. Die Beitragssummen sind ruinierend und sie setzen die Lebens-
planungen ganzer Familien auRer Kraft. Wer dann noch erféhrt, dass einer
Neunzigjshrigen von der Verwaltung geraten wird ihr Haus zu verkaufen, der
zweifelt an dem politischen System.

Man sollte die beabsichtigte gemeinsame Bankenhaftung in der EU auch mit der
gemeinsamen Haftung fiir den StraBenbau verbinden! Jedenfalls ware das Thema
Haftung dann schnell erledigt.
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9.3 Systemfehler, ungeklirte Annahmen und iiberzogene StraBen-

bemessung

Das entscheidende Grundibel des Beitragssystems ist, dass die Gemeinden keinen
Anreiz haben Ausgaben zu sparen, wenn die ,Anlieger” 75 % der Kosten libernehmen
miissen, das wird Uberdeutlich. Sie sind auch nicht zum Sparen verpflichtet!

Es beginnt schon mit der Einstufung als AnliegerstraRe, die in der Bemessung von
StraRen nach RStO 12 nicht vorkommt. Die Stadt kann die StralBe benennen wie sie
will, bemessen muss sie nach der RStO 12! Der Bodengutachter stuft sie nach dieser
Norm als eine WohnstraRe ein und vermutet, dass sie in der Belastungsklasse BK 0,3
oder BK 1,0 einzustufen ist.

Vermutungen sind in dieser Berechnung nicht zuldssig. Hier liegt wahrscheinlich schon
der Einfluss der Bauverwaltung vor, denn die Norm verlangt eine Berechnung, die
aber fehlt.

Fiir den Bereich der einseitigen Bebauung ist schon die Einstufung in eine Wohnstralle
fraglich, denn hier wurde ein Verkehrsaufkommen von 258 Fahrzeugen in 24 Stu nden
gemessen, das waren ca. 11 Fahrzeuge in der Stunde. Was aber schon irreflihrend ist,
denn nachts ist es in landlicher Gegend ruhiger, wenn uns nicht der Flugverkehr
aufgehalst worden widre. In Trockenwetterzeiten, an Wochenenden, Ferienzeiten und
in den Abendstunden, macht sich dann der Ausflugsverkehr der Autowanderer
bemerkbar, die zur und von der Gaststétte ,Gundelhard” unterwegs sind.
MaRgebend fiir die StraRenbemessung ist die Verkehrsbelastung in Kfz und
ausschlaggebend die Anzahi des Schwerverkehrs in 30 Jahren. Das aber konnte mit
der Art der Messung nicht festgestellt werden. Es entbehrt jeder Logik eine
Verkehrsmessung an der einseitizen Bebauung durchzuflihren, die dann auch fir die
beidseitige Bebauung gelten soll.

Mit den gemessenen Werten wire das eine Belastung, die nach RASt 06 weit unter
dem kleinsten Verkehrsaufkommen eines Wohnweges liegt, mit < 400 Fahrzeugen je
Stunde. Deswegen ist die Messung des Schwerverkehrs und die Hochrechnung auf

30 Jahre maRgebend, ansonsten wiirde uns ein FuBweg reichen.

Eine Verkehrsmessung im Bereich der doppelten Bebauung fand nicht statt, dort ist
naturgemiR mehr Verkehr, als in dem Bereich der einseitigen Bebauung. ldeal ware
eine Messung an der Einmindung zur LandstraBe gewesen.

Wenn man allerdings davon ausgeht, dass der Beitragszahler fir die Uberbreiten des
Landwirtschaftsverkehrs, Personenverkehr und Wirtschaftsverkehrs aus den
AuRenbereichen aufkommen muss, so wie die Stadtverwaltung es offensichtlich sieht,
dann erscheint das alles plausibel.

Die Bauverwaltung beeinflusst die Gutachter und Planer, ob absichtlich, oder nicht,
denn sie erteilt die Auftrige an die Gutachter und diese werden sich hiiten den
Verwaltungsbeamten zu widersprechen. Wenn andere zahlen, dann wird geklotzt, so
wie hier in der StraRenbreite und dem Aufbau der StraRendecke. So wird auch
deutlich, warum Baudezernenten sich fragen, was kann ich als Verwalter noch
vorschreiben, damit sich mein Wunsch: ,unser Dorf soll schoner werden” auch erfillt.
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Dann gibt es auch einmal weiRe Bordsteine, buntes Pflaster, neue Beleuchtungen und
vieles mehr. Auch eine ungiinstigere Qualititseinschdtzung der bestehenden Kanale,
und/oder einer neuen StraRendecke, die mit 65 cm Materialaufbau véliig Gbermessen
ist. Sie ist fiir einen zukiinftigen Schwerstverkehr in einer Anliegerstralle ausgelegt
und gleicht damit eher einer LandstraRe. Der Verdacht liegt nahe, dass an eine
Durchgangsstrae nach Kelkheim gedacht wird, obwohl das bisher immer verneint
wurde.
Auch der StraBenplaner schreibt in seinen Notizen, zu der Anliegerversammliung
vom 22.11.2016, dass in einer StraBenvariante eine Straflenbreite von 5,0 m
moglich ware.
Der ehemalige Amtsleiter schreibt dazu {14.03.2017), dass eine gesetzliche
Durchfahrtsbreite von mindestens 3,05 m fir ,Rettungsfahrzeuge, Feuerwehr,
Landwirtschaft und Miillfahrzeuge” einzuhalten wire. Nur im Bauabschnitt 1 wird das
nicht eingehalten und in anderen StraRen ebenfalls nicht. Das MaR ist fir die
Hofheimer Landwirtschaft gedacht und fiir alle anderen ist es ein Scheinargument.

Ersichtlich ist, dass das ,,immer breiter, immer schwerer” im StraBenverkehr, der
Staat zu verantworten hat und nicht einzelne StraBenanlieger. Deshalb geh6ren die
StraRenbaukosten auch dort hin!

Damit ist eine Erklarung meinerseits, zu der Bemessungsart der Fahrbahnbreite, nicht
mehr erforderlich. Nur kurz dazu: Auch die Breite wird durch die Verkehrsbelastung
bestimmt, genau wie der Schichtenaufbau der StraRendecke.

Unberiicksichtigt bleibt, dass der Bau der ErschlieBungsstraRe schon zu 90 % von den
Anliegern bezahlt wurde und jahrzehntelang - von den in der Streckenbeschreibungen
erwihnten Benutzern — kostenlos befahren wurde. Hervorzuheben ist hier immer die
Landwirtschaft, die mit ihren gréer und schwerer werdenden Fahrzeugen, die Strafie
mehr belastet als die Anlieger. Eine Landwirtschaft, die ihre einzigen Ackerflachen
oberhalb der ,Gundelhard” - und am ,,Hahnenkopfgebiet” hat und nur iber die

L MUiStr.“ zu erreichen ist. Eine Landwirtschaft, die nur zum geringeren Teil noch zur
Versorgung der Bevolkerung beitrdgt, dafiir aber mehr fiir die Versorgung von
Reitstéllen.

9.4 Die ,Blrgerbeteiligung”

Diese Einrichtung mag eine gute Absicht haben, kann aber auch missbraucht werden.
Fiir die ,M{Str.” war sie aus folgenden Griinden in maRgeblichen Teilen nachteilig
und die Abstimmungsergebnisse der ,Anliegerversammlungen” halte ich fir rechtlich
unwirksam.

Alle einberufenen ,Anliegerversammiungen” (it. Protokoll) waren &ffentlich, es
konnte jeder teilnehmen und abstimmen, ohne eine Begrenzung auf die zahlenden

Eigentimer.
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Es nahmen auch Personen abzweigender StraBBen teil, Geschdftsleute mit Fuhrpark,
Landwirte, alle mit wenig Interesse an einer schmalen StraRe. Die Abstimmungen
wurden nicht auf die Anlieger/Eigentiimer begrenzt und abgestimmt wurde per
Handzeichen. Damit konnten Paare auch zwei ,Stimmen” abgeben.
Eine weitere, negative Auswirkung hat die Tatsache, dass die Anwesenden aus der
beidseitigen Bebauung (theor. 40 Eigentiimer) immer die Mehrheit der Anwesenden
haben mussten und damit z. B. in der Abstimmung zur StraBenbreite die ,Mehrheit”
hatten. Letztlich ist zu hinterfragen, ob Eigentiimer aus einem Bereich mit Interesse
an einer moglichst breiten StraBe, einer Minderheit, die dies Interesse nicht teilt, die
entstehenden Mehrkosten aufzwingen darf.
Ich halte diese Art der Abstimmungen fiir nicht zuldssig.

9.5 Gutachten und Bewertung, auch riickblickend auf die ErschiieBungs-

ausfiihrung

Auswirkungen der Erkenntnisse aus der Baugrunduntersuchung und dem Stralenbau-
technischen Gutachten auf die Erneuerung und auf die ErschlieBung.

Mit den Erkenntnissen dieser Untersuchungen und deren Bewertungen wurde der
Untergrund und die StraRendecke in Ganze als untauglich fiir die Erneuerung einge-
stuft. In der Anlage 9 sind Ausziige, aus dem Baugrundgutachten und in der Anlage 10
aus dem StraRenbautechnischen Gutachten beigefligt, jeweils 5 Seiten. Die
wichtigsten Aussagen sind markiert. Bei weitergehendem Interesse ist eine komplette
Einsicht, Uber die im Punkt 1. Vorwort, Unterpunkt 6. genannten Adresse, moglich.

Auch zu Beginn der ,ErschlieBung” 1972 gab es eindeutige Regeln fiir den
Straenbau und die Ergebnisse der Gutachten zeigen, dass weder die damaligen
Normen, noch die Ausfiihrungen im ErschlieBungsbau iberwacht und kontrolliert
wurden. Die nach der damaligen ZTVE-StB 65 geforderte Verdichtungswerte fur
Erdarbeiten sind die gleichen, wie in der heutigen RStO 12 und ZTVE- $tB 06, nur
dass sie in den damals {iblichen MafReinheiten angegeben wurden.

Fiir die Oberkante der Frostschutzschicht mussten 1972 ein Tragfahigkeitswert von
1,200 kp/cm eingehalten werden, was identisch ist mit den jetzt geforderten

120 MN/m?*. Die Lagerung unter der Fahrbahn musste im Dammbereich, das ist auf
der Talseite - im einseitig bebauten Bereich - der Fall, eine Verdichtung von 450
kp/cm?® haben, was wiederum den geforderten 45 MN/m? der RSt0 12 entspricht.
Im StraRenbautechnischen Gutachten wird die Unzuladnglichkeit des bestehenden
StraBenunterbaus und der Fahrbahndecke beschrieben, Anlage 10.

Zur Frostsicherung und Fifterstabilitat hétten die Schichten unter der Frostschutz-
schicht, nach den Kornkurven von ,Terzaghi“ {nicht Draghi) abgestuft sein m(issen.
Das war aber nach den Untersuchungsergebnissen nicht der Fall. Mit der bitumindsen
StraRendecke und dem Schotter verhalt es sich nicht anders, sie sind von
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unregelmiRiger Dicke nicht kornabgestuft und von minderer Qualitat. Selbst, wenn
die Stadt in vergangenen 43 Jahren die Verschleischicht hétte erneuern wollen, was
sie eigentlich hdtte machen miissen, es ware nicht diberall moglich gewesen. Es liegt
die Vermutung nahe, dass damals keine Bodenuntersuchungen stattfanden und die
Bauarbeiten nicht Uberwacht und liberpriift wurden.

Der StraRenaufbau der ErschlieRung kann nicht durch die Benutzung dermaRen
heruntergekommen sein, und wenn, dann trigt die Stadt die Verantwortung, denn sie
hatte die StraBenbefahrung mit einer Héchstlast —Einschrankung versehen mdissen.
Hier liegt aber ein Totalschaden vor, der seinen Ursprung in der damals fehlerhaften
Herstellung hat und fiir den die Stadt Hofheim jetzt die Verantwortung zu tragen hat,
sprich die Kosten.

Nur wer klagt das ein?

9.6 Weitere Baufehler der ErschlieBung. Wirkung auf die Kosten der

Erneuerung.

Die Wahl des Schichtenaufbaues und die Bemessung der neuen Straendecke wird
durch die erforderlichem Belastungsaufnahme des Planums bestimmt. Das Planum
liegt aber bei den angegebenen StraRendicken in den Gutachten entweder 50 cm
oder 65 cm unter der OK Fahrbahndecke.

Beide Gutachten halten aber die Auffiillungen nicht fiir den erforderlichen
Verdichtungswert von 45 MN/m? geeignet. In der Folge wird von dem gesamten
Unterbau nichts fur die Erneuerung zu verwenden sein, im Gegenteil, die mangelhafte
Verdichtung des Untergrundes, in dem Bdschungsbereich (Skizze 7 in der Anlage} und
der ungeeignete Auffiillbereich muss ersetzt werden, in einem Umfang, der erst bei
der Herstellung ersichtlich sein wird.

Der neue StraRenoberbau, der im Baugrundgutachten fiir die Belastungsklasse

BK 0,3 einen Deckenaufbau von 14 cm Asphalt und 36 cm Frostschutz vorsieht, hat
dementsprechend eine Gesamtdicke von 50 cm.

In dem StraRenbautechnischen Gutachten wird, wie in dem Baugrundgutachten auch,
von einer Belastungsklasse BK 0,3 ausgegangen. Dieser Gutachter will aber

14 c¢cm Bitumen und 51 cm Frostschutz aus Mineralbeton, das sind 65 cm
Gesamtdicke. Anlage 10, 5 Seiten. Er schreibt dazu, dass das etwas , méachtig
erscheine”. Dem kann ich mich nur anschlieRen, aber ohne die Begriindungen des
Gutachters zu akzeptieren!

Meine Begriindung dazu:

Der Auffullbereich aus dem Baugrundgutachten ist bis 1,0 m unter der Straen-
oberkante erkundet. In beiden Gutachten wird das angetroffene Material als nicht
geeignet bezeichnet und es wird darin bezweifelt, dass die Norm-Verdichtungswerte
erreicht werden kénnten.




64

16
Wenn ich also davon ausgehe, dass die Oberkante des jetzigen Asphalts sich nicht
groR von der neuen OK unterscheiden kann, dann bedeutet das fur die
Ausfiihrung nach dem Bodengutachten: 1,0 m Aufflllung — 0,50 m Stralendecke =
ca. 0,50 m Restmaterial von unbrauchbarer Qualitat.
Bei Ausfiihrung nach StraRenbautechnischem Gutachten:
1,0 m Auffiillung — 0,65 m StraRendecke = 0,35 m Restmaterial, von unbrauchbarer
Qualitat.
In beiden Fillen wiirde Restauffiilimaterial stehen bleiben, oder ersetzt werden
miissen, zudem ist nicht auszuschlieRen, dass die unbrauchbaren Auffiillungen noch
tiefer anstehen. Ist das , Restmaterial” aber verwertbar und die Werte E,; > 45
MN/m?sind dort zu erreichen, dann ist auch die diinnere Frostschutzschicht, die
schon fiir das Verkehrsaufkommen - im einseitig bebauten Bereich - ,,etwas viel
michtig” erscheint, ausreichend. Die Bauverwaltung hat aber die 65 cm dicke
StraBendecke vorgeschrieben.

Auf so etwas freuen sich alle Baufirmen ; die Nachtridge und Massenverédnderungen
im Leistungsverzeichnis werden kein Ende haben.

10. Webhrlosigkeit des Biirgers, Ausfiihrungszeiten und die Beitrags-

berechnung

Die Vorgaben der Hessischen Landesgesetze, das Kommunale Abgabengesetz,

das Hessische Verwaltungsverfahrensgesetz und die zusatzlichen diversen Beschlisse
und Satzungen, sind so gestaltet, dass der betroffene Biirger von der Planungs- und
Kostengestaltung moglichst ferngehalten wird.

Die Vorgaben sind fiir den Biirger strangulierend verfasst. Strangulierend, um Klagen
im Vorfeld zu verhindern und nach dem die Beitragsforderung zugestelit ist, sollen die
hohen Streitwerte die Prozesse verhindern. Ich hoffe, dass die Juristenlobby keinen
Finfluss auf den Gesetzesantrag hat, denn fur sie ist das Ganze eine Art Arbeits-
beschaffungsprogramm.

Sollte eine Kommune jemals eine Klage verlieren, dann zahit der StraRBenbeitrags-
zahler mit seinen Steuer-und Geblihrenrechnungen die Kosten der Verwaltung
hinterher noch mit. Der Biirger klagt also gegen sich selbst.

Ein Irrsinn!

In dem Zehnjahresprogramm der Stadt Hofheim, das fir die ,,Grundhaften
Erneuerungen” 2014 veréffentlicht wurde, sollte mit der Planung fiir die Munsterer
StraRe schon 2015 begonnen werden und 2016 war die Ausfiihrung des 1. Bauab-
schnitts vorgesehen. Das hat sich alles verschoben. Es ist abzusehen, dass die gesamte
Fertigstellung sich Giber 2020 hinziehen wird und damit immer teurer wird.
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Neusten Angaben zur Folge sollen im Handwerk und Bau von 2016 bis 2017 eine
Inflation von 4,50 % entstanden sein!
Unsere StraRenbaukosten wurden 2016 von dem StraBenplanungsbiro insgesamt auf
ca. 1.400.000 € geschitzt, die ich fiir zu gering halte. Schon bei min. 2 % Steigerung
pro lahr, sind die Kosten bei ca. 1,60 Mio, die auf die wenigen Eigentimern verteilt
werden sollen, mit einem Verteilungssystem, das nichts mit der StraBennutzung zu
tun hat.

Verteilungssystem der StraRenbeitragskosten- Schatzung

Was hat die GrundstiicksgroRe mit der StraBennutzung zu tun? Fiir ein kleines
Grundstiick, mit maximaler Ausnutzung zahlt der Eigentiimer weniger, als ein
Eigentimer mit einem gréReren Grundstiick, das nicht maximal, aber in gleicher
GroRe bebaut ist.

Z. B. ist unser Grundstiick seit 1937 ein ,soda” Grundstiick, was baulich nicht maximal
ausgenutzt werden kann, und darf. Der Eigentiimer des kleineren Grundstiickes hat
keine Garage und keine eigenen Stellplitze, dafiir aber 5 PKWs in Betrieb, die mangels
Garage, oder privatem Abstellplatz, alle auf der StraBe parken. Unser einziges Auto
steht in der Garage.

Warum miissen wir, die wir die StraRe nicht als Parkplatz nutzen, die durchgehende
950 m lange Parkspur fiir alle anderen mit bezahlen?
Wo ist unser Vorteil von Dauer, von dem im Gesetz gesprochen wird?

Unsere gesamte Grundstiicksfliche (steiler Hang bis zu 45 % Steigung, felsiger
Untergrund) wird mit einem ,Veredelungs“-Zuschlag (Verwaltungsgesdusel), von
1,25 multipliziert. Im Ergebnis wird der Eigentlimer mit dem etwas groReren
Grundstiick héher belastet, als der Nachbar mit dem kleineren Grundstuick.

Vollig absurd ist die Tatsache, dass ein Grundstiick dann aber nicht entsprechend der
GréRe genutzt (bebaut) werden darf, obwohi fiir die Beitragsberechnung das gesamte
Grundstiick mit diesem ,Veredelungsfaktor” von 1,25 multipliziert wurde. Es geht
offensichtlich nicht um eine Gleichbehandlung, sondern nur um hohere Zahlungen.
Preisfrage: Welcher Eigentumer wird benachteiligt?

Wo ist die Logik, wo das Gleichbehandlungsgebot in diesem System?

Genauso verhalt es sich mit der Begriindung, warum die Anlieger Giberhaupt bezahlen
sollen. Mit welchem ,nicht voriibergehenden Vorteil“ kann der Eigentlimer eigentlich
rechnen, wenn er eine StraBe zu 75 % bezahlen muss, die véllig an seinen
Bediirfnissen vorbei geht? Zumal wenn sie von der Familie schon einmal zu 90 %
bezahlt wurde? Zahlt ein Kaufer mehr fiir diese Immobilie?

Wer denkt sich so etwas aus? :

Das Berechnungssystem kann in den stddt. Unterlagen zu der Eigentimer-
versammlung, vom 24.05.2016 , Seite 7 bis 17, eingesehen werden. Zugang im
Internet, wie unter Vorwort, Punkt 6. beschrieben.
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11. Liste der Beanstandungen

1. Das grofite Ubel ist, dass die Interessen aller Beteiligten gegensitzlich sind, so
zumindest in den groBeren Gemeinden, die total verschuldet sind.

Diese Gemeinden wollen jetzt ihre jahrelang vernachldssigten Versorgungssysteme
und StraRen erneuern und mit aller Macht versuchen sie die vorgegebene Geldquelle
maximal auszunutzen. Mit dem Begriff ,AnliegerstraRe” wollte unser ehemaliger
Bauverwaltungsleiter suggerieren, dass die Strale vorwiegend dem Verkehr der
Anlieger dient. Das ist zumindest fiir den Bereich der einseitigen Bebauung falsch und
fiir alle anderen Bauabschnitte auch nicht belegt. Auch aus der Herstellung der
ErschlieBungsstrale kann das nicht abgeleitet werden. Unser Teil der Strafe dient
vorwiegend dem Durchgangsverkehr und das hatte festgestellt werden missen. Es
stellt sich auch die Frage, ob der Hinweis des Bodengutachters, dass es sich um eine
,WohnstraRe” handelt, richtig ist. Mit dieser Festlegung, wurde eine StraBenbreite
von 6,0 m und einer StraBendecke, inkl. Unterbau, von insgesamt 65 cm gewahit.

Das ist aber fiir eine WohnstraRe, oder einen Wohnweg mallos lbertrieben!
Letztlich will die Stadtverwaltung nur 25 % der Kosten tragen, aber so etwas wie eine
100 % LandstraRe bekommen und die Mehrkosten den Eigentimern aufhalsen!

Im Unterschied zu kleineren, selbstindigen Gemeinden, in denen sich die Bewohner
untereinander noch kennen und ein gewisser Zusammenhalt besteht, gibt es das in
den Kreisstadten mit ihren Eingemeindungen nicht mehr. Ab einer gewissen GroRe
und der Aufteilung der Stadtverwaltung in Fachdezernate ist das nicht mehr moglich
und auch nicht erwiinscht. Die Blirgermeisterin, die offensichtlich nichts mit diesem
unpopuldren Geschift zu tun haben will, kann thnen in der nachsten Landtagssaison
erkldren, warum sie sich nicht dazu geduBert hat.

2. Zitat der Verwaltungsbeamten: lhnen steht dann der Rechtsweg offen! Zu jedem
Anderungsverlangen meiner Kritikpunkte miisste ich nach Erhalt der Rechnung eine
Klage einreichen. Gleichzeitig muss ich aber geschatzte 30 bis 35.000 Euro sammeln,
die ich innerhalb eines Monats zahlen muss. Man darf aber auch in 5 Jahresraten
bezahlen, mit 3 % Verzinsung auf den Libor-Zinssatz. Ich vermute, dass hierin noch

2 % fiir die Stadtkasse enthalten sind, die dann die 25 % Stadtanteil auf 23 %
reduzieren.

3. Die Gemeinde sucht Gutachter und Planer aus, die in dem Umkreis der Kommune
tatig sind. Wenn die dem Willen der Verwaltung nicht nachkommen, dann werden sie
zukiinftig nicht mehr beriicksichtigt. Das sind Abhéangigkeiten, Uber die niemand
Spricht. Um nicht in den Verdacht zu kommen, sollte eine Vergabe an Gutachter
Pflicht sein, die auch nicht im Entfernsteten am Tropf einer Kommune héngen.
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4. Eine Berechnung der Zwangsbeitrige mit GrundstiicksgroBen und ,Veredelungs-
faktoren” miisste wenigstens Faktoren enthalten, die einen wirklichen Bezug zur
StraRennutzung herstellen. Die Verwaltungsbiirokraten, die das bestehende
Verfahren erfunden haben, sind sicher auch in der Lage einige
,Verschlimmverbesserungsfaktoren” zu erfinden.

5. In der Formulierung zur Beitragspflicht schreibt die Stadt, am 24. September 2015:
Der ErschlieRungsbeitrag war fir ,den Sondervorteil der baulichen Nutzung oder
cewerblichen Nutzung”

Wenn es nicht so ernst wire, kdnnte man herzhaft lachen.

Der damalige ErschlieBungs-StraRenbau wurde zu 90 % von den Hauslebesitzer
bezahlt, wo ist da der Sondervorteil, wenn er die von ihm finanzierte StralRe nutzt?
Und was ist mit den Gewerbenutzern, die die ganzen 43 Jahre die ErschlieBungsstrale
genutzt, aber noch nie etwas bezahlt haben?

Der StraRenbeitrag ist von Eigentiimern zu erheben, ,denen die Mdglichkeit der
Inanspruchnahme der éffentlichen Einrichtung (hier die StraRe) nicht nur voriiber-
gehende Vorteile hietet”

Man geht eigentlich davon aus, dass offentliche Einrichtungen, also z. B. Toiletten,
auch aus 6ffentlichen Kassen bezahlt werden. Wir zahlen 75 % der &ffentlichen
Einrichtung, weil diese ,hicht nur vorrilbergehend Vorteile” fir uns hat?

Da schaue ich einmal den Durchgangsverkehr an, z. B. ,Anlieger” aulerhalb unserer
StraRe, die haben auch keinen vorriibergehenden Vorteil, sie haben einen stindigen
Vorteil, denn sie kénnen nur iiber unsere StraBe ihr Anwesen, Gaststatte, Wochen-
endhaus und die Ackerflachen erreichen!

Der Durchgangsverkehr und unser ,Anliegerverkehr” stellt die gesamte Verkehrs-
belastung dar, die in einem ordentlichen Verfahren, in unserem Fall, iber eine
langeren Zeitraum hatte getrennt festgestellt werden missen. Das war aber nicht der
Fall. Diese Zahlen wiren die richtige Grundlage fiir eine Bemessung der Strale
gewesen,

6. Der stadt. Bauverwaltung wird mit den einseitigen Gesetzen, Satzungen und
Vorschriften die Méglichkeit gegeben ihre Fehler von 1972 bis 1982 zu ubergehen
und vergessen 2u machen. Lesen Sie dazu mindestens die Punkte 9.5 und 9.6

Hier misste die Kommune gezwungen werden, die alte Erschlieung durch einen
vereidigten Sachverstindigten begutachten zu lassen, der dann auch die Ansatze fur
die Erneuerung Uberpriifen sollte. Auf keinen Fall geniigt es die bisherigen Gutachter
damit zu beauftragen.

Die Gemeinde, als Verantwortliche fiir die fehlerhafte Bauweise, muss die Folge-
kosten tragen und die ErschlieBungsbeitriage zuriickerstatten, oder mit den Neuen
Kosten verrechnen, denn hier handelt es sich um verdeckte Méngel, die von den
_Beitragszahler” auch nicht erkennbar waren. Die Auswahl des Gutachters ist mit den
Beitragszahlern” abzustimmen. Die Kosten trégt die Verwaltung:
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7. Das Auskunftsgesetz, inshesondere der § 29, muss gedndert werden. Es durfen zu
keiner Zeit sachbezogene Auskiinfte und Einblicke verweigert werden. Siehe Vorwort,
Pkt. 3. Heimlichtuerei der Verwaltung ldsst immer auf Verwaltungsfehler schlieBen.

8. Die ,,Burgerbeteiligung” muss sich auf die Beitragszahler beschranken und darf
nicht so, wie unter Punkt 9.4 geschildert gehandhabt werden. Zu jeder Stimmabgabe,
falls dieser Vorgang Uberhaupt rechtlich bindend ist, muss festgestelit werden, welche
Eigeninteressen Betreffende verfolgen. Es kann doch nicht sein, dass ein Fuhrunter-
nehmer, der seine Fahrzeuge im AuBenbereich abstellt, die Breite einer Strale
bestimmt, die er nur durchgéngig nutzt, zumal es sich bei unserer StraRe ja um eine
,Wohnstrale” handeln soll.

9. Es geniigt nicht, pldtzlich eine Liste fur die Bauvorhaben aufzustellen, die innerhalb
von 10 Jahren bearbeitet werden soll und sofort schon mit Bauarbeiten des ersten
Projektes zu beginnen. Die ersten Betroffenen kann der ,Schlag” treffen, bei den
Summen, die verlangt werden.

12. Geforderte Verinderungen und alternative Vorschldge Meine
Vermutung geht dahin, dass der Gesetzesvorschlag der Partei DIE LINKE schon allein
deswegen abgelehnt wird, weil er nicht von den gerne ,groen” Volksparteien
kommt. Eine Anderung der Gesetze wiirde, wenn es liberhaupt zustande kommt,
Monate dauern. Ich bin in diesem Fall fiir einen Stop - aller noch nicht angefangen,
oder beauftragten StraRenbauarbeiten - denn bis zu einer Anderung werden weiter
tausende Biirger belastet. Die Vorstellung, dass die Eigentlimer fiir abgeschlossene
Projekte in den nachsten Jahren dann verschont bleiben, halte ich fiir schwierig. Die
Lasung ginge nur iiber eine Abgabe, die alle bezahlen. Dann muss der
,Beitragszahler”, eines ehemaligen Projektes, nach dem ein ,Verfahren” eingefiihrt
ist, sein Geld zurlick - oder verrechnet- bekommen.

1. Die beste Losung ist der Gesetzesvorschlag der Partei DIE LINKE, oder eine
gleichwertige Veranderung des Systems aus einer anderen Partei!

2. Die zweitbeste Losung sind die wiederkehrende Beitrage, aber nur bei
Abstellung der Missbrauche in dem System. Auch in diesem Fall diirfen die
Planungen und die Kosten nicht nach dem jetzigen ,StraRenbeitragsverfahren”
ermittelt werden. Ich habe aufgezeigt, dass das jetzige System der Verwaltung
gestattet eigene Fehler zu verbergen und den Biirgern die Folgen nochmals in
Rechnung zu stellen.

3. Ganz wichtig ist, dass den betroffenen Blirgern erklart wird, dass sie alles, was
sie tiber das erforderliche hinaus verlangen, oder die Verwaltung dies verlangt,
bezahlen missen.
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Sollte die Verwaltung iiber den kostengiinstigsten Ausbau hinausschieBen,
dann hat sie diese Kosten voll zu Gibernehmen.

Unmaglich ist es, von den betroffenen Biirgern zu verlangen, dass sie die
Anwalts- Gutachter - und Klagekosten - zusétzlich zu den ,Beitragskosten®-
libernehmen miissen, wenn die undurchschaubaren, geschwurbelten Gesetzes-
texte und drtlichen Satzungen von gleicher Qualitat von Verwaltungsgerichten
als rechtens befunden werden.

Damit ist der Verwaltung ein diktatorisches Machtinstrument an die Hand
gegeben, von dem sie nur allzu gerne Gebrauch macht und mit dem sie alles
durchsetzt. Gelegentlich glaubt man auch so etwas wie Schadenfreude im Amt
zu erkennen. Im Moment macht die Verwaltung was sie will und die Aussicht
auf eine ruindse Klagemaoglichkeit ist eine Willkir!

Die strittigen Themen sollten ohne Gerichte und kostenfrei fir die Blrger gelost
werden kdnnen.

Schon die Erneuerungsliste mit den Projekten, die in zehn Jahren ausgefhrt
werden sollen, miissen etliche Jahre im Voraus den betroffenen Birgern
angekiindigt und evtl. besprochen werden, damit der Biirger rechtzeitig die
Flucht vor der ,Wegelagerei” ergreifen kann. Es genligt offensichtlich nicht, nur
die Stadtverordneten liber so etwas abstimmen zu lassen. Da stimmen Leute ab,
die weder die StraRen, noch das Verfahren und die rigerose Vorgehensweise
der Bauverwaltungen kennen.

Ich hatte den Eindruck, dass nicht das Wohl aller Birger im Vordergrund stand
sondern die Parteidisziplin. Mancher wird wohl aufgeatmet haben, dass seine
StraRe nicht erwihnt wurde. Unsere unbedeutende Stralle, noch halbwegs in
freier Natur, soll zu einer VorzeigestraRe werden, wie die Pflasterwliste in der
Stadt Hofheim.

Es muss doch eine Maglichkeit geben, schon in der Planungsphase, bei
unterschiedlichen Auffassungen zwischen Birger und Verwaltung, eine Klarung
ohne teure Anwalts- und Gerichtskosten, zu erreichen. Dass die Verwaltung
einfach diktatorisch bestimmt und liber die Gesetze und Satzungen einen
Widerspruch betroffenen Biirger so teuer macht, dass ein Einzelner sich das
nicht mehr leisten kann. Die ungeregelte Bebauung in unserem Taunustal '
hat in der Folge auch unter den Eigentiimern an der StrafRe unterschiedliche
Interessen verursacht, die keinen Gemeinsinn férdern.

ich stelle mir eine landesweite, oder in den Kreisen tatige Schlichtungseinrich-
tung vor, die aus Fachbereichen und Anwohnern, paritdtisch zusammengesetzt
sein miisste, die im Streitfall entscheidet. Die Geheimniskramerei, in der
Ausschreibungs- und Planungsphase um Gutachter und Planer, muss geandert
werden. So wie es jetzt gehandhabt wird bleibt immer ein Zweifel, dass alles mit
rechten Dingen zugeht.
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5. Die MiStr., als eine Stadtstrae zu bezeichnen, ist hochtrabend und soll

bedeuten, dass die StraRe wie eine StraRe in der Stadt hergestellt und aussehen
soll. Gepflasterte Gehwege im ldndlichem Raum sind eine unsinnige Lésung der
Verwaltung, denn damit erspart sie sich eine Festlegung zu Einbauten im
Gehweg. An die Anlieger, die die Gehwege kehren miissen und im Winter den
Schnee beseitigen, wird nicht gedacht. Lorsbach bleibt ein Dorf, das zwar in eine
Stadt eingemeindet wurde, was aber nicht bedeuten kann, dass die stddtische
Verwaltung aus einem ehemaligen Feldweg eine ,StadtstraBe” machen kann.
Die StraRe war ein Feldweg und bleibt ein StraRe zu den Feldern der
Landwirtschaft, mit geringfligigem Anwohnerverkehr, der seit Jahrzehnten mehr
durch Gewerbeverkehr, Fremdenverkehr und dem Ausflugsverkehr in den
AuRenbereich genutzt wird.

6. Das oberste Ziel einer Gemeindeverwaltung muss eigentlich das Gemeinwohl|
aller Bewohner sein. Die Infrastruktur einer Gemeinde durch einzelne Biirger
bezahlen zu lassen entspricht diesem Ziel nicht, denn hier ist eine Gleichbe-
handlung unméglich zu erreichen. Die Einfiihrung des jetzigen Systems, fiir
einen groRen Bestand an StraBen, in unterschiedlichem Alter und Zustand,
wird es immer so sein, dass es Menschen gibt, die in lhrem Leben nie von
einer Erneuerung betroffen sein werden und andere mehrmals.

Das Beitragsverfahren ist also ein Zufallsverfahren!

Gemeindeverwaltungen miissten gezwungen werden, den Aufwand fiir eine
Erneuerung von dem Aufwand zu trennen, der der Allgemeinheit dient und dem
Aufwand der nur den Anwohnern dient.

Sie miissen strikt trennen, zwischen dem, was flir die Anlieger der Mindest-
bedarf ist und nicht was ehrgeizige Verwaltungsvertreter fur ein landliches
Gebiet fir erforderlich halten. Selbstverstdndlich darf eine Kommune eine
StraRe nach ihren Wiinschen ausbauen, aber dann sind das Kosten flir alle
Biirger und nicht nur flir einzelne Betroffene.

Besonders wichtig ist: Schon am Anfang des Verfahrens mussen die Biirger ein
Mitspracherecht haben, auch vor der Verhandlung und Vergabe an die Bau-
firmen. Das kann durchaus mit einer kleinen Zahl an Biirger erfolgen. Aber es ist
wichtig, die Berechnung der Zwangsbeitrage so aufzuteilen, dass in Kosten
unterschieden wird, die von den Verwaltungsvorstellungen abhingig sind und
die Kosten, die von den Vorstellungen der Biirger abhangig sind. Damit lassen
sich falsche prozentuale Beteiligungsvorgaben vermeiden.

Es ist ein Unding, dass die Biirger nur (iber geschatzte Kosten Infomiert werden,
die auch manipulativ entstanden sein kénnen und dann am Tag X, von der
,Beitragssumme" (iberrascht werden. Wer steht denn fiir die Richtigkeit der
Zahlen ein? Keiner gibt dafiir eine Gewahr! Weder Planer noch Verwaltung
werden etwas zusagen und kdnnen sich darauf berufen, dass es doch alles nur
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Schatzungen waren! Dazu kommt noch, dass Mehrkosten im Bau auch die
Gebiihren der Gutachter und Planer steigen lassen kénnen. Die Baufirmen
verfolgen das gleiche Ziel !

Meine Damen und Herren Landtagsabgeordnete,
machen Sie diesem diktatorischen Verfahren bitte ein Ende. Befreien Sie uns von
diesem unwiirdigen, ungerechten und unsozialen Verfahren!

Anlagen:

1  Lageplan Miinsterer StraRRe, mit Eintrag der Bauabschnitte.

1.a Erginzung bis Gundelhard - Gaststatte, mit Landwirtschaftsflachen
und Fotos zu dieser Strecke.
Lageplan mit Bauabschnitten 1 und 2 mit Eintrag der Fotoansichten.
Bauabschnitt 1, zweiseitig bebaut, 4 Fotos.
Bauabschnitt 2, zweiseitig bebaut, 3 Fotos.
Bauabschnitt 2, einseitig bebaut, 4 Fotos.
Abzweigungen ,,Am Hasenberg” links 1 Foto, Abzweig Frankental 1 Foto.
Querprofil durch Strae und Bdschung vor 1970 und nach 1982.
StraRenbelastung tiber Auffiillbereich und Verkehrsbelastung.
Auszug aus Baugrundgutachten, 5 Seiten.
10 Auszug aus StralRenbautechnischem Gutachten, 5 Seiten.
11 Verkehrsbeschilderung
12 Kanalergénzung
A  Strecke Frankental bis Gundelhard, 4 Fotos.
B  Gundelhard, bei gutem Wetter, 4 Fotos.

26. Marz 22 '
GeMer ﬂ?éﬁf

W oo O W
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Fakultat fur Wirtschaftswissenschaften
Professur fiir Offentliches Recht & Offentliches

Wirtschaftsrecht
Univ.-Prof. i.R. Dr. Ludwig Gramlich

Stellungnahme zu den Gesetzesentwiirfen zu StraRenbeitriagen
(LT-Drs. 19/5839 und 19/5961)

Kommunale Selbstverwaltung auch und speziell fiir Gemeinden im Hinblick
auf alle (ortlichen) oOffentlichen Aufgaben wird bundes- und
landesverfassungsrechtlich gewdhrleistet durch Art. 28 II GG und Art. 137 (I
1, IT 1) HessVerf.. Diese grundrechtsdahnliche Garantie gilt aber lediglich im
Rahmen der ihrerseits verfassungsgemalen, d.h. einem legitimen Ziel
dienenden und die Selbstverwaltung nicht in ihrem Kern verkiirzenden
(Landes-)Gesetze (s. Art. 137 11 2, II 2 HessVerf.). Angesichts der zur Erfiillung
von obligatorischen wie fakultativen offentlichen Aufgaben erforderlichen
(Finanz-)Mittel wird als Teil der kommunalen Selbstverwaltung auch
,Finanzhoheit“ verbiirgt, so explizit Art. 28 II 3 GG und Art. 137 IV HessVerf.;

diese umfasst sowohl die Ausgaben- als auch die Einnahmenseite. Zu
Einnahmen zdhlen nicht zuletzt die aufgrund von (Steuern oder anderen)
Abgaben erhaltenen Zahlungen. Insoweit bedarf es fiir die Festlegung von
offentlich-rechtlichen Geldleistungspflichten und deren Durchsetzung aber
immer einer Ermadchtigung durch gesetzliche Vorschriften (des Bundes oder
des Landes), § 93 I HGO, § 1 KAG, in denen zugleich Art und AusmalR ndher

bestimmt werden, ferner der konkreten Mitwirkung kommunaler Organe in

Form von Vorgaben fiur spezielle Abgabensatzungen (s. § 5 HGO, § 2 KAG).
Eine umfassende kommunale Abgabenhoheit (im Sinne eines eigenen

Erfindungsrechts) sieht das geltende (Verfassungs-)Recht jedoch nicht vor.

Dienst- u. Paketanschrift: Technische Universitat Chemnitz - Fakultat fiir
Wirtschaftswissenschaften - Jura I

Thiiringer Weg 7 - 09126 Chemnitz

Postanschrift: Technische Universitdt Chemnitz - 09107 Chemnitz - GERMANY

Bankverbindung: Hauptkasse des Freistaates Sachsen - Ostsdchsische Sparkasse
Dresden
IBAN: DES82 8505 0300 3153 0113 70 - BIC: OSDDDE81XXX
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Das jeweilige Bundesland ist dafiir verantwortlich, wie die verschiedenen
Pflicht- und freiwilligen Aufgaben ausgestaltet und abgegrenzt werden;

aufgrund der (allgemeinen) Sicherstellungspflicht des Landes Hessen nach

Art. 137 IV HessVerf. muss zur Konkretisierung des Aufgabenkreises auch
eine gesetzliche Ausgestaltung der hierzu zuldssigerweise zu tatigenden
Ausgaben und zudem der fiur deren Finanzierung erforderlichen Einnahmen
allgemein normativ vorgegeben werden. Als zweite ,finanzielle Sdule® sieht
fur den Fall der Ubertragung neuer staatlicher Aufgaben auf die kommunale
Ebene Art. 137 V HessVerf. eine gegeniber der allgemeinen
Finanzierungsverantwortung striktere Konnexitdit von Aufgaben und
Ausgaben vor. Dazu komplementar gelten fiir den kommunalen Haushalt die
allgemeinen Grundsatze des § 92 HGO und werden die generellen Vorgaben
fur die Erzielung von Ertrdgen und Einzahlungen (Einnahmen) durch § 93 II
HGO aufgestellt. Dort werden (zusammen mit Abs. 1 und 3) zugleich die

rechtlich vorgesehenen, zuldssigen Einnahmequellen abschlieRend normiert.

Aus § 93 I1i.V.m. I HGO sowie den ndheren Bestimmungen des KAG (§ 1 I, §§
11, 11a, 13) ergibt sich auch die grundsdtzliche RechtmadRigkeit von
,Beitrdgen” als zuldssigen nicht-steuerlichen Abgaben. Nicht eindeutig ist die

in § 93 II, Il HGO vorgenommene Reihung der Einnahmen zum einen
insoweit, als vor- bzw. erstrangige ,sonstige Ertrage und Einzahlungen” (§ 93
IT Hs. 2) auch Zuweisungen nach dem FAG erfassen (auch § 1 I, II FAG trifft
insoweit keine klare Festlegung), und zum anderen und vor allem, ob bei
(6ffentlich-rechtlichen) ,Entgelten” fiir gemeindliche Leistungen nach § 93 II
Nr. 1 HGO (Nutzungs-),Gebliithren” und ,Beitrage” nebeneinander stehen oder
zundchst eine konkrete kommunale Leistung abgeltende Gebiihren erhoben
werden miussen, hingegen nur auf abstrakte Vorteile (Nutzungs-
moglichkeiten) ankniipfende Beitrage demgegenuber lediglich nachrangig
zuldssig sind. Von der Entscheidung, ob und ggf. wie weit hier Gemeinden

Spielraume eroffnet (bzw. belassen) werden, hiangt aber malkgeblich sowohl
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die personliche als auch die sachliche Abgabepflicht beziiglich einzelner
kommunaler ,Leistungen”“ ab. Aus der vorangestellten Relativierung ,soweit
vertretbar und geboten” lasst sich ein genereller Vorrang von konkreten
(Nutzungs- und Nutzer-)Gebiithren rechtfertigen, wenn und soweit eine
Ermittlung und Abrechnung praktisch moglich ist, weil damit eine starkere
und der Belastungsgleichheit in groRerem Umfang Rechnung tragende

Durchsetzung des Verursacherprinzips einhergehen wirde.

Im Hinblick auf die Garantie der ,Finanzhoheit“ sind gesetzliche Vorgaben
fur die Ausgestaltung der Einnahmenerzielung jedenfalls dann nicht nur eine
allgemeine Rahmensetzung, sondern ein Eingriff in die kommunale Selbst-
verwaltung, wenn hierdurch Gemeinden zu bestimmten MaRnahmen (wie
dem Erlass einer Abgaben-/Beitragssatzung) absolut (,Muss“-Regelung) oder
zumindest in bestimmten Fallen (,,Soll“-Regelung) verpflichtet werden - und
diese Vorgabe dann im Wege der Rechtsaufsicht auch durchgesetzt werden
kann. Solche Eingriffe gestattende (Landes-)Gesetze miissen daher zur
Erreichung eines legitimen Ziels (etwa eines soliden kommunalen Haushalts)
geeignet, erforderlich und angemessen sein. Da jedoch staatliche Aufsicht
iber Kommunen immer auch der Féorderung kommunaler Selbstverwaltung
dienen soll (s. § 135 HGO) und nicht nur einseitig-restriktiv ausgerichtet ist,
miissen die Regelungen fiir kommunale Abgaben (des KAG) auch hinreichend
klar und eindeutig mit den allgemeinen Vorschriften der HGO (insbes. §§ 92,

93) abgestimmt sein. Eine solche explizite Verknipfung fehlt bislang'. Der

Umstand allein, dass staatliche Aufsicht tiber Kommunen ebenfalls
verfassungsrechtlich vorgesehen ist (s. Art. 137 II 2 HessVerf.), rechtfertigt
noch nicht den Einsatz bestimmter ZwangsmalRnahmen bzw. die Anordnung

an Kommunen, in bestimmter Weise zu handeln, wenn und soweit dadurch

! Dazu auch unten, V.
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notwendige kommunale Entscheidungsspielraume unangemessen verkirzt

oder gar vollig beseitigt werden.

Die aktuelle gesetzliche Regelung in § 11 KAG bezieht die Befugnis (,kann®)
von Gemeinden (und Landkreisen), ,Beitrage” zu erheben, zundchst allein auf
(gemeindliche) ,6ffentliche Einrichtungen® (i.A. §§ 19 f. HGO), § 11 I 1 KAG.

Begrenzt wird diese Refinanzierungsbefugnis durch die Hohe des Aufwands

(§ 11 II), der damit gedeckt werden soll, also insgesamt eine Obergrenze fir
den auf Beitragspflichtige insgesamt umzulegenden Betrag darstellt. Auf
solche Weise abgegolten werden konnen vier Arten von durch die Gemeinde

vorgenommenen bzw. veranlassten MaBRnahmen, namlich ,Herstellung”,

»~Anschaffung”,  Erweiterung“, ,Erneuerung” (§ 11 I 1 KAG). Systematisch als
Sonderfall hierzu wertet § 11 I 2 KAG gemeindliche MaRnahmen in Bezug auf

,Verkehrsanlagen“ (6ffentliche StralRen, Wege und Platze). Hier werden

jedoch allgemein nur Umbau und Ausbau, d.h. Erweiterungsmalnahmen
erfasst, einzig im Hinblick auf den AuRenbereich (s. § 35 BauGB) auch
Herstellung (§ 11 I 3 KAG). Fur Innen- und AuRenbereich gleichermalen
klargestellt wird in § 11 I 2 KAG, dass ,laufende Unterhaltung und
Instandsetzung“ nicht einbezogen sind, d.h. weder Erweiterung noch
Erneuerung darstellen. Wahrend fiir den AuRenbereich die Beitragserhebung
als ,Kann“-Bestimmung ausgestaltet ist, trifft § 11 I 2 KAG demgegeniiber
eine ,Soll“-Regelung, so dass das Gesetz nach der uiblichen Auslegung einer
solchen Formulierung die Auferlegung einer Beitragspflicht als Regelfall

ansieht.

Die vorgeschlagenen Gesetzesanderungen - sei es, den Gemeinden
insgesamt ein Ermessen einzurdumen, ob (StraBenbau-)Beitrage erhoben
werden (,Entscheidungs-Ermessen®), sei es, die Ermadchtigung zur
Beitragserhebung fiir den StralRen(um- oder -aus)bau aufzuheben, bewirken

an sich eine Starkung der kommunalen Selbstverwaltung, da die ortlich
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zustdndigen Organe damit einer geringeren Bindung als bisher unterliegen
und damit auch insoweit die Reichweite der Rechtsaufsicht beschrankt wird.
Freilich ist damit ein genereller oder doch moéglicher Wegfall einer Einnahme-
quelle verbunden, so dass gleichzeitig eine Kompensation vorgesehen oder
doch ermoglicht werden muss, denn es ist weder geplant noch besteht ein
triftiger Grund, die gemeindliche StralRenbaulast nach §§ 43, 9, 3 I Nr. 3
HStrG im Hinblick auf Art oder Umfang zu modifizieren. Der als Ersatz fir

wegfallende Einnahmen bei fortbestehender Pflichtaufgabe notige Ausgleich

konnte entweder iber andere (6ffentlich-rechtliche) Nutzungsentgelte -
kommunale ,Maut“ bzw. StraRennutzungsgebiihren - erfolgen oder iiber
erhohte Finanz-Zuweisungen (damit letztlich aus aufgrund von anderen Ho-
heitstragern, vor allem dem Bund, normierter Finanz-Gesetzgebung und
daran ankniipfenden Finanzausgleichsregelungen vereinnahmten
Steuerertragen). Der Pflichtaufgabe ortlicher StraRenbau kann aber nur dann
ausreichend genligt werden, wenn Gemeinden ein Anspruch auf oder
zumindest ein maRgebliches Mitspracherecht bei solchen Zuweisungen

gesetzlich eingeraumt wird?.
II.

Das geltende Recht der StraRenbaubeitrage in § 11 KAG (aber nicht nur im

hessischen Landesrecht) leidet an einem grundlegenden Kkonzeptionellen

Mangel, der auch (weil damit ein VerstoR gegen Gleichheitsgrundsatz und
Handlungsfreiheit verbunden ist) ohnehin eine Revision der einschlagigen
Bestimmungen erfordert®. Sowohl bei einmaligen als letztlich auch bei
wiederkehrenden, nur in den Fallen des § 11 I 2 vorgesehenen, § 11al 1 KAG)
StraBenbaubeitragen soll eine ,qualifizierte Inanspruchnahmemaoglichkeit”
(s. § 11 I 4 KAG) die Grundlage und sachliche Rechtfertigung (und zugleich

2 Dazu auch unten, IV.2.

3 Zu II. ausfiithrlich Gramlich, Bayerische Verwaltungsbldtter 2018 H. 8.
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auch die Grenze) einer daran ankniipfenden Beitragspflicht bilden, indem
nur Anliegergrundstiicke bzw. deren Eigentimer oder Erbbauberechtigte
damit belastet werden, § 11 I 4, VII KAG (bei wiederkehrenden Beitragen
andert bzw. erweitert sich allein der davon erfasste, aber ebenfalls wieder
durch  Grundstucksbezug abgegrenzte Teil der Einwohner in
Abrechnungsgebieten, § 11a II - IIb KAG). Dieser Ansatz ist einseitig bzw.
verkurzt, denn es bleiben unberucksichtigt die mit der jeweiligen oOrtlichen
Lage (StraRenanlieger) notwendig einhergehenden (und durch die betr.
Personen nicht vermeidbaren) Nachteile, die fiir die jeweiligen Grundstiicke
durch Verkehrsimmissionen entstehen, so dass auch das in der Folge
erforderliche Abstellen auf einen Saldo des StraRen-,Nutzens“ als einer
Bilanz von Vor- und Nachteilen durch die jeweilige ,Lage" nicht geschieht.
Dieses Defizit lasst sich weder durch das generelle Schonungsgebot in § 10
S. 2 HGO vermeiden oder verringern noch wird ihm konzeptionell durch den
Abzug nach § 11 IV KAG Rechnung getragen (da dort der Immissionsaspekt
ebenfalls nicht einbezogen wird) noch bildet das in § 11 V 1 KAG normierte
(durch § 11 V 2, 3 relativierte) Differenzierungsgebot bei ,Vorteilen“ fur
einzelne Beitragspflichtige eine Losung, weil es erst auf der Ebene der
Verteilung zwischen den Beitragspflichtigen ansetzt, jedoch die ,Nachteile®

als solche nicht erfasst.

Zu der verfehlten Konzeption kommt hinzu, dass der Gesetzgeber bisher

versaumt hat, die im Hinblick auf den Parlamentsvorbehalt fir

Grundrechtseingriffe notwendige (allgemeine) Regelung zur Ermittlung eines

bezogen auf durch einen Beitrag abschopfbaren ,Gebrauchswerts“ zu treffen,

d.h. den durch die ,qualifizierte Inanspruchnahmemaoglichkeit® er-
wachsenden Nutzen genauer zu bestimmen. Es fehlt an Vorschriften zu

Verfahren und Vorgang der Bewertung (und zudem der Abgrenzung

gegenuber anderen gesetzlich z.B. im BauGB oder BewG definierten

,Werten“). In der Praxis bzw. von Gerichten verwendete herkommliche
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MaRstdabe fir den Wert(zuwachs) haben keine konkrete normative
Verankerung und Dberuhen allenfalls auf Wahrscheinlichkeit oder
Erfahrungswerten. So setzen die ,Verteilungsmalstdbe“ (§ 11 VI KAG)
letztlich erst darauf auf, dass zuvor eine Bemessung der Begiinstigung im
Rahmen einer exakten und transparenten ,Kalkulation“ (s. § 11 IX) erfolgt ist,
selbst wenn bejaht werden konnte, dass die dort genannten Kriterien den
,Nutzen“ (als Basis und Grenze der Beitragspflicht wund der
Beitragspflichtigen) hinreichend (differenzierend) abbilden. Die

,Kalkulations“-Basis selbst bleibt normativ im Dunkeln.

Der Vorbehalt landesgesetzlicher Vorgaben fir (StraBenbau-)Beitrage

beinhaltet auch, dass eine hinreichend klare Kompetenzverteilung fir

Abgaben-, speziell Beitragsregelungen im Verhaltnis landesgesetzlicher

(Rahmen-) und kommunaler (Konkretisierungs-/Ausfithrungs-)Vorschriften
(Abgaben-Satzung, § 5 I HGO, § 2 KAG) getroffen wird, vor allem im Hinblick

auf die notwendige Beruicksichtigung von Ortsndhe/lokalen Besonderheiten

durch die ortlichen Organe, etwa wann ein Aus-/Umbau ansteht, was dabei
angemessen ist, wie oOrtlich passend abgegrenzt und zugeordnet wird
(hingegen ist die definitorische Konkretisierung von Erweiterung/Erneuerung
im Unterschied zur Unterhaltung/Instandsetzung keine lokale Angelegenheit,

sondern grundrechtsrelevant und damit Sache des Landesparlaments).
I11.

Das Problem der Landesgesetzgebungskompetenz speziell und nur fir
wiederkehrende Beitrage (im Hinblick auf deren hybride Gestaltung an der
Schnittstelle zwischen der Sache nach nicht zuldssiger Ortssteuer nach § 7
KAG und fiir Beitrage notigem, aber ,,schwachem” Gegenleistungsbezug, der
hier nur, aber immerhin noch aus relativ qualifizierter Lage/Begiinstigung
folgt) wiirde sich bei Streichung des § 11 I 2 KAG nicht mehr stellen.
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Eine Neuregelung des Rechts gemeindlicher StraBenbeitrage sollte, wenn nur
eine Modifizierung, keine vollige Aufhebung angestrebt wird, weitere
Aspekte erfassen: Zum einen ist zu untersuchen, welche unterschiedlichen
Auswirkungen von Ausbau- im Unterschied zu (bauplanerisch motivierten
und hinsichtlich des Aufwands nicht deckungsgleichen) Erschlie-
RBungsbeitrdgen auf ortliche Strukturen ausgehen (konnen) - solange letztere
nicht explizit aufgehoben oder neu geregelt, daher nach §§ 127 ff. BauGB
weiterhin zulassig sind, d.h. falsche oder negative Anreize gesetzt werden
bzw. entstehen. Zum andern ware die weiterreichende Sonderregelung fur
(im Hinblick auf den Benutzerkreis) beschrankt offentliche StralRen
(Gemeindewege) nach § 39 HStrG, die sich auch auf ,Unterhaltung” (II 1)
bezieht, auf ihre Konsistenz und Notwendigkeit hin zu hinterfragen. Dass die
Abgaben nur nach MaRgabe des KAG (so § 39 II 2 HStrG) erhoben werden
(diirfen), wirft neue Probleme auf, denn dort findet sich keine spezifische
Regelung, auler §§ 11, 11a KAG betr. Beitrdge, wobei jedoch hier ,laufende
Unterhaltung und Instandsetzung” fir Verkehrsanlagen explizit in § 11 1 2
ausgeklammert sind. Gleichwohl ware dann immer noch § 2 KAG (i.Vv.m. § 5

HGO) als Ermachtigungsgrundlage denkbar.
IV.

1. Eine ersatzlose Aufhebung des § 11 I (2, 3) KAG ist nicht sinnvoll, da hier

eine gemeindliche Pflichtaufgabe gegeben ist, deren generelle Wahrnehmung

gewadhrleistet werden muss (Art. 137 I, IV HessVerf). Angezeigt ist auch eine

Bereinigung des Verhaltnisses von ErschlieBungs- und Ausbaubeitragen, im
Hinblick auf die (begrenzte) Lebensdauer von StraRen und die danach

erforderliche ,Erneuerung” (und deren Finanzierung).

2. Eine Novellierung des KAG sollte jedenfalls in einem groReren Kontext
erfolgen, zusammen mit Anderungen/Anpassungen in der HGO (insbes. § 19,
§ 93), und im FAG (insbes. § 43, §§ 45 ff.). Die im FAG normierte Pflicht des
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Landes sollte kiinftig nicht nur uber einen allgemeinen Hinweis auf den
jeweiligen Etat umgesetzt, sondern durch ,echte” auBenwirksame gesetzliche

Regeln naher abgesteckt werden - und dem sollte ein Rechtsanspruch der

Gemeinden auf Mittel-Zuweisung entsprechen. Dieser sollte also nicht nur

bei spezifischer Konnexitdt gegeben sein, sondern Art. 137 IV, V HessVerf.
insgesamt angemessen umsetzen, durch explizite Aufnahme in FAG und
HGO.

3. Die formal-systematische Verkniipfung von 6ffentlichen Gemeinde-StraRen
und (sonstigen) kommunalen 6ffentlichen Einrichtungen (§§ 19 f. HGO) fiihrt
dazu, dass die reale Einbindung lokaler Verkehrswege in das groRere,

uberortliche, regionale und bundesweite StraRennetz im Hinblick auf

Finanzierung nicht angemessen erfasst wird, weil die ortliche Abgrenzung
von Vorteilen (Nutzen)/Beglinstigten zwar angesichts der Gebietshoheiten
unumganglich ist, aber immer relativ bleibt und zudem der mit einer
Abgabenerhebung einhergehende Aufwand letztlich nur im Rahmen eines
Verbundverwaltung tuberschau- und handhabbar bleibt. Bereits nach
geltendem Recht wird dieser Zusammenhang in § 11 IV KAG aufgegriffen und
werden Zweck bzw. letztlich tatsdchliche Nutzung von Stralen fir anderen

als Anliegerverkehr als Beitrags(abzugs)posten einbezogen.

4. Typisierung und Standardisierung bei Massenvorgangen wie der Abgaben-
einschl. der Beitragserhebung sind nicht per se eine Verletzung der
Belastungsgleichheit. Jedoch gilt das nur dann, wenn die aktuellen
Moglichkeiten und (rechtlichen) Grenzen im Hinblick auf verbesserte
(technische) Datenerhebung und -zuordnung berucksichtigt werden. Eine

verursachergerechte Gestaltung der StralRenbaurefinanzierung muss daher

auch auf lokaler Ebene zumindest als ernsthafte alternative Regelung zur

grundstiicksbezogenen Beitragslast erwogen werden.

V.
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1. Im Entwurf der FDP-Fraktion ist Art. 1 systematisch richtig, auch wenn hier
nur eine Klarstellung i.V.z. Art. 2 Nr. 1 erfolgt (dies gilt ebenso fiir die
gleichartige Konzeption des Art. 1 der Linken-Fraktion). Jedoch bleibt in
beiden Entwiirfen unklar, wie sich in § 93 II HGO ,Beitrdage“ zu ,Entgelten®
verhalten. Art. 2 Nr. 2 des FDP-Entwurfs bringt nicht die angekiindigte
Klarstellung, weil dort systematisch auf den ,Burger” i.S.v. § 8 II HGO Bezug
genommen wird, wahrend es in § 11 IV (1) KAG bisher und weiterhin um die
ortlichen und aulerortlichen Verkehrsteilnehmer (und mittelbar um die

Abgrenzung grundbesitzende und andere ,Einwohner”“ i.S.v. § 8 I HGO geht).

2. Der Entwurf der Linken-Fraktion ist isoliert betrachtet konsistent. Das
nicht geloste Problem wird lediglich in der Begruindung unter ,Allgemeines”
vermerkt, dass namlich die ,Beitragserhebung fiur die Herstellung
offentlicher Verkehrsanlagen ... den Kommunen durch die Anderungen
weiterhin moglich® bleibe“ (LT-Drs. 19/5961, 2). Offenbar soll dies auf der
Basis von a) § 11 I 3 KAG, b) §§ 127 ff. BauGB, und c) § 11 I 1 KAG erfolgen
(wobei in der letztgenannten Vorschrift aber auch ,Erweiterung” und
,Erneuerung” erfasst werden). Unklar bleibt, was fiir den Bereich des § 34

43

BauGB gilt. Auch hier sollen ,die Biurger(innen)“ entlastet werden, was den
Kreis der nicht mehr Beitragspflichtigen nicht korrekt abgrenzt. § 11 IV KAG
insgesamt zu streichen (so Art. 2 Nr. 3) geht schlieRlich iiber das Ziel hinaus,

da sich § 11 IV 2 nicht nur auf Verkehrsanlagen bezieht.
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Anliegerschutz statt Gebuhrenkatastrophe
Mitglied in der AG StraBenbeitragsfreies Hessen

36284 Hohenroda, Zum Strauch 6
www.strassenbeitragsfrei.de

An den Vorsitzenden

des Innenausschusses des Hessischen Landtags
zu Hd. Frau Dr. Ute Lindemann
U.Lindemann@Itg.hessen.de

Gesetzentwiirfe

1. der Fraktion der FDP fiir ein Gesetz zur Aufhebung des Erhebungszwangs von
StraBenbeitragen und fir mehr kommunale Selbstverwaltung - Drucks. 19/5839
und

2.der Fraktion der DIE LINKE fiir ein Gesetz zur Aufhebung von StraBenbeitragen in
den hessischen Kommunen - Drucks. 19/5961

Miindliche Anhoérung im Innenausschuss des Hessischen Landtags am 12. April
2018

Sehr geehrter Herr Vorsitzender Klee,
sehr geehrte Damen und Herrn Abgeordnete

Sie stehen vor einer weitreichenden Entscheidung, mit der Sie die Mdglichkeit haben, die
ungerechteste, unsozialste Abgabe des Landes Hessen abzuschaffen, die im Einzelfallen
existenzbedrohende Ausmalie fiir die Betroffenen annehmen kénnen.

Zur Diskussion stehen die beiden o.a. Gesetzesentwirfe, die gegenwartig im
Innenausschuss behandelt werden. Zur Anhérung am 12.04.2018 haben Sie unter
anderem unsere Initiative ,,Anliegerschutz statt Gebiihrenkatastrophe” eingeladen,
eine schriftliche Stellungnahme zu den beiden Gesetzesentwurfen abzugeben und an der
mundlichen Anhorung selbst teilzunehmen.

Hierflr durfen wir uns bedanken und kommen sehr gerne dieser Einladung nach.

Die detaillierte Stellungnahme finden Sie anbei.
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Das Gesetzgebungsverfahren und das Einbringen von Gesetzesentwurfen ist ureigenste
Aufgabe des jeweiligen Gesetzgebers.

Aus den vielen Gesprachen, die wir auch im Rahmen der ,AG StraBBenbeitragsfreies
Hessen® mit Kommunal- und Landespolitikern gefuhrt haben, wird zwar unisono die
Ungerechtigkeit der derzeitigen Gesetzeslage gesehen, jedoch wird von uns immer wieder
gefordert, Alternativen zur derzeitigen Regelung aufzuzeigen.

Insbesondere wird immer wieder die Frage der Finanzierbarkeit einer Abschaffung der
Strallenausbaugebuhren fur die Anlieger gestellt.

Da aus unserer Sicht der einzig akzeptable Vorschlag in Sachen Finanzierung zu kurz
greift und deshalb in diesem Gesetzgebungsverfahren zu scheitern droht, haben wir uns
erlaubt, diesen etwas weiter zu denken und geben diese Gedanken als Anregung/
Denkanstol} dieser Stellungnahme anbei.

Keinesfalls soll hier der Anschein erweckt werden, dass wir uns Rechte und Aufgaben
anmalden wollen, die nur den Mitgliedern des Hessischen Landtages zustehen.

Mit freundlichen GriufRen

Uwe Metz
Diplomverwaltungswirt

Vorsitzender
Anliegerschutz statt Geblihrenkatastrophe

Anlagen:

» Stellungnahme

» Anregung flr einen Gesetzesentwurf

» Aufsatz Dr. Ernst Niemeier in Wirtschaftsdienst Zeitschrift fir Wirtschaftspolitik
https://archiv.wirtschaftsdienst.eu/jahr/2013/10/kommunalestrassensanierung-
steuerfinanzierung-muss-beitragsfinanzierung-abloesen/
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Stellungnahme zur Anhorung im Innenausschuss des Hessischen Landtages

Drucksache 19/5961
Gesetzentwurf der Fraktion der FDP fiir ein Gesetz zur Aufhebung des Erhebungszwangs
von Straflenbeitrigen und fiir mehr kommunale Selbstverwaltung

Drucksache 19/5961
Gesetzentwurf der Fraktion der DIE LINKE fiir ein Gesetz zur Aufthebung von
Straflenbeitrigen in den hessischen Kommunen.

Vorbemerkungen:

Die Erhebung von Strallenbeitragen gegeniliber den Anliegern von sanierungsbediirftigen Kommunal-
strallen flhrt zu einem erheblichen Gerechtigkeitsgefalle innerhalb Hessens.

,Reiche” Kommunen, die aufgrund ihrer Lage erhebliche Standortvorteile genielRen, verfiigen liber er-
hebliche Einnahmen, unter anderem durch Gewerbesteuer. Sie kdnnen ihren Blirgern Leistungen bie-
ten, zu denen andere Gemeinden mit erheblichen Standortnachteilen — insbesondere auf dem ,fla-
chen Land” - und ohne entsprechende Méglichkeiten zur Generierung von Gewerbesteuereinnahmen,
nicht einmal annahernd in der Lage sind.

Auch das System des kommunalen Finanzausgleichs in Hessen gleicht dieses Gefalle in den Lebensver-
haltnissen nicht aus. Deswegen sind die finanzschwachen Kommunen durch diese Situation bei der
Finanzierung des kommunalen Straflenausbaus gezwungen, ihre Blirger mit hohen Straflenausbaubei-
tragen zu belasten.

Die Hohe der Belastung der Anlieger mit diesen Stralenausbaubeitragen wird im Wesentlichen auf die
Grundstiicksgrofie berechnet. Dabei unterstellt das Abrechnungsprinzip ,,je grofler das Anliegergrund-
stiick umso hoher ist der wirtschaftliche Vorteil fiir den Eigentlimer und damit der zu bezahlende Stra-
Renausbaubeitrag”. Diese in der Regel vier-, vielfach fiinf-, in Einzelfdllen sogar sechsstelligen StraRen-
ausbaubeitrage, die den Anliegern abverlangt werden, stehen in strukturschwachen Gebieten keine
adaquaten Immobilienwerte gegenilber. Darliber hinaus sind die GrundstiicksgréBen in den landlich
gepragten Gebieten durch ihre Vornutzung als landwirtschaftliche Nebenerwerbsbetriebe stark unter-
schiedlich zugeschnitten, so dass fiir die gleiche Strallennutzung unter Nachbarn erheblich unter-
schiedliche Belastungen gegeniiberstehen.

Durch die Einfihrung des § 11a - wiederkehrenden StraBenausbaubeitrage - in das Kommunalabga-
bengesetz (KAG) wurde die bis dahin eher ungebrauchliche Erhebung von solchen StraRenbeitragen
fiir die Kommunen scheinbar erheblich vereinfacht. Gleichzeitig wurden die finanzschwachen Kommu-
nen zum Zwecke des Haushaltsausgleiches gezwungen, diese Strallenausbaubeitrdge zu erheben. Viele
Gemeinden, die bisher bereits einmalige StralRenausbaubeitrage erhoben haben, scheuen allerdings
die enormen Kosten der Einfiihrung und die laufenden Mehrkosten der Betreibung dieses Abrech-
nungssystems. Der Glaube, durch geringere wiederkehrende Beitrdage eine groRere Akzeptanz in der
betroffenen Bevolkerung zu erhalten, erwies sich jedoch als Trugschluss.
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Verfassungsrechtliche Aspekte / VerstoR gegen das Aquivalenzprinzip

Wahrend die Verwaltungsgerichtsbarkeit von dem Konstrukt des besonderen Vorteils der Anlieger von
grundhaft erneuerten Strallen Uberzeugt ist, unterliegen es jedoch erheblichen verfassungsmaRigen
Bedenken. GemaR dem Aquivalenzprinzip miissen Beitrige einem konkret individualisierbaren, kon-
kreten Vorteil gegenliberstehen, den sie abschopfen sollen.

Dies ist jedoch weder bei den einmaligen, noch bei den wiederkehrenden Strallenausbaubeitragen der
Fall.

Zur genaueren Auseinandersetzung mit diesem Aspekt sei auf die Ausfiihrungen von Prof. Dr. Gramlich
in dieser Anhorung verwiesen, der diese Problematik juristisch interpretiert hat.

Ferner sei auf den Aufsatz von Dr. Ernst Niemeier zum Thema in ,,der Wirtschaftsdienst” verwiesen, in
dem die Bedenken sehr anschaulich dargelegt sind. (in der Anlage)

Véllig falscher Adressat

Bereits bei der erstmaligen Herstellung von Stral’en werden die Anlieger mit 90 % der umlagefahigen
Kosten zur Kasse gebeten. Dies wird bereits mit dem ,besonderen Vorteil“ begriindet, den der Eigen-
tiimer eines nunmehr an das offentliche StraBenverkehrsnetz angeschlossenen Grundstiickes erlangt
hat. Die ist insofern nachvollziehbar und auch gerechtfertigt, denn der Grund, warum die Allgemein-
heit hier investiert hat, ist hier fast ausschliefSlich zum Wohle der damit ans StraBennetz angeschlos-
senen Anlieger.

Hier hat die Allgemeinheit flir einzelne bestimmte Anlieger eine Leistung bereitgestellt und damit ei-
nen tatsachlichen besonderen Vorteil geschaffen, der mit einer Gebiihr belegt und abgegolten werden
kann.

Nachdem hier der Anlieger bereits fast die vollstandigen Kosten fiir die Erstherstellung getragen hat,
erwirbt er dennoch kein Eigentum an der Stral3e. Diese bleibt Eigentum der Kommune, der Allgemein-
heit. Eigentum verpflichtet, sie verpflichtet den Eigentliimer, das so erworbene Gut auch zu unterhalten
und notwendigerweise auch Instandsetzungen zu veranlassen und zu tragen.

Dies haben viele Kommunen in der Vergangenheit unterlassen, die wenigsten davon allerdings ohne
,bosen” Willen, sondern weil fiir diese MaBnahmen schlicht kein Geld da war. Die Zeche soll nunmehr
wieder der direkte Anlieger zahlen, wiederum wird der besondere Vorteil des Anliegers als Rechtferti-
gungsgrundlage herangezogen.

Dieser ist allerdings aufgebraucht, da er bereits mit der ErschlieBungsgebiihr abgegolten ist.

Verantwortlich fir die Abnutzung/den Verschlei der StraRe ist der Nutzer, der Verkehrsteilnehmer.
Diesem wird hier die tatsachlich staatliche Leistung zur Verfligung gestellt, sie wird mit keinerlei Ge-
blihr abgegolten. Dies ist auch nur schwer moglich, da dem einzelnen Verkehrsteilnehmer kaum ein
quantifizierbarer Vorteil zugerechnet werden kann.
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Jeder Verkehrsteilnehmer in Deutschland kann grundsatzlich frei alle 6ffentlichen StraRen nutzen, in-
sofern ist diese staatliche Leistung auch grundsatzlich iber Steuern zu finanzieren.

Den iberwiegenden Vorteil der kommunalen StraRen haben die jeweiligen Einwohner der Kommunen
selbst. Insofern ist es nur recht und billig, dass die Kommunen einen Anteil an den Kosten tragen. Dies
geschieht Gber den kommunalsteuerfinanzierten Gemeindeanteil und dies ist auch gerechtfertigt.

Der Anteil, der bisher allerdings dem direkten Anlieger - oder im System der weitaus verwaltungsauf-
wendigeren ,,wiederkehrenden StraBenausbaubeitragen” allen Eigentiimern eines Abrechnungsgebie-
tes- abverlangt wird, kann nur aus allgemeinen Steuermitteln bestritten werden, denn die 6ffentliche
Verkehrsinfrastruktur ist Teil der 6ffentlichen Daseinsvorsorge.

Zur Bestreitung dieser Kosten muss der hessische Gesetzgeber einen Infrastrukturfonds einrichten, der
sich aus dem allgemeinen Steueraufkommen finanziert. Dieser ist mit entsprechenden Regelungen zu
versehen, damit der bisherige Anliegeranteil kompensiert werden kann, ohne dass einzelne Kommu-
nen nunmehr Luxussanierungen planen.

Siehe beiliegender Vorschlag fiir einen Gesetzesentwurf.

Der tatsachlich durch die Verkehrsinfrastruktur Bevorteilte ist der Nutzer der Verkehrsanlagen. Dieser
zahlt auf die Mittel der Nutzung bereits Steuern, auf jedes zugelassene Kfz, die Mineraldlsteuer und
die auf die Fahrzeuge und Betriebsmittel entfallende Mehrwertsteuer.

Diese werden aber als allgemeine Einnahme ohne Zweckbindung fiir den Bundeshaushalt eingenom-
men.

In fast allen europdischen Landern werden vom Verkehrsteilnehmer Nutzungsentgelte verlangt, die
Maut. Deutschland hat hier, obschon sie allen (deutschen wie européischen) Verkehrsteilnehmern die
bestausgebaute Verkehrsinfrastruktur zur Verfligung stellt, fast schon ein Alleinstellungsmerkmal in
Europa, indem es hierfiir keine entsprechenden Nutzungsentgelte erhebt.

Zwar sind die bisherigen VorstofSe der richtige Weg, die wahlkampfinduzierten handwerklichen Fehler
Uberwindbar.

Es kann aber nicht sein, dass der Bund hier die Einnahmen vollstandig einstreicht, ohne den Landern
einen entsprechenden Anteil einzurdumen.

Es bleibt dem hessischen Gesetzgeber unbenommen, aus diesem Steueraufkommen des Bundes das
notwendige Aufkommen fiir den Infrastrukturfonds einzufordern.

Aber auch ohne diese weit in der Zukunft liegende Finanzierungsquelle zu erschliel3en, kann sich der
Landesgesetzgeber nicht aus seiner Verantwortung fiir diesen Teil der Daseinsvorsorge fiir seine Blir-
ger stehlen.
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VerstoR gegen den Gleichheitsgrundsatz

Unsere Verfassung verpflichtet das Land als Gesetzgeber, die Rahmenbedingungen fiir gleiche Le-
bensverhaltnisse zu schaffen. Diese Verpflichtung wird durch die Ungleichbehandlung bei den Stra-
Renausbaubeitragen mit FliBen getreten. Der vielfache Verweis auch aus den Reihen der Politik
auf die unterschiedliche Hohe anderer Gebiihren wie bei Kindergarten oder anderen kommunale
Leistungen geht hier fehl, denn keine dieser Gebilhren erreicht diese astronomischen Hohen mit
zuweilen flinf- und sogar sechsstelligen Beitragen.

Landesinternes Gerechtigkeitsgefille

Durch die extremen Unterschiede in der Handhabung dieser Belastungen ist ein erhebliches Ge-
rechtigkeitsgefalle entstanden. Die betroffenen Biirger sind zunehmend nicht mehr bereit, diese
nicht mehr nachzuvollziehenden, dem verfassungsmaRig garantierten Gleichheitsgrundsatz wider-
sprechenden Unterschiede hinzunehmen. Die kommunalen Gemeinschaftsstrukturen drohen an
diesem Zustand zu zerbrechen, da auch innerhalb der Kommunen es zu erheblichen Unterschieden
in der Behandlung der Biirger kommt.

Unnotige Ressourcen bei den Anliegern, den mit den Abrechnungen belasteten Kommunen sowie
in der Konsequenz damit befassten Gerichten werden verschwendet, die besser in den tatsachli-
chen StraRBenausbau flielen sollten.

Die so den Anliegern entzogenen liquiden Mittel stehen auch nicht mehr fiir die Nachfrage in den
ohnehin strukturschwachen Gebieten zur Verfligung und schwachen die ohnehin schwache lokale
Wirtschaft.

Wachsender Widerstand

Vielerorts sind Birgerinitiativen wie die unsere entstanden, die sich berechtigt gegen die in ihren
Kommunen bestehenden StralRenbeitragssatzungen zur Wehr setzen. Auch bei den kommunalen
Entscheidungstragern hat sich inzwischen Ernilichterung breitgemacht, da sie sich unter dem Druck
von ausgeglichenen Haushalten oder "Entschuldungsprogrammen", wie dem sogenannten kom-
munalen "Schutzschirm" von den Kommunalaufsichten, zum Erlass solcher Satzungen gezwungen
sehen.

Viele Lokalpolitiker sind nicht in der Lage, diese Ungerechtigkeiten lhren Bilirgern zu erklaren und
haben die Kommunikation mit ihnen eingestellt, sie agieren und ,,regieren” an ihrem Volk vorbei.

Dies verstarkt die ohnehin grassierende Politikverdrossenheit und immer groRere Teile der Bevol-
kerung wenden von den etablierten Parteien ab.

Gegenwartig richten sich die Blicke auf Sie, den hessischen Gesetzgeber, der hier mit einer weit-
sichtigen, weisen Entscheidung eine Befriedung herbeifiihren kann. Ohne lhrer Entscheidung kei-
nesfalls vorgreifen zu wollen: Sie kann nur in einer kompletten Abschaffung der Straenbeitrags-
gebilihren und der Kompensation wegfallenden Mittel aus dem Landeshaushalt bestehen.
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Bleiben die ungerechten, unsozialen Straenausbaubeitrage bestehen oder wird die Entscheidung
dariiber bis zur Wahl verschleppt, wird das Thema definitiv Gegenstand des kommenden Wahl-
kampfes.

Etwa die Halfte der knapp 4,4 Mio. hessischen Wahlberechtigten im Herbst sind direkt oder indi-
rekt als Angehorige von Besitzern selbst genutzter Immobilien potentielle Betroffene der Stral3en-
ausbaugebiihren. Die allermeisten von lhnen sind auch Wahlberechtigte. Es liegt an Ihnen, diesen
Wahlern ein klares Signal zu vermitteln, wie die Politik mit ihnen und ihren finanziellen Ressourcen
umzugehen gedenkt.

Sollte eine tiefgreifende, die Anlieger von dieser unsozialen Abgabe befreiende Gesetzesanderung
scheitern und die Anlieger weiter fiir die Finanzierung herangezogen werden, wird der Widerstand
weiterwachsen.

Die bisher liberparteilich agierenden Initiativen werden dann im Wahlkampf , Partei” ergreifen und
den potentiell Betroffenen klar machen, welche Politiker/Parteien daran festhalten will oder wer
andere, sozial ausgewogenere Wege fiir ihre Blirger beschreiten wollen.

Zu den Gesetzesentwiirfen im Einzelnen:

Drucksache 19/5961
Gesetzentwurf der Fraktion der FDP fiir ein Gesetz zur Aufhebung des Erhebungszwangs
von Straflenbeitrigen und fiir mehr kommunale Selbstverwaltung

Die von der FDP-Fraktion eingebrachte Gesetzesentwurf ist keinesfalls geeignet, auch nur
eines der aufgezeigten Probleme zu beheben.

Ill

Der Austausch von Vokabeln von ,,soll zuriick zum ,kann“ wird lediglich das Ungerechtigkeitsgefalle
zwischen den ,reichen” Kommunen insbesondere am Rande der Ballungsgebiete und den finanz-
schwachen Kommunen in den strukturdarmeren Gebieten, vornehmlich den ehemaligen ,, Zonenrand-
gebieten” aber auch den nahezu ,gewerbelosen” landlichen Gebieten mit erheblichen Infrastruktur-
defiziten verstarken und auf Dauer festschreiben.

Viele Landespolitiker, die sich dieser Tage zum Thema ,,Strallenausbaubeitrage” daullern, heben darauf
ab, dass man durch die Entschuldungsprogramme des Schutzschirmes und der Hessenkasse die grolRe
Mehrheit Kommunen ,entschuldet” zu haben. Sie hatten nunmehr die Voraussetzungen, wieder selbst
dariiber zu entscheiden, ob man die Anlieger mit StraRenausbaubeitragen belastet oder darauf ver-
zichtet, in dem man ,andere” Finanzierungsquellen wie etwa die Erhohung der Grundsteuer heran-
zieht.
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Die Wahrheit ist, dass viele verschuldete Kommunen aus ihrer Not heraus diese ,Gebulhrenschraube”
bereits bis an die Grenze der Ertraglichkeit angezogen haben. Sie werden auf dieses Finanzierungs-
instrument auch in Zukunft nicht verzichten kdnnen, um ihre Haushalte ausgeglichen zu gestalten.

Auch in Zukunft wird trotz des Vokabelaustausches daher die Kommunalaufsicht iber kurz oder lang
die Kommunen zur Ausschopfung ihrer Einnahmemaoglichkeiten zwingen (missen), die Birger wieder
mit dieser Abgabe zu belasten.

Am Beispiel meiner Heimatgemeinde Hohenroda kann man das sehr gut nachvollziehen. Aufgrund ei-
nes eisernen Sparkurses (auch wieder zu Lasten der eigenen Birger), der Teilentschuldung durch den
Rettungsschirm, einer Gewebesteuerneuzerlegung des K+S Konzerns, die den Rest der Schulden auf
einen Schlag abdeckte und noch ein ,Restgutgaben” von mehreren Millionen auf dem kommunalen
Konto hinterlieR, ist der Haushalt nunmehr das vierte Jahr hintereinander ausgeglichen.

Trotzdem sahen sich unsere Gemeindevater und -miutter auBerstande, auf diese Finanzquelle kiinftig
zu verzichten, obwohl die Bedingungen ja nach Ansicht vieler Landespolitiker dazu vorlagen.

Aufgrund der hohen Einflihrungskosten sowie des externen Beratungs- und Betreuungsbedarfs hat
man von einem Wechsel zu den ,,wiederkehrenden Strallenausbaugebiihren“ einstim mig Abstand
genommen und zudem jlingst trotz der bereits laufenden 6ffentlichen Debatte und den hier zur Dis-
kussion stehenden Gesetzesentwiirfen eine neue, liberarbeitete Satzung nach § 11 KAG beschlossen,
die weiterhin zum Abkassieren der Biirger in existenzgefahrdender Hohe dienen soll.

Aufgrund der langjahrigen negativen Erfahrungen mit Schulden im nicht mehr tolerablen Bereich und
regelmalig drohenden Gewerbesteuerausfallen durch die unsichere Lage von K+S im Werratal will
man keinesfalls Gefahr laufen, wieder in diese Situation zu kommen. Trotz des mittlerweile erhebli-
chen Widerstandes der Bevolkerung hat sich nicht ein Gemeindevertreter gefunden, dagegen zu stim-
men. Die Fronten zwischen weiten Teilen der Bevolkerung und den politisch Verantwortlichen sind
mittlerweile verhartet.

Kaum eine andere Kommune im Kreis Hersfeld-Rotenburg ist in dieser ,komfortablen” finanziellen
Lage, insofern ist kaum zu erwarten, dass eine Kommune ohne Kompensation von anderer Seite auf
diese Finanzierungsmoglichkeit verzichten wird, sie kann es gar nicht, selbst wenn sie es wollte.

Jingst wurde eine Statistik veroffentlicht, die dem Kreis Hersfeld-Rotenburg den drittletzten Platz lan-
desweit bei den Gewerbesteuereinnahmen zuweist. Eine erhebliche Verbesserung dieser Lage ist auf-
grund der geostrategischen Lage des Kreises kaum zu erwarten.

Fazit:

Der Gesetzentwurf unter Drucksache 19/5961 ist aus unserer Sicht abzulehnen,
da er keines der Probleme zu I6sen vermag.
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Drucksache 19/5961
Gesetzentwurf der Fraktion der DIE LINKE fiir ein Gesetz zur Aufthebung von
Straflenbeitrigen in den hessischen Kommunen.

Grundsatzlich ist es aus unserer Sicht das richtige Weg, da der Gesetzesentwurf
dauerhaft die aufgeworfenen Probleme l6st.

Leider dlirfte er in der parlamentarischen Auseinandersetzung mit dem Thema nicht den Hauch einer
Chance haben, da ihm zwei grundlegende Probleme anhaften:

Es ist ein Vorschlag der Opposition, der eine verniinftige Problemldsung aufzeigt. Schon aus diesem
Grund, wird man der Opposition nicht zustimmen kdénnen, erst recht nicht in einem Wahljahr.

Hoffnungsvoll stimmt hier die Historie der Einflihrung des § 11a KAG, bei dem der erste Gesetzentwurf
der Opposition von der damaligen Regierungsmehrheit abgelehnt und spater durch diese jedoch in
abgewandelter Form die Gesetzesrealitdt annahm, die bis heute besteht. Sie hat sich aber leider nicht
bewahrt, da sie mangels Attraktivitat und ob ihrer Kompliziertheit, nicht durch die Kommunen ange-
nommen wird.

Der zweite gravierende Mangel, der die Ablehnung vorprogrammiert, ist die Frage der konkreten Fi-
nanzierung, die im Gesetzesentwurf lediglich mit ,aus dem Landeshaushalt” unbestimmt umschrieben
wird.

Ausweg:

Das Einbringen von konkreten Gesetzesentwiirfen ist grundsatzlich Aufgabe der Parlamentarier, dem
Gesetzgeber, sprich den Abgeordneten, hier des hessischen Landtages.

In allen bisher gefiihrten Gesprachen der Initiativen mit Vertretern der Politik wurde immer wieder der
Vorwurf laut, dass unserer Forderung nach Abschaffung der StraBenbeitragsgebihren immer ein kon-
kretes ,,Wie" und eine Finanzierung fehle.

Da der an sich gute, aber nicht zu Ende gedachte Gesetzesentwurf unter Drucksache 19/5961 im par-
lamentarischen Diskurs aus den vorgenannten Griinden zu scheitern droht und maoglicherweise man-
gels Alternativen eine keinesfalls problemlésende Abschwachung der derzeitigen Gesetzeslage mit der
Konsequenz der weiterbestehenden unsozialen Belastung der Blirger herauskommt, sei dennoch der
Versuch unternommen, den vorstehenden guten Ansatz weiter zu denken und zu konkretisieren.
Hierzu sei der in der Anlage beigefligte Vorschlag eines Gesetzesentwurfes in die Diskussion einge-
bracht, der bei Gefallen gerne parteilibergreifend ibernommen werden darf.

Fiir den Vorstand

Uwe Metz
Diplomverwaltungswirt
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Anregung fiir einen Gesetzesentwurf zur Abschaffung der Biirgerbeteiligung am
kommunalen StraRenausbau durch StraRenausbaubeitrdge in den hessischen Kommunen

A. Problem

Die Erhebung von StraRenbeitragen durch die Anlieger von sanierungsbedirftigen Kommunal-
strallen flhrt zu einem erheblichen Gerechtigkeitsgefalle innerhalb Hessens.

,Reiche” Kommunen, die aufgrund ihrer Lage erhebliche Standortvorteile geniellen, erzielen durch
zum Teil erhebliche Einnahmen unter anderem durch Gewerbesteuer. Sie kénnen ihren Blirgern
Leistungen bieten, zu denen andere Gemeinden mit erheblichen Standortnachteilen ohne
entsprechende Moglichkeiten zur Generierung von Gewerbesteuereinnahmen nicht einmal
anndhernd in der Lage sind. Auch das System des kommunalen Finanzausgleichs in Hessen ist nicht
in der Lage, diese unterschiedlichen Lebensverhaltnisse auszugleichen. Dariber hinaus werden
diese finanzschwachen Kommunen durch das gegenwartige System der Finanzierung des
kommunalen StraBenausbaus gezwungen, ihre Biirger mit Strallenausbaubeitragen zu belasten.

Die Erhebungsgrundlage fiir diese Strallenausbaubeitrage wird im Wesentlichen auf die
Grundstiicksgrofle gestitzt, die unterschiedliche grolle ,besondere Vorteile” fir die
Grundeigentiimer unterstellen. Diesen in der Regel vierstelligen, vielfach flinfstelligen, in
Einzelfdllen sechsstelligen StraRenausbaubeitrage, die den Anliegern abverlangt werden, stehen
in der Regel keine adaquaten Immobilienwerte gegentiber.

Dariiber hinaus sind die GrundstiicksgréBen in den strukturschwachen, landlich gepragten
Gebieten durch ihre Vornutzung als landwirtschaftliche Nebenerwerbsbetriebe stark
unterschiedlich, so dass der gleichen ,Leistung” unter Nachbarn erheblich unterschiedliche
Belastungen gegenliberstehen.

Durch die Einfihrung des § 11a in das Kommunalabgabengesetz (KAG) wurde die bis dahin eher
ungebrauchliche Erhebung von solchen StralRenbeitragen fiir die Kommunen scheinbar erheblich
vereinfacht. Gleichzeitig wurden die finanzschwachen Kommunen zum Zwecke des
Haushaltsausgleiches gezwungen, diese StralRenausbaubeitrdage zu erheben. Viele Gemeinden, die
bisher bereits einmalige Stralenausbaubeitrage erhoben haben, scheuen allerdings die enormen
Kosten der Einflihrung und die laufenden Mehrkosten der Betreibung dieses Abrechnungssystems.
Der Glaube, durch geringere wiederkehrende Beitrage eine groflere Akzeptanz in der betroffenen
Bevolkerung zu erhalten, erwies sich jedoch als Trugschluss.

Wahrend die Verwaltungsgerichtsbarkeit von dem Konstrukt des besonderen Vorteils der Anlieger
von grundhaft erneuerten StraRen Uberzeugt sind, unterliegen sie jedoch erheblichen
verfassungsméaRigen Bedenken. GemaR dem Aquivalenzprinzip miissen Beitrage einem konkret
individualisierbaren, konkreten Vorteil gegenliberstehen, den sie abschopfen sollen.

Dies ist jedoch weder bei den einmaligen, noch bei den wiederkehrenden Strallenausbaubei-
tragen der Fall. Durch die extremen Gefalle in der Handhabung dieser Belastungen ist ein nicht
unerhebliches Gerechtigkeitsgefille entstanden, die betroffenen Biirger sind zunehmend nicht
mehr bereit, diese nicht mehr nachzuvollziehenden, dem verfassungsmaRig garantierten
Gleichheitsgrundsatzes widersprechenden Unterschiede hinzunehmen.
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Die kommunalen Gemeinschaftsstrukturen drohen an diesem Zustand zu zerbrechen, unnétige
Ressourcen bei den Anliegern, den mit den Abrechnungen belasteten Kommunen sowie in der
Konsequenz damit befassten Gerichten werden verschwendet, die besser in den tatsachlichen
StraBenausbau flielen sollten.

Die so den Anliegern entzogenen liquiden Mittel stehen auch nicht mehr fiir die Nachfrage in den
ohnehin strukturschwachen Gebieten zur Verfligung.

Vielerorts entstehen Birgerinitiativen, die sich berechtigt gegen die in ihren Kommunen
bestehenden StraBenbeitragssatzungen zur Wehr setzen. Auch bei den kommunalen
Entscheidungstragern hat sich inzwischen Ernilichterung breitgemacht, da sie sich unter dem Druck
von ausgeglichenen Haushalten oder "Entschuldungsprogrammen", wie dem sogenannten
kommunalen "Schutzschirm" von den Kommunalaufsichten, zum Erlass solcher Satzungen
gezwungen sehen.

B. L6sung

Die Soll-Vorschriften der §§ 11 und 11a KAG zur Erhebung von Beitragen zum Umbau und Ausbau
von Verkehrsanlagen werden ersatzlos gestrichen. Nachdem Anwohnerinnen und Anwohner (iber
ErschlieBungsbeitrage zum Bau von innerdrtlichen Stralen beigetragen haben, sollen sie nicht
erneut fur die Mitfinanzierung von Grundsanierungen herangezogen werden.

Die neue Regelung tragt dazu bei, die Menschen vor Ort zu entlasten und stattdessen den bisher
Uber Strallenausbaubeitragen erhobenen Anteil am Aus- und Ausbau der Verkehrsanlagen aus
allgemeinen Steuermitteln des Landes zu begleichen.

Das Land stellt hierfiir die Mittel in einem Infrastrukturfonds zur Verfiigung, die den Kommunen
aus dem Wegfall der StraRenbeitragssatzung entfallenden Anteile kompensiert. Dieser wird mit
einem Anteil von maximal 3 Promille des Gesamthaushaltes gedeckelt.

Gleichzeitig wird der Anspruch der Kommunen auf Mittel an diesem Infrastrukturfonds daran
gebunden, dass die Kommunen den gleichen Anteil in ein modernes Stralenmanagement
investieren, um zu gewahrleisten, dass die Lebensdauer der kommunalen Verkehrsinfrastruktur
durch rechtzeitige und nachhaltige UnterhaltsmalRnahmen ausgeschopft werden und grundhafte
Sanierungen erst so spat wie moglich erforderlich werden.

Zudem ist bei einer durchschnittlichen Lebenserwartung von 25 Jahren der kommunalen StralRen
eine Deckelung von maximal 4 % der Strallen einer Kommune vorzunehmen. Dariiber
hinausgehende StraRensanierungen sind durch die Kommunen selbst zu tragen.

C. Befristung

Keine.

D. Alternativen

Die bestehende Regelung wird beibehalten.
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E. Finanzielle Mehraufwendungen

Das Land gleicht den Kommunen die aus dem Wegfall der StraBenbeitragssatzung entstehenden
Ausfélle bis zu einer maximalen H6he von 50 % der Gesamtkostenaus einem zu schaffenden
Infrastrukturfond aus

F. Unmittelbare oder mittelbare Auswirkungen auf die Chancengleichheit von Frauen und Mannern

Keine.

G. Besondere Auswirkungen auf behinderte Menschen Keine.

Der Landtag wolle das folgende Gesetz beschlief3en:

Gesetz zur Aufhebung von StraBenbeitragen in den hessischen Kommunen

Vom

Artikel 1 Anderung der Hessischen Gemeindeordnung

Die Hessische Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Mérz 2005 (GVBI.
S.134), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 15. September 2016 (GVBI. S. 167), wird wie folgt gedndert:

In § 93 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefiigt:

"Die Erhebung von StraBenbeitragen fiir den Umbau und Ausbau von Verkehrsanlagen ist nicht
zulassig."

Anliegerschutz statt Gebulhrenkatastrophe
Anregung eines weitergehenden Gesetzesentwurfes zur Abschaffung der Strallenausbaubeitrage



98

Artikel 2 Anderung des Kommunalabgabengesetzes

Das Kommunalabgabengesetz (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Marz 2013 (GVBI.
S. 134), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 20. Dezember 2015 (GVBI. S. 618), wird wie folgt gedndert:

1. § 11 Abs. 1 erhalt folgende Fassung:

(1) Die Gemeinden und Landkreise kénnen zur Deckung ihres Aufwands fiir die erstmalige Herstellung
und Anschaffung ihrer 6ffentlichen Einrichtungen Beitrage erheben.

Die Gemeinden sollen fiir den Umbau und Ausbau der offentlichen StraBen, Wege und Platze
(Verkehrsanlagen), der tber die laufende Unterhaltung und Instandsetzung hinausgeht, einen Anteil
von 50 % aus eigenen Mitteln bestreiten. Fiir den dariiber hinaus gehenden Anteil diirfen keine
Beitrage erhoben werden, sie sind beim Infrastrukturfonds des Landes Hessen anzufordern.

Anspruch auf Auszahlungen aus dem Infrastrukturfond besteht fiir die Gemeinde unter folgenden
Voraussetzungen:

- Der Aufwand, der im Haushaltsjahr der geplanten MaBnahme aus dem Infrastrukturfond
beansprucht werden soll, ist mindestens in gleicher Hohe durch eigene Haushaltsmittel in den
StraBenunterhalt der bestehenden kommunalen Verkehrsinfrastruktur zu investieren

- Die maximale Hohe der aus dem Infrastrukturfond geforderten des Landes Hessen wird auf
4 % der Gesamtflache der jeweiligen kommunalen Verkehrsinfrastruktur begrenzt.

- Darliber hinaus gehende Umbau- und AusbaumaBnahmen sind durch die Kommune selbst zu
bestreiten, es sei denn, sie werden durch andere Fordermalinahmen des Landes abgedeckt.

2. § 11 Abs.4 wird aufgehoben und die Abs. 5 bis 13 werden zu den Abs. 4 bis 12.
3. Im neuen § 11 Abs. 11 wird als neuer Satz 2 folgendes eingefiigt:

Vom berechtigten Interesse ist bereits dann auszugehen, wenn der zu leistende Beitrag die Hohe des
Haushaltseinkommens fiir einen Monat liberschreitet

4. § 11a wird aufgehoben.

Artikel 3

Gesetz zur Einrichtung eines hessischen Infrastrukturfonds
§1

Das Land richtet einen Infrastrukturfonds ein, der zweckgerichtet den Ausfall des bisher Uber
Strallenausbaubeitragen erhobenen Anteils an den Gesamtkosten der Kommunen fiir den Um- und
Ausbau an kommunalen Verkehrsanlagen kompensiert.

§2

Anspruch haben die Gemeinden auf Zahlung von bis zu 50 % der Gesamtkosten fiir den Um-und Ausbau
ihrer Verkehrsanlagen, wenn sie in gleicher H6he Investitionen in den Unterhalt ihrer Verkehrsanlagen
investieren und die von der Um-und Ausbaumalinahme betroffene Flache 4 % des Gesamtumfangs
ihrer Verkehrsanlagen nicht tGberschreitet.
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§3

Der Infrastrukturfonds des Landes Hessen wird mit jahrlich 3 Promille des Gesamthaushaltes aufgelegt.
Nicht abgerufene Mittel werden zur Finanzierung des Infrastrukturfonds des nachsten Haushaltsjahres
Ubertragen.

Artikel 4
Ubergangsvorschriften

Die riickwirkend bis zum 01.01.2014 durch die Gemeinden erhobenen Beitrage werden aus dem
Landeshaushalt riickerstattet, hierzu werden Mittel aus dem fiir 2017 und 2018 aufgelegten KIP
umgeschichtet.

5. Inkrafttreten

Das Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.

Begriindung
A Allgemeines

Um die StraRenbeitrdge abzuschaffen, sind Anderungen an § 93 HGO sowie den §§ 11 und 11a KAG
notwendig. Durch die Streichung aller Passagen, die sich mit dem Um- und Ausbau von Verkehrs-
anlagen in diesen Paragrafen beschaftigen, kann dieses Ziel erreicht werden.

Die Beitragserhebung fir die Herstellung 6ffentlicher Verkehrsanlagen bleibt den Kommunen durch
die Anderungen weiterhin moglich.

Die Verantwortung der Kommunen im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung wird gewahrt, sie
bleiben insofern vollig frei in Art und Umfang der Unterhaltung und Wiederherstellung ihrer
kommunalen Verkehrsanlagen.

B Zu den einzelnen Vorschriften

Zu Artikel 1

Die Aufnahme eines Verbotes von Strallenbeitrdagen fiir den Um- und Ausbau von Verkehrsanlagen in
die Kommunalverfassung entlastet die Birgerinnen und Biirger. Sie kénnen die hierflr nicht mehr
bendtigten Mittel in die Modernisierung ihrer Immobilien investieren und fordern damit neben einer
energetischen Verbesserung auch die lokale Bauwirtschaft.

Anliegerschutz statt Gebulhrenkatastrophe
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Zu Artikel 2
ZuNr.1

Mit Neufassung des § 11 Absatz 1 werden die einmaligen StralRenbeitrage fiir den Umbau und Ausbau
von Verkehrsanlagen aus dem Gesetz gestrichen.

Die kommunalen Verkehrseinrichtungen stehen im Eigentum der Kommunen, der Allgemeinheit. Sie
kénnen und werden von allen Verkehrsteilnehmern aus der Gemeinde und auch durch (iberregionale
Verkehrsteilnehmer genutzt. GemaR dem Aquivalenzprinzip missen Beitrdge einem konkret
individualisierbaren, konkreten Vorteil gegenliberstehen, den sie abschépfen sollen.

Ein solcher individueller Vorteil fiir den direkten Anlieger, der bei allen anderen eben nicht vorliegt, ist
nicht messbar, insofern miissen derartige Investitionen als allgemeine Daseinsvorsorge aus
allgemeinen Steuermitteln und nicht aus individuellen Beitragen bestritten werden.

Die bisherige Art der Finanzierung aus hochst unterschiedlich hohen, teilweise fiir die Anlieger
ruinésen Strallenausbaubeitragen verletzten das Gleichheitsprinzip, laufen dem Ziel der Schaffung
gleicher Lebensverhaltnisse innerhalb Hessen zwischen dem urbanen und dem landlichen Raum
zuwider. Sie sind nicht den Betroffenen nicht mehr vermittelbar. Daher ist die Finanzierung der dieser
notwendigen kommunalen Infrastruktur grundlegend umzustellen.

Marginale Veranderungen der bisherigen Gesetzesmaterie helfen hier nicht weiter, die Beibehaltung
der Moglichkeit der Finanzierung aus der Erhebung von Strallenausbaubeitragen wirde den
Flickenteppich unterschiedlich kommunaler beibehalten. Die Schere zwischen ,reichen” Kommunen,
die auf die Erhebung solcher Beitrdge verzichten kénnen und ,armen” Kommunen, die zur
Finanzierung ihrer Verkehrsanlagen auf solche Beitrage angewiesen waren, wirde weiter
auseinandergehen. Weiterer Wegzug in Gemeinden ohne solche Beitrage und weitere ,Landflucht”
mit den damit verbundenen negativen Folgen fiir diese strukturschwachen Gebiete ware die Folge.

Die bisherigen Auseinandersetzungen Uber die Hohe und die RechtmaBigkeit von Anliegerbeitragen
entfallen, zugleich findet eine deutliche Entlastung der Kommunalverwaltungen statt, die bisher mit
den Beitragserhebungen und den damit verbundenen Auseinandersetzungen mit den bisher
beitragspflichtigen Bilrgern befasst waren, zudem findet eine deutliche Entlastung der
Verwaltungsgerichte statt, die sich nicht mehr mit Auseinandersetzungen Uber die Zulassigkeit der
Beitragsbescheide sowie (iber deren Hohe befassen miissen. Freiwerdende Ressourcen kdnnen
sinnvoller eingesetzt werden.

Mit dem Wegfall der regional sehr unterschiedlichen Belastungen werden die bestehenden
Ungerechtigkeiten beseitigt und die sich aufdrangenden Zweifel an der Verfassungsmaligkeit der
bisherigen Beitragserhebung vermieden. Dauerhaft wird hier die Grundlage fir die Schaffung gleicher
Lebensverhaltnisse in Hessen gelegt.

Die Blirger werden vor horrenden Beitragsforderungen bewahrt und eine Befriedung der in der
Zwischenzeit aufgekommenen Auseinandersetzung herbeigefiihrt.

Die Koppelung an eine Obergrenze von 4 % der Verkehrsanlagen einer Kommune/Jahr fiihrt zu einer
vernlinftigen Drosselung und tragt der durchschnittlichen Lebenserwartung der Stral3en im ortlichen
Bereich von etwa 25 Jahren Rechnung. Unter Beachtung dieses Faktes wiirde eine komplette
Erneuerung innerhalb von 25 Jahren stattfinden, was wiederum den Unterhaltsaufwand reduzieren
wirde.
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In die kommunale Selbstverwaltung wird insofern nicht eingeschrankt, denn es bleibt finanzstarken
Kommunen unbenommen, die lber dieses tiber den Infrastrukturfonds finanzierbaren Grades von 4 %
der Gesamtverkehrsanlagen hinausgehende Investitionen selbst zu tragen.

Die vorgesehene Koppelung an die Anspruchsvoraussetzung eines gleichhohen Anteils der Kommunen
fir den StraBenunterhalt flihrt zu einer Verstetigung der notwendigen Investitionen in die
Verlangerung der Lebensdauer der kommunalen StraRen und reduziert die Notwendigkeit der
tatsachlich aufgrund Verfalls notwendigen grundhaften StraBenerneuerungen.

zu Nr. 2

Bei Wegfall der StraRenbeitrage als solches ist die im alten § 11 Abs. 4 vorgenommene Klassifizierung
obsolet und kann daher gestrichen werden.

ZuUNr.4

Die wiederkehrenden StraRenbeitrage, wie sie im Jahr 2013 mit der Einfligung des § 1la KAG
eingefiihrt wurden, werden in Konsequenz dieses Gesetzentwurfes ersatzlos aus dem Kommunal-
abgabengesetz gestrichen.

Selbst wenn eine gravierende Verwaltungsvereinfachung bei dieser Form der Beitragserhebung
gerichtsfest erreicht werden kdnnte, bliebe immer noch der kaum zu vermittelnde Fakt, dass hier nur
die Immobilienbesitzer zur Finanzierung dieses Teils der staatlichen Daseinsvorsorge herangezogen
wiirden und alle anderen Nutzer quasi freigestellt wiirden, denn auch Uber den bisher durch die
Gemeinden bezahlten Anteil wird der zur StraRenausbaubeitragen herangezogene Immobilienbesitzer
erneut mitbelastet.

Insofern ist auch die Streichung der Moglichkeit der Erhebung von wiederkehrenden StraBenausbau-
beitragen nur konsequent und erforderlich.

Zu Artikel 3

Einrichten eines Infrastrukturfonds

Durch den Wegfall der bisherigen Finanzierungmoglichkeit tiber StraBenausbaubeitrdage wiirde ohne
eine addquate Kompensation die kommunale Selbstverwaltung in strukturschwachen Gebieten
gefahrdet.

Aufgrund der Forderung aus dem Gleichheitsgrundsatz als auch daraus abgeleitet der Forderung nach
anndhernd gleichen Lebensverhaltnissen in Hessen bleibt nur eine Kompensation aus allgemeinen
Steuermitteln, wie nun einmal alle der allgemeinen Daseinsvorsorge dienenden staatlichen
Bemuihungen zu finanzieren sind.

Der Gesetzgeber hat hierflir durch eine einheitliche, landesweit gleiche Regelung die Voraussetzung
zu schaffen.
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Die Finanzierung aus dem allgemeinen Steueraufkommen ist angesichts eines zu erwartenden
Aufwandes im einstelligen Promillebereich ist fir das Land leistbar. Andere Bundeslander geben
hierfir entsprechende Beispiele, auch hier lohnt ein Blick tiber die europaischen Grenzen, wo es eine
solche Finanzierungsform Uber Anliegerbeitrage in der Regel nicht gibt.

Zu Artikel 4
Ubergangsvorschriften

Spatestens mit dem sogenannten Herbsterlass 2013 wurden die Kommunen, die bisher noch keine
Gebuhren ihren Blrgern fiir den Ausbau der kommunalen Verkehrsinfrastruktur abverlangt haben,
aber Uber keine ausgeglichenen Haushalte verfligten, zum Erlass solcher Satzungen gezwungen. Trotz
des Urteils des Verwaltungsgerichtshofes gegen die Stadt Schlitz stellt dies einen gravierenden Eingriff
in die kommunale Selbstverwaltung dar und dies muss retrograd korrigiert werden.

Im Sinne der Abgabengerechtigkeit muss daher allen Betroffenen seit dem 01.01.2014 die
abverlangten Strallenausbaubeitrdage zuriickerstattet werden. Hierzu haben die Gemeinden, die
derartige Beitrage ab dem 01.01.2014 verlangt haben, diese beim Infrastrukturfonds anzumelden und
die Erstattung der Beitrage zu organisieren.

Das Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkiindigung in Kraft.
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Miindliche Anhérung im Innenausschuss zu den Gesetzentwiirfen der Fraktionen
der FDP und DIE LINKE betreffend ,,StraBenbeitrage“

Stellungnahme des Hessischen Landkreistages

lhr Schreiben vom 21. Februar 2018

Sehr geehrter Herr Ausschussvorsitzender,

mit Schreiben vom 21. Februar d.J. haben Sie den Hessischen Landkreistag als Anzu-
hérenden fur die Sitzung des Innenausschusses am Donnerstag, den 12. April d.J. zu
dem

Gesetzentwurf

der Fraktion der FDP fir ein Gesetz zur Aufhebung des Erhebungszwangs
von StraBenbeltragen und far mehr kommunale Selbstverwaltung

- Drucks. 19/5839 -

und zu dem

Gesetzentwurf

der Fraktion der DIE LINKE fur ein Gesetz zur Aufhebung von StraBenbeitra-
gen in den hessischen Kommunen

- Drucks. 19/5961 -

eingeladen und gleichzeitig um eine entsprechende schriftliche Stellungnahme bis zum
29. Marz d.J. gebeten.

In diesem Zusammenhang teilen wir Ihnen mit, dass unser Verband zu der vorgenann-
ten Anhérung im Innenausschuss durch den Geschiftsfihrenden Direktor, Herrn
Matthias Drexelius, und Herrn Referatsleiter Daniel Riihl vertreten wird.

1
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Zu den beiden vorgenannten Gesetzentwiirfen méchten wir fir den Hessischen Land-
kreistag wie folgt Stellung beziehen:

Im Hessischen Gesetz Uber kommunale Abgaben (KAG) ist derzeit in § 11 Abs. 1 Satz
2 vorgesehen, dass die Gemeinden fiir den Umbau und Ausbau der éffentlichen Stra-
Ren, Wege und Platze (Verkehrsanlagen), der Uber die laufende Unterhaltung und In-
standsetzung hinausgeht, Beitrage erheben sollen.

Im Jahr 2013 wurde durch die Einfiihrung des § 11a in das KAG unter bestimmten Vo-
raussetzungen die Erhebung sogenannter ,wiederkehrender Strallenbeitrage” ermég-
licht. Hiernach kénnen Gemeinden durch Satzung bestimmen, dass anstelle der vorge-
nannten einmaligen Beitrage die jahrlichen Investitionsaufwendungen fur den Umbau
und Ausbau ihrer 6ffentlichen Verkehrsanlagen als wiederkehrende Beitrage auf die in
bestimmten Abrechnungsgebieten gelegenen Grundstiicke verteilt werden. Die Bildung
eines solchen Abrechnungsgebietes, in welchem die Verkehrsanlagen in einem raumli-
chen und funktionalen Zusammenhang stehen mussen, kann insbesondere deshalb
gegeben sein, weil die Verkehrsanlagen innerhalb der im Zusammenhang bebauten
Ortsteile der Gemeinden, innerhalb selbstandiger stadtebaulicher Einheiten oder inner-
halb einzelner Baugebiete liegen (§ 11 a Abs. 2 KAG). Alternativ k6nnen auch samtliche
Verkehrsanlagen eines Ortsteils oder eines Ortsbezirks als Abrechnungsgebiet im Sin-
ne einer einheitlichen kommunalen Einrichtung bestimmt werden (§ 11a Abs. 2b KAG).

Im Wege des so genannten ,Herbsterlasses” vom 3. Mdrz 2014 wurde seither die Soll-
Vorschrift des § 11 Abs. 1 KAG dahingehend ausgelegt, dass die Haushalte defizitarer
Stadte und Gemeinden, welche keine Stralenbeitrdge erheben, grundsatzlich nicht ge-
nehmigungsfahig waren bzw. sind. Von der Durchsetzung dieser Pflicht zur Erhebung
von Stralenbeitrdgen kann jedoch dann abgesehen werden, wenn die betroffenen
Kommunen den Haushaltsausgleich nur kurzfristig oder geringfiigig nicht erreichen.
Hierdurch kommt es im Ergebnis nach Kenntnisstand der Geschéftsstelle zwar nicht re-
gelhaft, jedoch in Einzelfallen zur aufsichtlichen Durchsetzung der Erhebung von Stra-
Renbeitragen im Falle nicht ausgeglichener Haushalte.

Mit dem Gesetzentwurf der FDP vom 16.1.2018 fur ein Gesetz zur Aufhebung des Er-
hebungszwangs von Strallenbeitrdgen und fir mehr kommunale Selbstverwaltung
(Landtags-Dr. 19/5839) soll die bisherige Soll-Regelung in § 11 KAG durch eine Kann-
Regelung ersetzt werden und damit die Méglichkeit geschaffen werden, ,von den star-
ren Vorgaben des Beteiligungsanteils abzuweichen®.

Mit dem weitergehenden Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE fir ein Gesetz zur Auf-
hebung von Strallenbeitrdgen in den hessischen Kommunen (Landtags-Drs. 19/5961
vom 23.1.2018) soll die vorgenannte Soll-Vorschriften der §§ 11 und 11a KAG hingegen
ersatzlos gestrichen werden.

Unsere Mitgliedskreise darften durch einen landesweiten Verzicht auf die Erhebung von
Strallenbeitragen, so wie beispielsweise in Bayern derzeit ernsthaft diskutiert, zumin-
dest dann mittelbar betroffen sein, wenn das Land den Kommunen keine monetéaren
Ausgleich in identischer Héhe leisten wirde. In diesem Fall wiirde sich der Finanzbe-
darf der betroffenen Stadte und Gemeinden im Kommunalen Finanzausgleich (KFA) zu
Lasten der auf die Mitgliedskreise entfallenden Mittel erhéhen.
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Im neuen, bedarfsorientierten System des Kommunalen Finanzausgleichs (KFA) wird
zwischen unmittelbar zurechenbaren Einnahmen und so genannten aligemeinen De-
ckungsmitteln unterschieden. Unmittelbare zurechenbare Einnahmen sind insbesonde-
re Gebiihren und Beitrdge, darunter auch die hier in Rede stehenden StralRenbeitrage,
welche unmittelbar bei den entsprechenden Ausgaben im Rahmen der Bedarfsermitt-
lung im KFA direkt in Abzug gebracht werden und den Finanzbedarf der jeweiligen
kommunalen Gruppe unmittelbar mindern.”

Insofern wiirden geringere Einzahlungen bzw. Ertrdge aus der Erhebung von Stral3en-
beitragen bzw. ein vollstandiger Verzicht hierauf fir die kommunalen Gruppen der Stad-
te und kreisangehorigen Gemeinden zu hdheren Defiziten aus Pflichtaufgaben im Pro-
duktbereich 12 (Verkehrsflachen, Anlagen, OPNV) und mithin zu einem hoheren Fi-
nanzbedarf fihren. Dieser héhere Finanzbedarf der beiden vorgenannten Gruppen gin-
ge mutmaBlich zu Lasten der durch die aktuell diskutierten Anderungen im KAG nicht
unmittelbar betroffenen Landkreise, deren Teilschilisselmasse sich durch diesen Effekt
reduzieren wirde.

Bei einem vollstandigen oder teilweisen Wegfall der Erhebung von StraRenbeitragen,
wie durch die hier in Rede stehenden Gesetzentwlirfe beabsichtigt, wird Giberdies der
Nachteil gesehen, dass ein fir die Erhaltung der kommunalen Infrastruktur bislang ver-
lasslich genutzter Finanzierungsbaustein ohne addquate Kompensation dauerhaft verlo-
ren ginge. Dies wiederum durfte nicht ohne Folgen fur den Zustand der kommunalen
Infrastruktur bleiben. Auch das vielfach ge&duflerte ,soziale Argument” kann unsererseits
nicht geteilt werden, da nach hiesiger Einschatzung ein hinreichendes Instrumentarium
im Hessischen Gesetz lber kommunale Abgaben (KAG), namentlich wiederkehrende
StraBenbeitrage oder die Méglichkeit von Ratenzahlungen, und in der Abgabenordnung
(AO), namentlich die Mdglichkeit zu Stundung, Niederschlagung und Erlass, zur Verfi-
gung steht, um soziale Harten abzumildern. Daruber hinaus wirde durch einen voll-
standigen oder teilweisen Verzicht auf die Beitragserhebung ein neues ,Gerechtigkeits-
thema" dergestalt statuiert, wie mit ,Rickforderungsanspriichen® hinsichtlich unmittelbar
vor Geltung der dann neuen Rechtslage gezahlten Beitrdgen umgegangen werden soll.

Vor dem Hintergrund der vorgenannten Uberlegungen lehnt der Hessische Land-
kreistag den Wegfall der Moglichkeit zur Erhebung von StraBenbeitrdgen ab.

Fiir den Fall, dass die Mdglichkeit zur Erhebung von StraBenbeitrdgen nach den
§§ 11 und 11a KAG verboten werden bzw. wegfallen wiirde, hat das Land den be-
troffenen Kommunen einen vollstindigen finanziellen Ausgleich auBerhalb des
KFA zu leisten.

13 : " ,‘-

ReferatSleiter

! Vergl. Landtags-Drucks. 19/1853, Seite 61
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Berlin, 28. Marz 2018

Miindliche Anhdrung im Innenausschuss des Hessischen Landtages

Beratungsgegenstand: Gesetzentwurf
der Fraktion der FDP fiir ein Gesetz zur Aufhebung des Erhebungs-
zwangs von StraRenbeitrdgen und fiir mehr kommunale Selbstver-
waltung — Drucks, 19/5839 —

Gesetzentwurf
der Fraktion DIE LINKE fiir ein Gesetz zur Aufhebung von StraRRen-
beitrdgen in den hessischen Kommunen - Drucks. 19/5961 -

Stellungnahme des Verbandes Deutscher Grundstiicksnutzer (VDGN)
Sehr geehrte Damen und Herren,

der Verband Deutscher Grundstiicksnutzer (VDGN) bedankt sich fiir die Méglichkeit, zu den einge-
brachten Gesetzesentwiirfen Stellung nehmen zu kénnen. Die miindliche Anhérung werden wir ger-
ne wahrnehmen.

Die vorgelegten Gesetzesentwiirfe betreffen im wesentlichen eine Frage der Gerechtigkeit und des
gemeinschaftlichen Zusammenlebens der Birgerinnen und Biirger: Ist es vertretbar, dass Anlieger
v6llig unabhangig von ihre Einkommens- und Vermogenslage zu Beitrigen herangezogen werden, die
einen Aufwand des Staates zugunsten der Allgemeinheit abdecken sollen? Der Verband Deutscher
Grundstiicksnutzer hat dazu von jeher eine klare Haltung: nein!

1. Die Erhebung von StraRenausbaubeitragen, wie sie aufgrund des derzeit glltigen Hessischen
Kommunalabgabengesetzes erfolgt, ist verfassungswidrig und muss - wie in Berlin, Hamburg und
wohl bald Bayern - durch die Landesgesetzgeber abgeschafft werden. Die verfassungsrechtlichen
Vorgaben fiir die Erhebung von Sonderbeitrigen bediirfen des Vorhandenseins eines konkreten wirt-
schaftlichen Vorteils beim Beitragspflichtigen. Die gesetzlichen Voraussetzungen im Hessischen

Kommunalabgabengesetz fiir die Erhebung von StraRenausbaubeitrigen sind zu unbestimmt und
Interessenvertreter der Eigentiimer von Ei jenheimen, Wohnungen und Grundstiicken
sowie der Pachter von Wochenend-, Kleingarten- und Garagengrundstiicken

Bankverbindung Hypo Veremsbank  IBAN DE84 1002 0890 5470157668 - BIC HYVEDEMMA4EE
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verstolen daher gegen das Grundgesetz. Die Gemeinden sollen aufgrund des Kommunalabgabenge-
setzes den Anliegern Beitrage auferlegen. Die gesetzliche Ermachtigungsgrundlage muss daher so
gefasst werden, dass sichergestellt wird, dass eine Erhebung allein bei Vorliegen konkreter wirt-
schaftlicher Vorteile erfolgt. Dies ist vorliegend nicht der Fall.

Die wesentlichen Grundlagen des gemeinschaftlichen Zusammenlebens sind Teil der éffentlichen
Daseinsfirsorge und miissen durch den Staat gewihrleistet werden. Dazu gehért auch der Erhalt der
Infrastruktur und damit eines funktionsfihigen StraRennetzes. Dieses ist keine innergemeindliche
Angelegenheit oder gar die der betroffenen Anlieger, sondern eine der zentralen Aufgaben iiberge-
ordneter politischer Einheiten. Dem liegt die Notwendigkeit der Gewahrleistung eines funktionieren-
den Personen- und Warenverkehrs {iber Gemeindegrenzen hinaus zugrunde. Der Erhalt dieser Infra-
struktur ist Aufgabe des Staates und daher von samtlichen Biirgern nach MalRgabe ihrer Leistungsfa-
higkeit zu finanzieren. Die Ankniipfung an der Art und tage des Grundsticks verbietet sich. Es ist
nicht nachvollziehbar, dass Einzelne die maRgeblichen Lasten tragen sollen, obwohl| sie durch die
MaRnahmen gegeniiber der Allgemeinheit nicht bevorteilt werden,

Das aus dem in Art. 20 Abs. 3 Grundgesetz verankerten Rechtsstaatsprinzip abgeleitete Erfordernis
der Normenklarheit und Normenverstandlichkeit gebietet es, Tatbestandsmerkmale zu benennen,
die den Kreis der Beitragspflichtigen von dem der Nicht-Beitragspflichtigen abgrenzen. Die Tatbe-
standsmerkmale miissen so gefasst werden, dass sie fiir sich klar und versténdlich sind und im Einzel-
fall eine Subsumtion des Sachverhalts zulassen. Die Jahrzehnte wihrende Rechtspraxis zeigt, dass ein
angeblich vorliegender Sondervorteil stets ungeprift angenommen und fingiert wird, sobald ein
Grundstiick an der ausgebauten StraRe anliegt. Die Gerichte machen sich nicht die zu fordernde Mii-
he, zu untersuchen, ob tatsachlich ein Sondervorteil, der im konkreten wirtschaftlichen Nutzen liegen
muss, vorliegt. Der mit hohen Beitragszahlungen belastete Birger wird selbst mit der Widerlegung
etwaiger Sondervorteile nicht angehdart. Stets wird sich auf Giberkommene Ansichten zuriickgezogen,
wonach der Ausbau der Strafle einen Sondervorteil des Anliegers intendiere. Dieser die Belange der
betroffenen Menschen verachtenden Gerichtspraxis muss durch den Gesetzgeber Einhalt geboten
werden. Die Betroffenen missen die Maglichkeit haben, dass die Tatbestandmerkmale fiir das Son-
deropfer tatsachlich vor Gericht gepriift werden kdnnen.

Der VDGN lehnt das Hessische Kommunalabgabengesetz in seiner derzeitigen Form ab, da es die
Erhebung von StralRenausbaubeitragen auch bei Nichtvorliegen wirtschaftlicher Vorteile zulisst.

2. Zu den Gesetzesentwiirfen

a) Selbst wenn den Gemeinden die Moglichkeit eingerdumt wird, von der Erhebung von StraRenaus-
baubeitrigen abzusehen, geht der gesetzgeberische Ansatz der Fraktion FDP an der Realitit vorbei.
Abgesehen davon, dass die Voraussetzungen fiir die Nichterhebung nicht unerheblich sind, gehen sie
an den gesellschaftlichen Bediirfnissen vorbei. Die finanzielle Lage der Kommunen kann nicht ent-
scheidungserheblich dariiber sein, ob dem einzelnen Anlieger ein wirtschaftlicher Sondervorteil zu-
gutekommt oder nicht. Die Gemeinde wird weiterhin gezwungen - liegen die finanziellen Vorausset-
zungen nicht vor — StraBenausbaubeitrage zu erheben. Andernfalls wiirde die Kommunalaufsicht
einen Haushalt nicht genehmigen. Sie werden weiterhin gezwungen von Anliegern Beitrage zu kas-
sieren, obwohl diese {iberhaupt keinen Sondervorteil haben. Dasselbe gilt fir die Moglichkeit der
Gemeinde, ihren Eigenanteil zu erhéhen. Auf beides haben die nach dem Hessischen Kommunalab-
gabengesetz beitragspflichtigen Birgerinnen und Blrger keinen Einfluss. Daher kann eine kausal
untrennbar vom wirtschaftlichen Sondervorteil abhdngige Beitragspflicht nicht in einen Zusammen-
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hang mit der Finanzkraft der Gemeinde gestellt werden. Daran andert auch die Festlegung in § 93
Abs. 2 5. 3 {Entwurf HGO) nichts. Solange die grundsitzliche Méglichkeit der Beitragserhebung be-
steht, sind diese varrangig zur Finanzierung zu verwenden,

Abgesehen davon ist es nicht einzusehen, dass Anlieger von Gemeinde zu Gemeinde unterschiedlich
behandelt werden kdnnen. Die Finanzierung des Allgemeinguts StraRe kann nicht von Gemeinde-
grenzen abhingen,

b) Der Gesetzesentwurf der Fraktion Die Linke findet daher grundsitzlich unsere Zustimmung. Nur
die unbedingte Abschaffung von Beitrdgen fiir den Aus-, Um- oder Neubau offentlicher Stralen
schafft Rechtssicherheit und soziale Gerechtigkeit.

3. Der VDGN lehnt die Erhebung von Strafienausbaubeitragen ab, weil sie unter keinem verniinftigen
Gesichtspunkt zu rechtfertigen sind. Solange Straenausbaubeitrige erhoben werden, werden diese
—auch mit Hilfe des VDGN - vor die Gerichte gebracht. Es ist nur eine Frage der Zeit, bis das Bundes-
verfassungsgericht die verfassungswidrige Praxis der Erhebung stoppt. Nicht ochne Grund wurden die
StraRenausbaubeitrdge in Berlin, Hamburg und Miinchen abgeschafft bzw. wird in den Landeshaupt-
statten Kiel und Schwerin lber die Abschaffung diskutiert. Mut und Tatendrang zum Wohle der Be-
vélkerung kann jeder Wahler verlangen. Diese registrieren sehr wohl, dass auch diese Regierung ek-
latant in der Frage der Abgabengerechtigkeit versagt. Die Politikverdrossenheit und das Erstarken
populistischer Bestrebungen und Parteien ist nicht die Quittung einer intoleranteren Bevolkerung,
sondern logische Folge des Versagens der Regierenden.

Mit freundlichen Grti  n

Christoph Schm t-Jansa
Prasident des V GN
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StraBenbeitragsfreies Hessen
eine AG hessischer Biirgerinitiativen

Andreas Schneider
Breiter Weg 126
35440 Linden

Telefon  +49 (0) 1578 1957 111
email strassenbeitragsfreies-hessen@posteo.org

StralBenbeitragsfreies Hessen - Breiter Weg 126 - 35440 Linden
An den

Vorsitzenden des Innenausschusses des
Hessischen Landtags Herrn Klee

zu Hd. Frau Dr. Ute Lindemann
U.Lindemann@ltg.hessen.de

Linden, 29.03.2018

Gesetzentwurf der Fraktion der FDP fiir ein Gesetz zur Aufhebung des Erhebungszwangs
von StraBenbeitragen und fiir mehr kommunale Selbstverwaltung (Drucks. 19/5839)

und

Gesetzentwurf der Fraktion der DIE LINKE fiir ein Gesetz zur Aufhebung von
StraBenbeitragen in den hessischen Kommunen (Drucks. 19/5961)

Miindliche Anhérung im Innenausschuss des Hessischen Landtags am 12. April 2018

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,

vielen Dank, dass die AG ,StralRenbeitragsfreies Hessen® zur Stellungnahme aufgefordert wurde!

Als parteitibergreifende Arbeitsgruppe hessischer Blrgerinitiativen wurde ,StralRenbeitragsfreies
Hessen® im November 2017 gegrindet. Ziel der inzwischen 35 miteinander vernetzten Burger-
initiativen, Gruppierungen und Nachbarschaften ist die Abschaffung der StralRenbeitrdge durch
Landtag und Landesregierung. Den hessischen Kommunen empfehlen wir die Abschaffung oder
Nichtanwendung bestehender Satzungen. Das Engagement und die Tatigkeit aller Mitglieder ist
ehrenamtlich.

Landesweit sehen wir beim Thema Stra3enbeitrage mehrere Problemfelder.

1. Unzumutbar hohe Einmalbeitrage hessenweit
Vielerorts gibt es Beitrdge und voraussichtliche Beitragsbescheide im flinfstelligen Bereich'), z.B.

e Fuldatal: bis 34.000 € zuzigl. Wasser und Kanalanschluf

e Wetzlar-Miinchholzhausen: bis 60.700 €, viele weitere zwischen 20.000 und 40.000 €

e Wetzlar (Phonixstr.): bis 50.000 € (Schatzung, Magistrat nennt keine Zahlen)

e ARlar: bis 30.000 €

e Homberg/Ohm: bis 30.000 €

e Battenberg-Fronhausen: bis 80.000 €

e Linden: bis 20.000 € fir 16 von 110 Anliegern, zuzlgl. bis 5.000 € fir Wasser und Kanal
e Eichenzell: 85.000, zuztgl. 40.000 € Wasser und Kanal

Die nach HGO §10 geforderte Ricksichtnahme auf die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit des
Abgabepflichtigen findet nicht statt.
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Der ,StraRenbeitrag” ist oder war vielen Hauseigentiimern unbekannt. Uber anstehende StraRen-
erneuerungen wird haufig erst spat informiert. Zur voraussichtlichen Hohe des Beitrags gibt es
oftmals keine oder nur vage Angaben.

Die Baukosten sind deutlich gestiegen z.B. durch das Kommunalinvestitionsprogramm.
Laut Umfragen sind 85 % der Bevolkerung gegen die Erhebung von StraBenbeitragen?).

2. Kaputtgesparte GemeindestraBen, weggesparte Kompetenz

Laut Hessischer Rechnungshof?®) sind in 19 exemplarisch untersuchten Kommunen 26,65 % der
Gemeindestralen grundhaft zu erneuern.

Die genannte GrofRenordnung wird von Pressemeldungen?) und eigenen Auswertungen®)
bestatigt. Selbst die ,wohlhabende® Stadt Linden/Mittelhessen hat einen Sanierungsstau bei ihren
Strallen von ca. 12 bis 15 Mio. €. Bei aktueller Gesetzeslage werden die betroffenen ca. 700
Anlieger ca. 8 bis 10 Mio. € als Einmalbeitrag zahlen mussen, also im Durchschnitt 13.000 €.

Hauptursache fiir den schlechten StraBenzustand ist die unzureichende Finanzausstattung
der Kommunen liber die letzten Jahrzehnte. Sie filhrte dazu, dass an der StralReninstand-
haltung regelmafig ,gespart” wird, was die Lebensdauer deutlich herabsetzt:

Nach Richtlinie E-EMI (Empfehlungen fur das Erhaltungsmanagement von Innerortsstralen)
der FGSV (Forschungsgesellschaft Stralten und Verkehrswesen) waren fur die Instand-
haltung der Gemeindestralten 1,20 bis 1,40 €/m? StralRenflache im Jahr aufzwenden.
Tatsachlich eingesetzt wird aber nur ein Bruchteil dessen, z.B. in der Stadt Linden in 2015
nur 0,31 €/m? ). Die Folgen erkennt man erst nach einigen Jahren.

Eigene Kompetenz — Bauamter, Ingenieure — wurde durch privatwirtschaftliche Planungsbuiros
ersetzt. Auf diese ist man nunmehr zwingend angewiesen, im Extremfall verwischt die Grenze
zwischen Planungsbiro und Verwaltung. Ein privates Planungsbiro hat aber in erster Linie ein
eigenes wirtschaftliches Ziel.

Mangels eigener Kompetenz bleiben zentrale Fragen offen wie z.B. ein Generalverkehrsplan als
Leitlinie, Abstimmung mit Stadtentwicklung, Veranderungen im Verkehr (Elektromobilitat!),
Anbindung neuer Baugebiete, Ausbau Breitband oder anderen Versorgungstragern.

3. Falsche Anreize fiir nachhaltigen StraBenerhalt

Die mit dem KAG mogliche Anliegerbeteiligung setzt die falschen Anreize.

Der Rechnungshof vergleicht im Kommunalbericht 2016 °) drei Erhaltungsstrategien. Die nach-
haltige und ressourcenschonende Variante ,Regelmallige Instandsetzung® ist gesamthaft die
kostengtinstigste Méglichkeit: ,Die Uberértliche Priifung zeigt ... , dass die regelméBige
Instandsetzung (Fall 2) die kostengiinstigste MaBnahme ist. Insofern empfiehlt sie regelmalig
diese Erhaltungsstrategie.”

Die regelmaRige Instandhaltung wird von der Kommune zumeist nicht durchgefihrt. Denn fur den
Haushalt der Kommune geht es noch ,glnstiger®, weil nach 25 Jahren bei einer grundhaften
Erneuerung die Anlieger mit bis zu 75 % der Baukosten belastet werden durfen: ,Durch den
groBen Anteil der umlegbaren Kosten auf die Anlieger werden die Félle, in denen die
Strallenzustandsklassen eine grundhafte Erneuerung (Fall 1) oder eine Sanierung (Fall 3)
bedingen, die fiir die Kommune kostengiinstigere Erhaltungsstrategie.*

Der Hessische Rechnungshof warnt: ,Insofern darf allein das Zuwarten bis zum Erreichen der
StralBenzustandsklasse 5, um die Kosten der grundhaften Erneuerung (Fall 1) auf die Biirger
umzulegen, nicht ausschlaggebend fiir eine Erhaltungsstrategie der Kommune sein.*”

4. Unplausibilitaten und Streitigkeiten

Unplausibiltaten und Abgrenzungsfragen sorgen regelmafig fur Streit in den Kommunen:

a) Stral’en werden von allen benutzt. Es gibt keinen besonderen, nicht nur voribergehenden
Vorteil des Grundstlickeigentimers.

b) Wo endet die beitragsfreie Instandhaltung, wo beginnt die beitragspflichtige Erneuerung?
c) Wie ist die Stralle von wem wann einzustufen? Stadtverordnete, Magistrat, Gutachter?
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d) Berechnungsparameter wie GrundsticksgroRe oder mogliche Geschossigkeit laut
Bebauungsplan stehen in keinem Zusammenhang mit dem Verschleild einer Stralte

e) Entsorgung von Altlasten (z.B. pechhaltiger StralRenaufbruch) auf Kosten der Anlieger?
f)  Warum soll der Anlieger — evtl. ohne Auto - zahlen fir Straf3e / Parkplatze anderer?

g) Anla und Begrindung der BaumalRnahme - oft erscheint die angebliche Erneuerungs-
bediirftigkeit der Strale als Vorwand.

h) Umwidmung von Stral3en: eine Stral’e wurde friiher als Durchgangsstralle kaputtgefahren,
dann vom Kreis an die Gemeinde Ubergeben. 10 Jahre spater sollen die Anlieger die
grundhafte Erneuerung zu 75 % zahlen.

i)  Warum soll der Anlieger zahlen, wenn z.B. durch Anderungen im OPNV plétzlich schwere
Doppelgelenkbusse die daflir nicht dimensionierte Anliegerstrale kaputtfahren?

j) Anfragen an uns betreffen auch die sogenannte ,Fiktive ErschlieBung®, dass namlich eine
uralte StralRe ausgebaut und dann als fertiggestellt deklariert wird.

k) Warum bezahlen Anlieger von Landes- bzw. Kreisstraf3en nicht fiir die Strallenerneuerung,
sollen aber fur die Gehwege zahlen? Wie werden eventuelle Férdergelder verrechnet?
Wieso wird das nicht transparent gehandhabt?

Dem Birger bleibt zum Schlu® — erst nach Erhalt des Beitragsbescheids! - nur die Klage vor
einem Verwaltungsgericht mit zweifelhafter Erfolgsaussicht.

5. Konfliktpotential in értlicher Gemeinschaft

Mit dem Gesagten ergeben sich Probleme fur das soziale Klima bis hin zu einer Eskalation wie in
Niederaula/Osthessen in 2015 7).

Das Instrument der ,Satzung“ soll verhindern, dall Kommunalpolitiker ohne juristisches Fach-
wissen Gesetze machen. Dann stellt sich aber die Frage, ob der ehrenamtliche Stadtverordnete
die Mitblrger und Nachbarn durch seine Entscheidung wirtschaftlich ruinieren darf? Wer wird sich
zukunftig fur ein derartiges ,Ehrenamt” zur Verfugung stellen?

Es gibt bereits hessische Gemeinden, die ihre Beitragsbescheide direkt durch Anwaltskanzleien
verschicken lassen. Eine Folge ist, dass die zahlungspflichtigen Anlieger von vornherein einge-
schuchtert werden (sollen?). Wo wird das hinfuhren?

6. Keine gleichwertigen Lebensverhaltnisse

Statt gleichwertiger Lebensverhaltnisse, wie im Grundgesetz Art. 72 oder im aktuellen Koalitions-
vertrag in Berlin gefordert, hat Hessen einen ,Flickenteppich aus Kommunen ohne Beitrags-
satzungen, mit Einmalbeitragen und mit wiederkehrenden Beitragen. Die Besserstellung der
Bevolkerung in Wiesbaden, Frankfurt, Eschborn wird von der Bevolkerung in landlichen Regionen
wie z.B. Battenberg, Schlitz, Nentershausen als zutiefst ungerecht wahrgenommen.

Der ,Flickenteppich® setzt sich auf Bundesebene fort — Berlin, Hamburg, Baden-Wirttemberg,
Munchen, Dresden erheben keine Straflenbeitrage. Unser Nachbarland Bayern beabsichtigt eben-
falls die Abschaffung der Strallenbeitrage.

Die Zahlung von 2,5 Milliarden € (Landerfinanzausgleich) in das stral3enbeitragsfreie Berlin stoft
auf Unverstandnis in der Bevolkerung und insbesondere bei den Beitragspflichtigen in Hessen. Es
wird registriert, dass im Berliner Landtagswahlkampf 2016 politische Parteien mit der Abschaffung
der ,StralRenbeitragsabzocke® geworben haben.

7. Wiederkehrende Beitrage — keine Losung

Wiederkehrende Beitrage — in Hessen seit Anfang 2013 méglich - werden von den Kommunen
nicht angenommen. Als Grund werden rechtliche Unsicherheiten und der hohe Aufwand fur die
Systemumstellung genannt, z.B. in Bad Nauheim 240.000 € allein fiir die Vorbereitung.
Wiederkehrende Beitrage sind daher wirtschaftlich zweifelhaft und erscheinen eher als ,Sub-
ventionsprogramm® flir Kommunalberatungen. Von Anliegern werden wiederkehrende Beitrage nur
als ,kleineres Ubel“ akzeptiert. Denn auch hier wird nur der Grundstiickseigentiimer belastet.

In landlichen Regionen mit groften Grundstlicken werden auf einzelne Anlieger Beitrage von Uber
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1.000 € jahrlich(!) zukommen (z.B. Einhausen, Cdlbe). Eine Gemeinde, die in 2015 wieder-
kehrende Strallenbeitrage einfiihrte, hat seither keine einzige Stralle erneuert — man beflirchtet
Streit, rechtliche Probleme und hohe Verwaltungskosten. Der Sanierungsstau bleibt!

Die in KAG §11a festgelegte Ubergangsfrist von 25 Jahren (Verschonungsregelung) benachteiligt
die ,Altzahler®, da die Nutzungsdauer von Gemeindestralien in der Regel deutlich hoher liegt.

8. Kommunale Selbstverwaltung in der Sackgasse

Die Kommunen sind nicht ,frei“, im Rahmen ihrer kommunalen Selbstverwaltung eine einmal ein-
geflhrte Satzung wieder abzuschaffen. Auch wenn ihr Haushalt ausgeglichen ist, weigern sie sich,
die Satzung wieder abzuschaffen, weil

e es ihnen die Kommunalaufsicht nicht gestattet
e sie den Konflikt scheuen mit den Blrgern, die in der Vergangenheit zahlen mussten.

9. Investitions- und Férderprogramme = zusétzliche Belastung der Anlieger

Kommunalinvestitionsprogramm (KIP) und Férderprogramme wie ,Land hat Zukunft — Heimat
Hessen®“ ermoglichen es derzeit den Kommunen, Stral3enerneuerungen verstarkt in Angriff zu
nehmen. Wahrend die Kommunen die Férdergelder auf ihren Anteil an der Bausumme verrech-
nen, profitieren die Anlieger nicht davon. Ganz im Gegenteil — ihre Beitrage erhéhen sich wegen
der gestiegenen Tiefbaupreise und der verlangten regelkonformen, normgerechten Ausfihrung.

Inwieweit konnen die vorliegenden Gesetzentwiirfe die aufgezeigten Probleme
biurgernah I6sen?

Gesetzentwurf FDP (Drucks. 19/5839)

Wir stellen fest, dass die vorgeschlagene Ruckkehr zur "Kann-Regelung" nur in speziellen Kon-
stellationen in Hessen funktionieren wird, z.B. in Bad Vilbel, vielleicht auch in Karben oder in Bad
Nauheim. Vielen Kommunen aber wird eine ,Kann-Regelung® und das Bekenntnis zur
-kommunalen Selbstverwaltung“ nichts nutzen. Denn ,Eine gesunde kommunale Selbstverwaltung
setzt eine ausreichende Finanzausstattung voraus.” (Internetseite Innenministerium)

¢ Innenministerium / Kommunalaufsicht werden weiterhin bei (finanzschwachen) Kommunen
darauf bestehen, dass die Beitragssatzung beibehalten werden muss

¢ Wie soll eine Gemeinde mit Einmalbeitragssatzung die Satzung aufheben, nachdem 100
oder 500 Anlieger vier- und flinfstellige Eurobeitrage zahlen mufdten? Wie sollen Birger-
meister und Stadtverordnete das rechtfertigen? Trotz der mit einer ,Kann-Regelung® eroff-
neten Mdglichkeit werden sie ihre Stral3enbeitragssatzung moglichst beibehalten.

e Aus dem gleichen Grund werden die teils ruindsen Beitragshéhen unverandert bleiben.
e Die im Grundgesetz verankerte Forderung nach ,gleichwertigen Lebensverhaltnissen® wird
nicht beachtet.
Berichte aus Schleswig-Holstein zeigen, daf} dort die Ungleichbehandlung der Blrger weitergeht.

Gesetzentwurf DIE LINKE (Drucks. 19/5961)

Der Entwurf ist geeignet zur Losung der eingangs geschilderten Probleme. Er gleicht die verschie-
denen Interessen gut und im Sinne der Verfassung und der kommunalen Selbstverwaltung aus.

Gemeindestralen sind Teil der allgemeinen Daseinsvorsorge. Nachdem der Grundstiickseigen-
timer die Herstellung einer neuen Strale mit seinem ErschlieBungsbeitrag bezahlt hat, soll —
wenn eine Erneuerung erforderlich ist - die Allgemeinheit die Kosten tragen. Denn der Verschleil®
der Stralte kann dem Grundstiickseigentliimer nicht zugeordnet werden.

Da die Kommunen in den vergangenen zwei Jahrzehnten finanziell nicht hinreichend ausgestattet
waren und ihren Aufgaben nicht nachkommen konnten, ist das Land Hessen als starkes und
reiches Bundesland in der Pflicht. ,Der Staat hat den Gemeinden die zur Durchfiihrung ihrer
eigenen und der (bertragenen Aufgaben erforderlichen Geldmittel ... zu sichern.“ (Hess.
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Landesverfassung, Art. 137). Der in dem Entwurf genannte erforderliche Investitionsbedarf er-
scheint plausibel und ist z.B. aus dem Haushaltsiiberschuf® von 640 Mio. € gut darstellbar.

Tabellarisch zusammengefasst ergibt sich die folgende Bewertung

Entwurf Nr. 19/5839 Entwurf Nr. 19/5961
Unzumutbare Beitragshéhen Bleiben erhalten Entfallen
Kaputtgesparte Stral3en, Wird Uberwiegend bleiben Situation wird sich verbessern
weggesparte Kompetenz
Anreize flr nachhaltigen Keine Méoglich
Strallenerhalt
Unplausibilitaten und Bleiben bestehen Entfallen
Streitigkeiten
Konfliktpotential in értlicher | Bleibt bestehen Klima wird sich verbessern
Gemeinschaft
Gleichwertige Gegensatze werden sich Positiv
Lebensverhaltnisse verscharfen
Wiederkehrende Beitrage als Aufwendig und hoher Entfallen
Lésung Verwaltungsaufwand
Bestehende Werden uberwiegend bleiben Werden aufgehoben
Beitragssatzungen
Investitions- und Kommunen profitieren. Anlieger Kommunen profitieren. Ohne
Forderprogramme werden zusatzlich belastet Anliegerbelastung
Fazit

Die derzeitige Regelung der StralRenbeitrage im KAG ist nicht mehr zeitgemal. Unzumutbare
Beitragsforderungen, falsche Anreize und Unplausibilitidten sorgen fur Existenzéangste und Frust
bei den Betroffenen. Die Ungleichbehandlung ist eklatant, das soziale Klima wird vergiftet.

Stralienbeitrage nach KAG §11 und §11a und dahingehende Regelungen in der HGO sind abzu-
schaffen. Die Einnahmeausfalle aus den Stral’enbeitrdgen der Anlieger sind den Kommunen aus
Landesmitteln zweckgebunden zu ersetzen, der Anteil der Kommunen bleibt davon unberhrt.

Es ergibt sich eine klare Empfehlung fir den Entwurf der Partei DIE LINKE Nr. 19/5961.

Mit freundlichen GriRen

Andreas Schneider

Sprecher ,Strallenbeitragsfreies Hessen —
eine AG hessischer Birgerinitiativen®

Quellen:

1. Karte www.strassenbeitragsfrei.de/karte _hessen.html

2. Umfrage im Online Portal zuhause.de (2016), Fernsehmagazin quer (2017)
3. Hessischer Rechnungshof, Kommunalbericht 12/2016

4. Auswertung der Stralenzustandsliste 2008/9 der Stadt Linden

5. https://www.hna.de/kassel/haelfte-kasseler-strassen-kaputt-geld-sanierung-fehlt-3260743.html

https://www.hna.de/kassel/kaputte-strassen-millionen-euro-waeren-erneuerung-noetig-3261430.html
6. Magistratschreiben der Stadt Linden, 06/2017

7. Osthessen News: https://osthessen-news.de/n11504192/niederaula-spd-entsetzt-ber-hr-beitrag---
beschwerde-bei-intendant-dr-helmut-reitze.html



http://www.strassenbeitragsfrei.de/karte_hessen.html
https://osthessen-news.de/n11504192/niederaula-spd-entsetzt-ber-hr-beitrag---beschwerde-bei-intendant-dr-helmut-reitze.html
https://osthessen-news.de/n11504192/niederaula-spd-entsetzt-ber-hr-beitrag---beschwerde-bei-intendant-dr-helmut-reitze.html
https://osthessen-news.de/n11504192/niederaula-spd-entsetzt-ber-hr-beitrag---beschwerde-bei-intendant-dr-helmut-reitze.html
https://www.hna.de/kassel/kaputte-strassen-millionen-euro-waeren-erneuerung-noetig-3261430.html
https://www.hna.de/kassel/haelfte-kasseler-strassen-kaputt-geld-sanierung-fehlt-3260743.html
https://rechnungshof.hessen.de/sites/rechnungshof.hessen.de/files/28%20ZB_Kommunalbericht%202016_Internet_oU.pdf
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Az.: Wiederkehrende Straenbeitrdge
(bei Schriftwechsel bitte angeben)

Birstadt, 28.03.2018

Miindliche Anhérung im Innenausschuss des Hessischen Landtags
Stellungnahme der Stadt Biirstadt zu den Gesetzentwiirfen der FDP-Fraktion
(Drucks. 19/5839) und der Fraktion DIE LINKE (Drucks. 19/5961)

Az. 1A 21

Sehr geehrte Damen und Herren,

zunachst darf ich mich furr die Méglichkeit der Anhérung zu den beiden
Gesetzentwiirfen im Innenausschuss des Landtags bedanken.

Die Stadt Burstadt (16.176 Einwohner) méchte als Stadt, die bis zum 31.12.2017
einmalige Strallenbeitrage erhoben hat und aktuell auf die neugeschaffene Alternative
wiederkehrende StralRenbeitrage gewechselt ist, Stellungen nehmen.

In der Regel wurde eine StralBe pro Jahr abgerechnet. Es kam im Durchschnitt zu
weniger als 10 % Widerspriiche. Klagen beim VG waren in den letzten Jahren nicht
anhéangig. Trotz Beitragsbescheide in Einzelfallen im niedrigen funfstelligen Bereich,
wurden alle erhobenen Stralenbeitrage bezahlt. Bei weniger als 10 % der Falle wurden
Stundungsregelungen getroffen. Das Uber Jahrzehnte etablierte System funktionierte.
Es war in der Sache aus Sicht der Verwaltung kein Handlungsbedarf erforderlich.

Mit dem einstimmigen Grundsatzbeschluss der Stadtverordnetenversammlung am
07.03.2017 wurde das Projekt Einfuhrung wiederkehrender StraRenbeitrage in der
Stadt Birstadt gestartet.

Der Aufwand zur Ermittlung der Daten ist sowohl in zeitlicher als auch aus finanzieller
Sicht erheblich. Das Projekt lauft nun seit ca. 1 Jahr und steht kurz vor dem Abschuss,
so dass nun die Beitragsbescheide erstellt werden kénnen. Die externen Kosten

Sparkasse Worms-Alzey-Ried:
Volksbank Darmstadt-Sidhessen eG
Raiffeisenbank Ried eG

Postbank Frankfurt:
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betragen etwas mehr als 100.000 €. Hinzu kommt der Personalaufwand in der
Verwaltung von ca. 1 VZA Stelle, der trotz externer Unterstiitzung fur Beratung der
Grundstickseigentumer, Infoveranstaltungen und Zuarbeiten fir den externen Berater
angefallen ist.

Die Satzung Uber wiederkehrende StraRenbeitrage wurde ebenfalls einstimmig am
20.12.2017 mit Wirkung ab dem 1.1.2018 beschlossen.

Durch die wiederkehrenden StralRenbeitrdge kénnen nun mehr finanzielle Mittel aus
StralRenbeitréagen generiert werden. Hinzu kommen aber auch mehr stadtische Mittel fiir
die Stralensanierungen, so dass ein fuinfjahriges Bauprogramm aufgestellt werden
konnte, mit dem nun der Sanierungsstau bei den kommunalen StraBen angegangen
werden kann.

Die StralBenbeitrage, entweder als einmalige oder wiederkehrende Beitrége, sind
notwendig, um die StraBensanierungskosten zu finanzieren. Ohne Straenbeitrage nur
mit stadtischen Mittel wére eine nachhaltige Sanierung nicht oder nur durch
Steuererhéhungen und Leistungskiirzungen méglich. Der Antrag der Fraktion Die Linke
ist daher aus kommunaler Sicht abzulehnen. Eine Abschaffung der StraRenbeitrage
kénnte nur durch vollstdndige Kompensation durch das Land erfolgen. Und nur in der
Form, dass das Land die tatsachlichen Kosten und nicht durch Pauschalen oder aus
Durchschnittswerten aus Vorjahren tragt, da diese nicht ausreichend waren, um den
Sanierungsstau zu verhindern.

Uberraschend ist, dass eine in der letzten Legislaturperiode noch mit Stimmen der FDP-
Fraktion geénderte Regelung nun, nach so kurzer Zeit, wieder geédndert werden soll,
aber keine neuen sachlichen Argumente vorgetragen werden. Es wird dazu auf die
damalige Gesetzesbegriindung zum Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und der
FDP fir ein Zweites Gesetz zur Anderung des Gesetzes iiber kommunale Abgaben
(Drucksache 18/5453, S. 17f) zu § 11 verwiesen.

Kommunen werden durch die Kommunalaufsicht nur gezwungen StraRenbeitrage zu
erheben, wenn sie den Grundsatz der Einnahmebeschaffung des § 93 HGO nicht
beachten. Eine problematische Regelung ist hier nicht zu erkennen.

Die Stadt Burstadt appelliert daher an den Gesetzgeber, die gesetzlichen Regelungen
zu den StralBenbeitragen beizubehalten. Eine Abschaffung der Stralenbeitrage kann
nur durch eine vollstdndige Kompensation mit Landesmitteln erfolgen, um negative
Folgen fur den stadtischen Haushalt (Abgabenerhéhungen, Verschuldung oder
Leistungskiirzungen an anderer Stelle) zu vermeiden.

Mit freundlichen GriiRen

;d/a - A

Barbara Schader
Birgermeisterin

Bankverbindungen: Sparkasse Worms-Alzey-Ried: IBAN: DE09553500100004150017 BIC: MALADESTWOR
Volksbank Darmstadt-Stidhessen eG: IBAN: DE09508900000050800008 BIC: GENODEF1VBD
Raiffeisenbank Ried eG: IBAN: DE56509612060000004332 BIC: GENODE51RBU
Postbank Frankfurt: IBAN: DE87500100600019586601 BIC: PBNKDEFFXXX
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. Sachsenhauen 17a
Joachim Weber 36124 Eichenzell

fur die IG Sachsenhausen
Mobil: +49 172 6673527
eMail: jweber@wvvgmbh.com

Eichenzell, den 30.03.2018

Hessischer Landtag
Innenausschuss
z.H. Frau Dr. Lindemann

Postfach 3240
65022 Wiesbaden

Schriftliche Stellungnahme zur Anhdrung im Innenausschuss des Hessischen Landtages zu dem

Gesetzentwurf
der Fraktion der FDP fir ein Gesetz zur Aufhebung des Erhebungszwangs von
Strassenbeitragen und fir mehr kommunale Selbstverwaltung

und zu dem

Gesetzentwurf
der Fraktion DIE LINKE fur ein Gesetz zur Aufhebung von Strassenbeitrdagen in den
hessischen Kommunen

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,
sehr geehrte Frau Dr. Lindemann,
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,

herzlichen Dank fur Ihr Schreiben vom 21.02. und die damit verbundene Einladung zur miindlichen
Anhorung in dem oben genannten Gesetzgebungsverfahren.

Als Burger mit der héchsten, mir bekannten Belastung durch Strassenbeitrage in Hessen, nehme
ich sehr gerne Stellung zu den Gesetzesentwurfen. Durch die Strassenbaumassnahme
Sachsenhausen in Eichenzell (Landkreis Fulda) werden meine Frau und ich mit einem Betrag in
Hohe von ca. 125.000€ belastet.

in Worten: hundertfunfundzwanzigtausend Euro

Der Betrag setzt sich zusammen aus ca. 85.000€ Strassenausbaubeitrage und knapp 40.000€
Gebuhren fur einen Kanalanschluss.

Der Gesetzentwurf der FDP wird von mir abgelehnt, da er letztendlich keine Lésung fur das
Problem der Strassenausbaubeitrage bringt. Er setzt lediglich die Kommune unter Zugzwang und
Rechtfertigungszwang und sorgt fir weiteren kommunalen Unfrieden.

Der Gesetzentwurf von DIE LINKE ist zu begru3en, allerdings muss dafiir Sorge getragen werden,
dass die finanziellen Mittel zur Verfligung gestellt werden. Das Ganze muss eingebettet werden in
ein sinnvolles Konzept, welches der Gesetzentwurf vermissen lasst. Siehe hierzu meinen
Vorschlag am Ende dieses Schreibens.
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In der Diskussion rund um das Thema Strassenbeitrage mochte ich lhre Aufmerksamkeit kurz auf
meinen Fall lenken. Ich erhoffe mir damit, Sie fiir die Notwendigkeit von Veranderungen beim KAG
und den Strassenausbaubeitrégen in Hessen zu sensibilisieren. Gerne stehe ich lhnen fir
Ruckfragen zur Verfigung.

Die grundhafte Sanierung unserer Strasse Sachsenhausen in Eichenzell wurde von der Gemeinde
in 2015 beschlossen. Die Bauarbeiten begannen in 2016 mit dem Kanal, der nach Angaben der
Gemeinde erneuert und vergroRRert werden musste. In Summe sollen ca. 40 Anlieger ca. 600.000€
bezahlen. Ca.600.000€ tragt die Gemeinde.

Die Gemeinde hat Fordermittel aus einem Bundesprogramm (GVFG) beantragt. Diese Fordermittel
in Hohe von Uber ca. 300.000€ reduzieren aber nur den Teil, den die Gemeinde zu zahlen hat.
Diese Fordermittel sind an konkrete Voraussetzungen gebunden. Dadurch ist die Strasse jetzt
keine Zone 30 mehr, sondern eine Vorfahrtsstrasse, auf der man durchheizen kann, mit breiten
Burgersteigen und aus meiner Sicht taglichem Verkehrschaos, weil Anlieger nicht mehr gut parken
koénnen und Busse Probleme bei der Durchfahrt haben. Eine Verbesserung fur die Anlieger ist das
aus meiner Sicht nicht, aber wichtig war ja, dass die Gemeinde lhren Anteil an der Strasse mit ca.
50% bezuschusst bekommt.

Wir alleine sollen also fiir die grundhafte Erneuerung der Strasse 85.000€ bezahlen, hinzu kommen
noch knapp 40.000€ fur einen Kanalanschluss von einem unbebauten Grundsttick. Der Betrag ist
deshalb so hoch, weil wir eine Wiese hinter der Wohnbebauung haben, die bebaut werden kdnnte.
Diese Flache wird aktuell landwirtschaftlich fiir Tierhaltung genutzt. Die Bebauung ist sehr
problematisch, da die Wiese enorm versumpft ist und auch noch mit einer Privatstrasse sowie allen
Versorgern erschlossen werden muss.

Die Anlieger unserer Strasse zahlen also aus meiner Sicht 600.000€ fir
e Einen Ausbau der Strasse, den sie so nicht wollen
e FUr einen Ausbau, der eine deutliche Verschlechterung fiir den Anliegergebrauch darstellt
o FUr eine Strasse, die nicht den Anliegern, sondern der Kommune gehort
e Ohne ein Mitspracherecht bei der Planung

¢ Ohne eine wirkliche Verbesserung fir die Anlieger oder zumindest werden Verbesserungen
mit Verschlechterungen im Anliegergebrauch mehr als aufgehoben

o FUr einen laut Gutachter Prof. Dr. Beckedahl (Autor der RSTO12) 225% zu teuren Ausbau,
ich sage es in meinen Worten: Fir einen Luxusausbau

o FUr eine Strasse, die aus Sicht der Anlieger Giberwiegend nicht von den Anliegern benutzt
wird, weil sie als Verbindungsstrasse zu anderen Ortsteilen fungiert und als Zufahrt fir
andere Wohngebiete

Generell ist die Erhebung von Strassenausbaubeitragen aus meiner Sicht aus den
folgenden Griinden ungerecht, unsozial und sehr problematisch:

o Die Kommunen unterlassen in vielen Féllen seit Jahrzenten die Unterhaltung von
Gemeindestrassen. Irgendwann steht dann die grundhafte Erneuerung an, die zahlt dann
der Burger zu gewissen Anteilen. Sehr einfach fur die Kommune. Das passiert hundertfach
in Hessen und viele geben es sogar offen zu. So sagte mir der Landtagsabgeordnete der
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CDU, Herr Markus Meysner in einem Telefonat Anfang dieses Jahres, dass er zu Zeiten,
als er noch Blrgermeister von Tann war, regelmaf3ig vom Landesrechnungshof bescheinigt
bekam, dass die Stadt Tann den Unterhalt der Strassen vernachlassigt.

Die Forschungsanstalt fur Strassen- und Verkehrswesen halt einen Betrag von 1,10-1,30€
pro Quadratmeter Strasse und Jahr fir den Unterhalt einer Gemeindestrasse fir
angemessen. (Quelle: Merkblatt tiber den Finanzbedarf der Strassenerhaltung in

den Gemeinden (FGSV Nr. 986)). Keine mir bekannte Kommune hélt diese Wert ein.

Warum setzen einige Kommunen auf Strassenbeitréage, andere nicht? Wie kann es sein,
dass wenige Kilometer Unterschied beim Wohnort eine komplett andere Erhebung von
Strassenbeitragen bedeuten? Verstol3t dies nicht gegen den Gleichheitsgrundsatz Artikel 3
GG?

Warum missen Anlieger von Kreisstrassen, Bundesstrassen und Landesstrassen keine
Anliegergebuhren zahlen? Zu einem gewissen Teil nutzen auch diese Anlieger die Strasse
vor ihrer Haustur. Ich spreche hier Gber die Strassenausbaubeitrage fir die Strasse, mir ist
bewusst, dass die Gehweganlage anders behandelt wird. Verstof3t dies nicht auch gegen
den Gleichheitsgrundsatz Artikel 3 GG?

Wird eine Strasse, z.B. mit KIP-Mitteln grundhaft erneuert und decken die KIP-Mittel die
Kosten fur die Erneuerung komplett, entstehen keine Anliegergebiihren. Verstoi3t dies nicht
auch gegen den Gleichheitsgrundsatz Artikel 3 GG?

Warum zahlt jemand mit grof3en Grundstticken mehr, als jemand mit kleinen Grundstticken,
obwohl auf dem kleinen Grundstiick womdglich acht Parteien mit 12 Autos wohnen und auf
dem groRen Grundstiick nur ein Rentner, der OPNV benutzt? VerstoRt dies nicht auch
gegen den Gleichheitsgrundsatz Artikel 3 GG?

Wie nutzt jemand eine Strasse ab, der auf seinem Grundstiick gar keine Immobilie stehen
hat? Ist die Grundstiickgré3e Uberhaupt eine zuldssige Bemessungsgrundlage?

Warum zahlt ein Mieter mit zwei grof3en Autos keinen Beitrag zu einer
Strassenerneuerung?

Was wird mit der Grundsteuer gemacht, die eine Gemeinde einnimmt?
Wie wird die KFZ-Steuer fiir die Erneuerung von kommunalen Strassen verwendet?
Der ,Vorteil“, der durch die ,Grundhafte Sanierung* angeblich entsteht und Grundlage der

Beitragserhebung nach KAG ist, ist umstritten und nicht nachgewiesen. Dies ist aktuell
Gegenstand einer Verfassungsklage.

Strassenausbaubeitréage sind fir mich kalte Enteignung. Viele Landesparlamente haben das
erkannt. Als letztes Beispiel Bayern, wo die Strassenbeitrage noch vor der kommenden
Landtagswahl abgeschafft werden.

In unserem Fall haben die Anlieger einen Gutachter beauftragt. Professor Dr. Beckedahl von der
TU Wuppertal ist Strassenbauexperte und hat die fir den Strassenbau glltige Richtlinie RSTO12
mit erstellt.

Professor Beckedahl kommt in seinem Gutachten zu folgenden Ergebnissen:
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1. Die RSTO12 wurde falsch angewendet, die Kommune hat keine nachvollziehbare
Berechnung der Belastungsklasse gemacht und viel zu aufwendig saniert. Die Kommune
hat damit nach Aussage des Gutachters die RSTO12 vollig falsch angewendet.

2. Die Strasse ist nach Aussage unseres Gutachters viel zu teuer gebaut, je nach Ansatz
225% bis 250%

3. Eine schlichte Sanierung, sprich neue Teerdecke, hatte ausgereicht, da keine
Frostschaden erkennbar waren. Eine grundhafte Erneuerung war nach dem Gutachten von
Prof. Dr. Beckedahl gar nicht notwendig. Dies hétte dann allerdings zu einer
Instandhaltungsmal3nahme gefihrt, die zu 100% von der Kommune héatte bezahlt werden
mussen.

36 Anlieger klagen gegen den 1. Vorausleistungsbescheid. Finf Verfahren wurden im Eilverfahren
gefuhrt. Im Eilverfahren, hier geht es nur um die Aussetzung der Zahlung, haben wir in der ersten
und zweiten Instanz kein Recht bekommen. Der VGH Kassel hat allerdings klare Hinweise
gegeben, was im Hauptsacheverfahren (mit Beweisaufnahme, Zeugenaussagen und
Vorortterminen), welches jetzt erst beginnt, geklart werden muss.

Kernfrage in unserem Fall ist, ob die RSTO12 rechtverbindlich ist. Die erste Instanz hat gesagt
,Nein - ist sie nicht*, die zweite Instanz hat gesagt ,ist sie, aber nur wenn Landes- und Bundesmittel
ausgegeben werden®. Da Fordermittel vom Bund im Rahmen der GVFG-Mittel eingesetzt werden,
ist dies bei der Sanierung der Fall und muss im Hauptsacheverfahren geklart werden. Die
Hessische Landesregierung hat die RSTO12 fiir die Kommunen in einem Erlass fur bindend
erklart. Das Bundesverwaltungsgericht hélt die RSTO 12 auch flr rechtsverbindlich. Daher gehen
wir davon aus, dass wir im Hauptsacheverfahren Recht bekommen, im Zweifel erst in vielen Jahren
vor dem Bundesverwaltungsgericht.

Ist das wirklich alles notwendig? Missen sich Burger wirklich vor Gericht um Ihr Recht
kiimmern, weil Vorgaben und Gesetzgebung unklar sind?

Absolut unverstandlich ist aus meiner Sicht jedoch die Sichtweise der Gemeindeverwaltung und
des Gemeindevorstandes, in Bezug auf die Moglichkeiten des KAG ,Harten” abzufedern. Das
Kommunale Abgabengesetz Hessen (KAG) sieht unter 811 Abs. 12 und 13 vor, eine Zahlung von
Einmalbeitrdgen Uber finf Jahre bei ,Berechtigtem Interesse® zu erméglichen. Die Gemeinde hat
somit das ,Berechtigte Interesse“ zu beurteilen. Ich glaube, ein ehrenamtlicher Kommunalpolitiker,
und selbst hauptamtliche Verwaltungsmitarbeiter, tun sich dabei sehr schwer. Dies meine ich ganz
generell bei einer solchen Rechtsfrage. ,Berechtigtes Interesse” ist ein unbestimmter Rechtsbegriff
und von daher schwierig auszulegen. Sie kdnnen sich nicht vorstellen, welche ,Bliten* das Thema
ganz allgemein treibt.

Ich bin selbstandig tatig und verdiene nicht schlecht, aber es ist mir nicht moglich, aus meinem
Verdienst auch nur ansatzweise einen Betrag von ca. 125.000€ auf einmal, und auch nicht tiber ein
paar Monate verteilt, zu zahlen. Dies haben wir aus unserer Sicht dem Gemeindevorstand in
Unterlagen eindeutig nachgewiesen. Die einzige Moglichkeit fiir uns besteht darin,
Vermogenswerte zu verauliern, also Grundstiicke, Lebensversicherungen, Altersvorsorge, etc.
Unser verflgbares Geld haben wir in unsere unternehmerische Tatigkeit investiert.

Unser Antrag an die Gemeinde, den Betrag von ca. 125.000€ auf 5 Jahre verteilt zu zahlen, wie es
das Hessische KAG vorsieht, wurde vom Gemeindevorstand abgelehnt. Vor dem
Anhdrungsausschuss des Landkreises Fulda wurde eindeutig darauf hingewiesen, dass aus Sicht
des Anhdrungsausschusses ein berechtigtes Interesse vorlage, und dass der
Anhorungsausschuss keine Verpflichtung zur VerdufRerung von Vermoégenswerten sdhe. Aus Sicht
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des Anhérungsausschusses ware einer Ratenzahlung nach KAG 811 Abs. 12 und 13
stattzugeben. Dem ist die Gemeinde nicht gefolgt und fordert eine Bezahlung in einem Betrag. Als
Begriindung fiihrt man unter anderem im Bescheid sinngemal an:

o Eswaéren erst 30% als Vorausleistungsbescheid abgerechnet worden und noch nicht der
volle Betrag. Zwischenzeitlich sind aber bereits 90% beschieden, auch die knapp 40.000€
vom Abwasserverband liegen bereits als Bescheid vor.

o Wir kdnnten Grundstiicke verkaufen, dabei bleibt unbericksichtigt, dass diese noch
erschlossen werden missen und belastet sind.

o  Wir kénnten Schulden machen (zusétzlich zu den Darlehen, mit denen die Grundsticke
schon belastet sind). Dies ist nahezu unmaoglich.

e Wir kbnnen Firmenvermdgen einsetzen, um alles in einer Summe zu begleichen (sprich
Gesellschafterdarlehen aufnehmen, was der Zustimmung von anderen Gesellschaftern
bedarf und nicht moglich ist, oder Firmenanteile verkaufen)

e Wir sollen Vermbgenswerte verauf3ern (die sind aber fir die Altersvorsorge vorgesehen)

Auch gegen diese Entscheidung missen wir nun im Eilverfahren vor dem Verwaltungsgericht
klagen, weil wir der Meinung sind, dass der Gesetzgeber dies nicht gewollt hat und weil wir ohne
VerauRRerung von Vermdgenswerten die Forderung der Gemeinde nicht erfiillen kénnen.

Wie Sie an unserem Fall konkret sehen kdnnen, driickt das aktuelle Hessische KAG und die
Auslegung der Gemeinde, gepaart mit der ehrenamtlichen Funktion von Mandatstragern (Laien),
betroffene Burger aus meiner Sicht an die Wand. Es besteht zu viel Interpretationsspielraum.

Ich mochte Sie eindringlich bitten, sich mit diesen Themen kurzfristig und ernsthaft
auseinanderzusetzen. Das KAG benétigt eine Anderung. Jegliches Aufschieben fiihrt jeden Tag
zu weiteren Ungerechtigkeiten und Zerstérung von Existenzen. Die Menschen gehen auf die
Strasse, und das ist richtig so. Es werden immer mehr, je langer dieses Thema ignoriert wird.

Folgende Losungsvorschlage mochte ich Ihnen als Anregung fur die Beratung im
Gesetzgebungsverfahren mit auf den Weg geben:

1. Der §11 des KAG muss abgeschafft werden. An dessen Stelle sollte ein ,,Fondsmodell*
etabliert werden, welches ahnlich dem GVFG (Gemeinde Verkehrswege
Finanzierungsgesetz) aufgebaut ist. Fur diesen, nennen wir ihn ,,Hessischen Gemeinde
Verkehrswege Finanzierungsfond“ (HGVFF), kénnen folgende Rahmenbedingungen
gelten:

a. Kommunen kdnnen die zu sanierende Strasse auf eine Prioritatenliste setzen und
kommen irgendwann in die Zuteilung. Dieses Modell kdnnte, &hnlich der Bedarfs-
und Entwicklungsplanung im ,Hessischen Gesetz liber den Brandschutz, die
allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz“ (HBKG) umgesetzt werden. Also
ahnlich wie bei der Finanzierung von Feuerwehrhausern und
Feuerwehrausstattung strukturiert werden. Prioritat und zur Verfiigung stehende
Mittel entscheiden dann dariiber, wann die Gemeinde einen Anteil fir die
Sanierung der Strasse vom Land erhalt. Dadurch wird auch dem oft genannten
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Anspruchsdenken, welches bei der Abschaffung von Anliegergebihren angeblich
entstehen kann, entgegengewirkt.

Die Landesregierung kann tiber temporare Aufstockung des Fonds Impulse bei
der Strassensanierung in den Kommunen setzen, ohne die Blrger zu belasten.
Die Mittel aus anderen Fonds, wie z.B. dem GVFG konnen in diesen Fonds
umgeleitet werden. Mittel aus der Einsparung durch die Neustrukturierung des
Landerfinanzausgleichs kénnten sinnvoll eingesetzt werden.

In diesen Fonds kdnnen auch KIP-Mittel fliel3en.

Die Merkmale fur die Prioritéaten sind zu definieren. Sanierungen, die z.B.
zusammenfallen mit notwendige Kanalerneuerung, erhéhen z.B. die Prioritét.
Wurde die Strasse z.B. von der Kommune nicht ordentlich instandgehalten,
verringert sich die Prioritat. Hier muss noch ein guter Kriterienkatalog
ausgearbeitet werden.

Entscheidet die Kommune sich entgegen der Prioritatenliste fur eine frihere
Sanierung, kann sie das ohne Zuschuss aus dem HGVFF tun, so wie heute auch
bei der Anschaffung von z.B. Feuerwehrfahrzeugen.

Der Fonds wird gespeist aus Landesmitteln, KIP-Mitteln, Bundesmitteln, aus
Mitteln der Grundsteuer und aus Mitteln der KFZ Steuer. Das Land wird damit der
allgemeinen Daseinsfuhrsorge in Bezug auf Strassen gerecht.

2. Ersatzweise und fur den Fall, dass man sich zu einem wie unter 1. aufgeftihrten
Modell oder einem Ahnlichen nicht durchringen kann, méchte ich anregen, iiber die
nachfolgenden Punkte im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens nachzudenken.
Sie stellen keine Alternative zu Punkt 1 dar und sollen lediglich aufzeigen, mit
welchen Fragestellungen man sich dann beschaftigen musste:

a. Fordermittel, welche die Kommune erhélt, missen grundsatzlich auf die

b.

C.

kompletten Sanierungskosten angerechnet werden und nicht nur auf den
Gemeindeanteil. Damit wiirde auch verhindert, dass Strassensanierungen, die zu
100% Uber Fordermittel gedeckt werden, keine Anliegergebtihren auslésen und
somit ware ein weiterer Verstol3 gegen den Gleichheitsgrundsatz des Artikel 3 GG
eliminiert.

Es muss ein Modell gefunden werden, welches die Entstehung von
Strassenbeitragen in etwa an der Nutzung der Strasse orientiert und somit an der
Art der Bebauung eines Grundstiickes. Von der reinen Grundstiicksgrofe ist
abzusehen. Man kénnte sich z.B. an den Stellplatzen orientieren, die jede
Kommune Uber ihre Stellplatzsatzung klar regelt.

Sollte eine Kommune dauerhaft den Vorgaben der Forschungsanstalt fur
Strassen- und Verkehrswesen, jahrlich einen Betrag von 1,10-1,30 EUR pro
Quadratmeter Strasse und Jahr fur den Unterhalt ihrer Gemeindestrassen
vorzusehen, nicht folgen, hat sie kein Recht, Strassenbeitrdge von Anliegern zu
erheben.

Dies sollte gleichberechtigt von der Kommunalaufsicht kontrolliert und angeordnet
werden, wie heute der Zwang, Strassenbeitrége zu erheben, wenn die Kommune
defizitar ist.
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d. 811 Abs. 12 und 13 des KAG sind so zu Uberarbeiten, dass die Prifung eines
berechtigten Interesses entféllt und jeder Anlieger auf Antrag eine Ratenzahlung
nach eigenem Ermessen von bis zu 10 Jahren wahlen kann. Der Zinssatz sollte
0,5 Basispunkte oberhalb dem Refinanzierungssatzes der Gemeinde liegen.
Somit kann jeder Birger entsprechend seiner Lebensplanung eine individuelle
Laufzeit wahlen und die Gemeinde hat noch ein leichtes Aufgeld fur die
Refinanzierung ihrer Aufwendungen. In Harteféllen soll einfach auch eine langere
Laufzeit bei ,berechtigtem Interesse” beantragt werden kénnen.

e. Lassen sie den Landesrechungshof mal untersuchen wieviele Kommunen in
Hessen die Vorgabe des Merkblatts Uber den Finanzbedarf der Strassenerhaltung
in den Gemeinden (FGSV Nr. 986) einhalten und einen jahrlichen Betrag von
1,10-1,30€ pro Quadratmeter Strasse und Jahr fur den Unterhalt ihrer
Gemeindestrassen vorsehen.

f. Eine ,Angemessenheitsprifung®, ob die geplanten Kosten gemaf den Vorgaben

der RSTO12 entsprechen, ist Pflicht. Wird diese nicht von der Kommune
durchgefuhrt, kann sie keine Anliegerbeitrége erheben.

Anmerkung zur Stellungnahme des HSGB

Ich mochte noch kurz auf die Stellungnahme des HSGB eingehen. Schon unter .
Grundsatzliches® wirft man die Frage auf, warum man sich nach so kurzer Zeit tiberhaupt wieder
mit dem KAG beschéftigen soll, ohne inhaltlich etwas dazu zu sagen.

Danach fuhrt man aus, dass man seit 20 Jahren so gut wie keine Rechtstreitigkeiten tber die
Gewahrung von Erlass oder Stundung kennt. Hierum geht es doch in erster Linie gar nicht,
sondern um die grundséatzliche Erhebung von Strassenausbaubeitrdgen. Unabhangig hiervon
solite man bedenken, dass die Anlieger, die sowieso mit dem Riicken an der Wand stehen, in den
seltensten Fallen dagegen klagen.

Ich habe geklagt, weil die Gemeinde mir schriftlich mitgeteilt hat, dass ich Vermdgenswerte
veréuf3ern soll und Firmenvermoégen einsetzen soll. Die Darstellung des HSGB hat mit der
Realitat, die wir aus vielen Gesprachen mit Betroffenen aus ganz Hessen kennen, nicht viel zu
tun. Die gesamte Stellungnahme verfolgt aus meiner Sicht nur ein Ziel: Die Probleme sollen
verharmlost werden, damit sich die Gemeinden bei Strassensanierungen weiterhin bei den
Burgern bedienen kdnnen, anstatt sich um eine vernlinftige StraRenunterhaltung, entsprechend
den Empfehlungen des FGSV, zu kiimmern.

Dass die Abschaffung von Strassenausbaubeitrégen zu Lasten anderer freiwilliger
Daseinsvorsorgeleistungen der Kommunen geht, halte ich fir weit hergeholt. Hier fehlt dem Autor
wohl eher die Kreativitat fir eine ordentliche Lsung.

Warum laut HSGB mit einer Verschlechterung der Verkehrsinfrastruktur in vielen Gemeinden zu
rechnen ist, kann ich nicht nachvollziehen. Das Gegenteil ist der Fall. Der HSGB sollte mal seine
Burgermeister fragen, wie viele von ihnen die Sanierung von Straf3en tber Jahrzehnte
verschleppen, weil sie sich solche Projekte in ihrer Amtszeit und fiir eine Wiederwahl kaum antun
mochten. Stral3en werden nur gemacht, wenn es gar nicht mehr anders geht. Die heutige
Situation ist der eigentliche Grund fur einen Uber Jahrzehnte aufgebauten Investitionsstau.
Diese Verschleppung ist auch der Grund fiir die erheblichen Betrége. Hatte man die Strafl3en vor
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10 oder 20 Jahren ,schlicht saniert” oder ordentlich unterhalten, kdmen heute nicht solche
immens teuren Sanierungsprojekte und unglaublichen Betrdge zustande. Der HSGB fiihrt hier
eine Diskussion mit ,Schaufensterargumenten®, von denen sich die Mandatstrager nicht blenden
lassen sollten. Man mdchte den ,Status Quo® erhalten. Die Stellungnahme des HAGB lasst aus
meiner Sicht jegliche Kreativitat und Losungsorientierung aussen vor und ignoriert grossflachig die
Sorgen und Néte der betroffenen Blrger.

AbschlieRende Bemerkung:

Viele Kommunalpolitiker behaupten immer wieder, dass die Probleme mit den
Strallenausbaubeitragen ,hochgespielt” werden. Jedem Verantwortungstrager sei gesagt, dass
wir erst am Anfang einer grof3en Welle von Problemen stehen. Die Strassen, die in den 60iger,
70iger, 80iger und 90iger Jahren gebaut wurden, deren Unterhaltung jahrelang vernachlassigt
wurde, kommen immer 6fter an einer Sanierung nicht mehr vorbei. Das Problem wird taglich
groRer und die Proteste der Birger werden taglich groRer. Jedes ,rumflicken® an den
bestehenden Modellen fiihrt nur zu weiterem Arger. Das zeigt sich auch daran, dass die
Novellierung des KAG keine 5 Jahre gehalten hat schon wieder Handlungsbedarf erkannt wird.

Sie als Mandatstrager und Entscheidungstrager stehen vor der Wahl. Wer den Mut hat, das
Thema richtig anzupacken, wird belohnt.

Joachim Weber
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Burger fur Niederaula e.V., An der Liete 5, 36272 Niederaula

Hessischer Landtag Niederaula, 2.04.2018
Vorsitzender des

Innenausschusses Horst Klee

z. Hd. Frau Dr. Lindemann

Schlossplatz1 -3

65183 Wiesbaden

Mindliche Anhérung im Innenausschuss des HLT am 12.04.2018

Stellungnahme zum Gesetzesentwurf der Fraktion der FDP - Drucksache 19 / 5839 -
sowie zum Gesetzesentwurf der Fraktion , Die Linke” - Drucksache 19 / 5961 -

fir ein Gesetz zur Aufhebung von StralRenbeitragen in den hessischen Kommunen.

Sehr geehrter Herr Klee,
sehr geehrte Damen und Herren,

wir danken lhnen fir die Moglichkeit zu den Gesetzesentwdirfen aus Sicht einer Vereinigung von Blirgern
Stellung nehmen zu kénnen.

Die Dorfgemeinschaft in unserer Marktgemeinde Niederaula mit etwa 5400 Einwohnern liegt uns am
Herzen, wie es in unserer Vereinssatzung zum Ausdruck kommt.

Der Dorffrieden ist durch die Erhebung von StraBenbeitragen nachhaltig gestort worden.

Wir begriiRen daher den Gesetzesentwurf der Fraktion , Die Linke” fiir eine Aufhebung aller
StraBenbeitragssatzungen in Hessen durch Anderung des KAG.

Wir wiinschen uns auch eine Regelung hinsichtlich der zukiinftigen Finanzierung der kommunalen StraRen.

Wir begriinden unsere Entscheidung wie folgt:

BfN www.buergerfuerniederaula.de An der Liete 5, 36272 Niederaula
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StraBenausbaubeitrage fiihren zu Ungerechtigkeiten

Glick hatten in Niederaula die Anlieger, deren StralRen beitragsfrei vor Einfiihrung der
StralRenbeitragssatzung grundlegend saniert worden waren (10 StraRen). - Pech haben die, deren
StralRen (etwa 32 StraRen) nach Einflihrung der Satzung grundlegend saniert wurden und werden,
und die oft bis zu 5-stellige Beitrdage zahlen missen. Die gliicklichen Beitragsverschonten
empfinden aber oft Scham denen zu begegnen, die von den Beitragen in ihrer Existenz bedroht
sind. In Niederaula wurde im Jahr 2010 eine StraRenbeitragssatzung verabschiedet, die im Juni
2013 rickwirkend fir April 2012 in Kraft gesetzt wurde.

Glick haben in Niederaula die, deren Strafde 4,60 Euro pro gm kostet. — Pech haben die, deren
StralRenbeitrag bei 19, 68 Euro pro gm Veranlagungsflache liegt.

Gliick haben die, deren Grundstiick in der Talebene Niederaulas liegt, es liegt im Allgemeinen nur
an einer StralRe. — Pech haben die, deren Grundstlick am Hang liegt, sie zahlen oft flir zwei StraRen.
Am Hang wechselt StraRe — Grundstlick — StraRe ab, um den Kanalabfluss zu gewahrleisten. Bei
benachbarten Grundstiicken wird zudem unterschiedlich bewertet, ob ein Zugang zur parallel
verlaufenden StralRe existiert oder nicht.

Da gibt es Hanggrundstiicke, die oben und unten an einer StraRe liegen und an der dritten Seite
eine QuerstraRe haben. Sie zahlen 3 * 2/3 = 2, also das Doppelte. Eine ehemalig landwirtschaftlich
genutzte Fliache im Dorfkern eines Ortsteils liegt an fiinf StraBen: 5 * 2/3 = 10/3. Da droht mehr als
das Dreifache des Beitrags im Vergleich zu einem Grundsttick, das nur an einer StralRe liegt und dies
bei grolRer Flache des Anwesens.

Da gibt es die Dorfer, deren Satzung bei den Gemeindeanteilen 25% / 50% / 75% (Anliegerstr,
innerdrtliche Durchgangsstr., Uberortlicher Durchgangsverkehr) vorschreibt, da die
Kommunalaufsicht auf diesen Satzen bestanden hat. - In einer anderen Gemeinde, einer
Schutzschirmkommune, gelten weiterhin die Gemeindeanteile 70% / 80% / 90%.

Da achtet ein Dorf auf regelmaRige Reparaturen der StralRen, das andere Dorf kiimmert sich
weniger darum, bis eine grundlegende Sanierung ansteht, die dann von den Anwohnern mitbezahlt
werden muss.

Da gibt es das eine Dorf (Niederaula), das seit dem Jahr 2007 Gber 40 StralRen grundlegend saniert
hat und seit April 2012 von allen Anliegern Beitrage erhebt, wahrend ein anderes Dorf nur
Reparaturen an StraRen vornimmt, weswegen keine Beitrage erhoben werden — fiir den Biirger ist
der Umfang der Arbeiten oft nicht unterscheidbar.

Da gibt es die Rentnerin ohne Auto auf einem grofRen Grundstlick, die ein Mehrfaches zahlen muss,
gegeniber einem Ehepaar mit zwei Autos in einem Mehrfamilienhaus auf einem kleineren
Grundstick in derselben Strale.

Da muss ein Grundstiicksbesitzer, der einen Teil seines Grundstiicks als Gartenland nutzt, diesen
mit dem Faktor 1,5 bezahlen, da dieser Teil im Bebauungsplan liegt. Sein Nachbar mit
vergleichbaren Nutzungsverhaltnissen zahlt fir seinen Gartenanteil einen Bruchteil, weil sein
Gartenteil nicht im Bebauungsplan liegt.

Altere Leute mit einer kleinen Rente, die nicht nur die Bundesrepublik nach dem Krieg aufgebaut
haben und Steuern gezahlt haben, sondern auch dem Versprechen auf die Betonrente
(Eigenheimhypothek mit hohen Zinsen rechnet sich durch freies Wohnen im Alter) vertraut haben,
miissen nun in einigen Fallen ihr Eigentum verkaufen.

Deutschland ist wohl das einzige EU-Land, in dem solche Beitrdage erhoben werden. Wir finanzieren
als Deutsche Uber unser allgemeines Steueraufkommen mit unseren EU Subventionen den
StralRenbau z.B. in Irland und missen auBerdem fir die StralRen vor unserer eigenen Tir auch noch
direkt mitbezahlen.



132 3

Nur in einigen Bundeslandern werden solche Beitrdage erhoben. Wir Hessen finanzieren liber
Ausgleichszahlungen an andere Bundeslander deren Strallen Uber unser allgemeines
Steueraufkommen und missen gleichzeitig in vielen Kommunen die StraBen vor unserer Haustir
Uber einen StraBenbeitrag direkt mitfinanzieren.

Die finanzielle Leistungsfahigkeit eines Grundstilickseigentiimers korreliert nicht mit der GréRe des
Grundstiicks. Grundstiickeigentiimer werden in vielen Fallen Gber ihre finanzielle Belastungsgrenze
hinaus belastet. Billigkeitsregelungen dirfen nicht angewandt werden, solange das Grundstiick
nicht zwangsversteigert wurde.

Wieso muss ein Grundstiickseigentiimer fiir etwas bezahlen, was ihm nicht gehort und auf dessen
Nutzung er keinen Einfluss hat? Er benutzt die Stral3e ja nicht alleine. Er konnte auch nicht
verhindern, dass bei Mandvern Panzer in seiner AnliegerstrafRe auftauchten und diese seitdem
Schaden hat.

Wieso muss ein Grundstlicksbesitzer fiir eine grundlegende Sanierung zahlen, wenn er auf die
Gestaltung derselben keinen Einfluss hat? Oft reicht eine Reparatur des Kanals mit dem
Inlinerverfahren. Stattdessen wird grundlegend saniert mit kostenintensiver Gestaltung der Strale,
zudem noch ohne Wertsteigerung des Grundstiicks.

Der Leerstand in den alten Ortskernen vieler Dorfer lasst sich schwer beseitigen, wenn zur
Renovierung des alten Hauses noch ein StraBenbeitrag droht.

Landliche Gebiete werden benachteiligt, da hier die Grundstiicke gréBer und somit die Kosten
hoher sind. Zudem sind die Grundstiickspreise niedriger und daher liegen die Kosten eher in Hohe
des Grundstiickswerts oder ibersteigen diesen in Einzelfallen. Kann ein Gesetz gerecht sein, das zu
solch hohen Beitragen fuhrt?

StraBenausbaubeitrage sind juristisch angreifbar

Darf die GrundstiicksgroRe als Parameter fiir die Beitragserhebung herangezogen werden? Die
Abnutzung der StralRe hdngt von der Inanspruchnahme durch Kraftfahrzeuge ab und nicht von der
GrundstiicksgrofRe und der GescholRzahl der moglichen Bebauung.

Der Gleichheitsgrundsatz wird verletzt.
Das Leistungsfahigkeitsprinzip der Steuergesetzgebung wird verletzt.

Die Grundlage der Erhebung des Beitrages, der postulierte Sondervorteil durch Steigerung des
Gebrauchswertes (Aquivalenzprinzip) liegt im dorflichen Waldhessen nicht vor, zumindest ist mir
kein Fall bekannt. Im Bodenrichtwerteverzeichnis des Landes Hessen (Boris) gab es fir Niederaula
in den letzten Jahren trotz grundlegender Sanierung ganzer StraBenziige keine Hoherstufung — nur
eine Anpassung eines Bereichs nach unten. Die Gemeinde Niederaula hat zudem ein
Schenkungsangebot eines Grundstiickseigentiimers ablehnen mussen, da das Grundstiick auch
nach der StraBensanierung weniger wert ist als der StralRenbeitrag, also kann hier kein Vorteil
durch die Sanierung erfolgt sein.

Anlieger von Kreis-, Landes- und BundesstralRen miissen keine Beitrdge zahlen. VerstoRt dies gegen
den Grundsatz der Gleichbehandlung? Missten diese Anlieger nicht Beitrdge in dem Umfang
zahlen, wie ihre StraBe im Ausbauumfang als AnliegerstralRe kosten wiirde?

Dirfen Gemeinderatsmitglieder Gber das Inkrafttreten einer Satzung mitentscheiden, wenn deren
Stral3e selbst davon betroffen ist, was in vielen Gemeinden vorkommt? Durften so zum Beispiel in
Niederaula im Jahr 2010 Gemeinderatsmitglieder eine Satzung verabschieden und im Jahr 2013
rickwirkend fir April 2012 in Kraft setzen, wenn die Stral3e in denen sie selbst wohnen in der Zeit
zwischen 2010 und 2012 ohne die Erhebung von StraRenbeitragen fertiggestellt wurde?
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- Die StralRenbeitragsbescheide der ersten in Niederaula veranschlagten StraRe wurden bereits
zweimal gedndert aufgrund von Einwanden durch Biirger. Welche weiteren Anderungen wird es
hier erst geben, wenn die Widerspriiche gegen die jetzigen Bescheide vor Gericht verhandelt
werden?

- Wenn Professoren und Doktoren der Finanzwissenschaft und des Staatsrechts, wie z.B. Dr. Ernst
Niemeier und Prof. Ludwig Gramlich in mehreren Artikeln Strallenbeitrdge fir verfassungswidrig
halten (Verstol® gegen Art. 3 Abs. 1 GG, Art. 2 und Art. 14 GG) wird dies Gegenstand langwieriger
Prozesse werden.

Wie wird der Ausgang dieser langjahrigen Prozesse sein? Wird es hier Gerichtsentscheidungen geben, die
alle StraRenbeitrage fir verfassungswidrig, fir ungiltig erklaren?

Wieviel Vertrauen in die Politik und den Rechtsstaat werden bis zum Entscheid dieser Prozesse zerstort
worden sein? Welche Kosten werden dadurch entstehen?

Zum Gesetzesentwurf der Fraktion der FDP:

GemaR Kommunalaufsicht (bestatigt durch VGH Urteil Gemeinde Schlitz) muss eine Gemeinde ihre Ertrage
zuerst aufgrund von Beitrdagen, dann aufgrund von Gebiihren und erst dann durch Steuern erbringen. Eine

,Kann Vorschrift” im KAG dndert daher an der Realitat vor Ort nichts.

Einem Anlieger ist es egal, ob er seinen Beitragsbescheid aufgrund einer Vorschrift des KAG oder aufgrund

einer durch VGH-Urteil bestatigten Anweisung der Kommunalaufsicht bekommt — zahlen muss er in beiden
Fallen. Ungerechtigkeiten und Prozesse wird es auch weiterhin geben.

Das Vertrauen in die Landespolitik, die nun, nach Erkennen der Probleme, keine Losung anbietet, sondern
sich unserer Einschatzung nach nur aus der Verantwortung zieht und diese den Kommunen, den
Blirgermeistern, der Kommunalaufsicht und den Richtern aufbiirdet, wird nachhaltig gestort werden.

Zum Gesetzesentwurf der Fraktion , Die Linke“:

Abgaben und Steuern werden verbrauchsbezogen und nach dem Leistungsfahigkeitsprinzip erhoben. Dies
wird als gerecht empfunden und resultiert aus dem Grundgesetz.

Daher ist dieser Entwurf zu unterstiitzen, da er die aufgezeigten Ungerechtigkeiten beseitigt und die
erwarteten juristischen Auseinandersetzungen vermeidet.

Zudem ergeben sich fiir den Steuerzahler Einsparungen im Bereich der Verwaltung, die keine Bescheide
mehr erstellen missen, die keine Bewertung der Grundstiicke mehr vornehmen mussen, die keine
Prozesskosten haben werden, die die Kosten fiir Kommunalberatungsfirmen und Rechtsanwaltbiros zur
Erstellung der Bescheide einsparen.

Dieser Gesetzesentwurf folgt dem Trend anderer Bundeslander, die die StraRenbeitrage abgeschafft haben
oder dabei sind diese abzuschaffen.

Es ist unseres Erachtens wiinschenswert, dass die Gemeinden zukiinftig einen Zuschuss fir den
StralRenausbau erhalten, der sich an der Hohe der von den Blirgern erhobenen Beitrdge orientiert — ein
Infrastrukturfond. Die Aufteilung des Infrastrukturfonds kann einfach (iber den Anteil ,StralRenlange aller
kommunalen StraRen geteilt durch die GesamtstralRenldnge aller hessischen kommunalen Straen”
zweckgebunden und anteilsmaRig erfolgen. Da die Gemeinden dann weiterhin einen wesentlichen Anteil
aus eigenen Mitteln bestreiten miissen, wiirden dadurch auch kostensparende Ausbauten geférdert. Den
Grundstickseigentiimern bleiben weiterhin die finanzielle Belastung fiir den neuen Hausanschluss und bei
gleichzeitiger Sanierung von Kanal- und Wasserleitung auch diese umlagefahigen Kosten, die oftmals auch
recht hoch sind.



134

Wir Biirger fiir Niederaula fassen zusammen:

In unserem Verein ,Blrger fir Niederaula“ arbeiten aktiv engagierte Blrger, die sich als Demokraten
empfinden und vielfach sogar als Beamte unserem Grundgesetz und der Verfassung des Landes Hessen im
Besonderen verpflichtet sind. Wir kdnnen den politikverdrossenen Biirgern, die sich angesichts dieser
erfahrenen Ungerechtigkeiten von der Gemeinschaft abwenden argumentativ nichts mehr entgegensetzen,
da wir selbst mitansehen missen, welches Elend diese Beitrage in vielen Fallen hervorrufen. Der
Zusammenhalt und das soziale Miteinander in Nachbarschaft und Vereinen, ist durch diese Erhebungsform,
diese StraRenbeitragssatzung nachhaltig gestért worden.

Da bekommt der dialysepflichtige Rentner mit 1100 Euro Monatsrente einen Bescheid tiber 31180 Euro. Da
erfahrt eine Witwe in einer Blirgerversammlung, dass das von ihr und ihrem Mann angelegte und gepflegte
Grundstiick nun wohl mit dem 5-fachen ihrer Jahresrente fiir die anliegenden StraRen belastet werden soll.
Kann ein solches Gesetz gerecht sein?

Bei der jetzigen Gesetzeslage kdnnen die Gemeindevertretung oder der Blirgermeister wenig bis gar nichts
machen, auch wenn sie vieles versucht haben und weiterhin versuchen. Gesetz ist Gesetz und danach
entscheiden die Gerichte und im Vorfeld bereits die kommunale Aufsicht.

Daher bitten wir alle Abgeordneten im Interesse der Biirgerinnen und Blirger Hessens sich fiir eine
Abschaffung dieser Gesetze einzusetzen. Keine StraRenbeitrage in Hessen!

Nur eine steuerfinanzierte Losung des StraRenbaus kann die unhaltbaren, ungerechten und unsozialen
Zustande beseitigen und wieder das gedeihliche Miteinander in den Kommunen unseres Bundeslandes
ermoglichen.

i.A. des Vorstands

René RoRBing
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VLK-Hessen e. V. | Adolfsallee 11 | 65185 Wiesbaden

Hessischer Landtag
Postfach 3240
65022 Wiesbaden

Rodgau, den 03.04.2018
Stellungnahme zur Drucksache 19/5961
Sehr geehrte Damen und Herren,

seitens der VLK-Hessen e.V. nehmen wir zur Drucksache 19/5961 wie folgt
Stellung:

Die Vereinigung liberaler Kommunalpolitiker begriiSt und unterstitzt die Ab-
schaffung der Erhebungspflicht von StraBenbeitragen.

Nach unserer Auffassung sollte es im Rahmen der kommunalen Selbstverwal-
tungshoheit der einzelnen Kommune selbst lberlassen sein, ob und wie sie
zum Ausbau bzw. zur grundhaften Sanierung von Gemeindestrallen Beitrage
erhebt. Wichtig ist uns hierbei, dass zukilinftig im Haushaltsgenehmigungsver-
fahren das Vorhandensein bzw. der Erlass einer StralRenbeitragssatzung keine
Genehmigungsrelevanz mehr entfaltet. Dies gilt selbstverstandlich unabhan-
gig von der zukiinftigen Verpflichtung der Kommunen zum Haushaltsaus-
gleich und der Pflicht zur Erwirtschaftung eines Liquiditatspuffers zur Finanzie-
rung von Zins und Tilgung.

Die aufsichtsrechtliche Interpretation der bisherigen ,Sollvorschrift” hat ins-
besondere im landlichen Raum zu unangemessenen Harten gefiihrt. Dies liegt
auch daran, dass die stark gestiegenen Ausbaukosten, nicht im Verhéltnis zum
Wert des Grundstlickes stehen.

Den Kommunen sollte zukiinftig freigestellt werden, wie sie den Weg der Fi-
nanzierung beschreiten mochten. Hier sei zu allererst die Moglichkeit der Ein-
sparung genannt, die Finanzierung mittels Grundsteuer B oder eben auch die
Erhebung von einmaligen oder wiederkehrenden StraBenbeitrdgen in eigener
kommunalpolitischer Verantwortung.

Aus unserer Sicht steht eine Erhebungspflicht im Wiederspruch zum sonstigen
System der Herstellung von Straflen; weder auf Bundes- noch auf Landesebe-
ne werden fir die im Gemeingebrauch stehenden Stralen Beitrdge erhoben,

sondern es erfolgt eine Finanzierung liber allgemeine Steuern. Wenn man den
Blick auf die kommunale Seite richtet und hier insbesondere auf die Landkrei-
se, so ist uns kein Fall bekannt, bei dem die Landkreise selbstdndig zur Finan-

zierung der in ihrer StraBenbaulast stehenden Strallen StraRenausbaubeitrage

Vereinigung liberaler Kommu-
nalpolitiker
Landesverband Hessen

VLK-Hessen e. V.
Adolfsallee 11

65185 Wiesbaden

Tel. (06 11) 9 99 06-0
Fax (06 11) 9 99 06-35
info@vlk-hessen.de
www.vlk-hessen.de

Landesvorsitzender

Erster Stadtrat

Michael SchiRler

Tel. (061 06) 693-13 45

Fax (061 06) 6 93-33 44
michael.schuessler@rodgau.de

Schatzmeister

Markus Gail

Kleine Briickenstralie 3
60594 Frankfurt am Main
Tel. (0 69) 67 80 80 90

Fax (0 69) 67 80 80 89
schatzmeister@vlk-hessen.de

Bankverbindung

IBAN DE32 5019 0000 0301
331703

BIC FFVBDEFF

VLK-Bundesverband

Zu den Brodwiesen 63

34431 Marsberg

Tel. (02992)33 14

Fax (03222)3745622
brendel@vlk-bundesverband.de
www.vlk-bundesverband.de
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erhoben hatten. Insofern sollte eine solche Verpflichtung zukiinftig auch fir
die Kommunen nicht mehr bestehen.

Folglich kdnnte man der Auffassung sein, dass diese Argumente dafiir spra-
chen, die Erhebung von StraBenbeitrdagen und ganzlich abzuschaffen. Wir ha-
ben hier jedoch im Blick, dass es in Hessen durchaus Kommunen gibt, die seit
vielen Jahren, in der Kommune etabliert und akzeptiert, Stralenausbaubei-
trage erheben. An dieser Stelle sollten wir es auch den Gemeinden selbst
Uberlassen, an dieser, aus ihrer Sicht, bewahrten Erhebung festzuhalten.
Durch die ganzliche Abschaffung von StralRenbeitragen, wie im Gesetzentwurf
der Fraktion Die Linke gefordert, ergibt sich sofort die Frage der Refinanzie-
rung und hier insbesondere die Frage der notwendigen Erhéhung der Grund-
steuer B. Die hierzu vertretene Auffassung, dass die fiir die StraBenherstellung
notwendigen Mittel ganzlich vom Land zu Gibernehmen sind, teilen wir fir
StraRRen, die sich im Eigentum der Kommune befindet, ausdriicklich nicht. Wir
sind der Auffassung, dass die jeweilige Gebietskorperschaft im Rahmen ihrer
Aufgabenwahrnehmung als StraBenbaulasttrager selbst tGber die Notwendig-
keit und die Art der Herstellung ihrer StraRen entscheiden sollte und demnach
auch die Finanzierung sicherzustellen hat. Voraussetzung fir die Kommunen
ist hier, dass die hiermit verbundenen Belastungen und insbesondere der in
den letzten Jahrzenten entstandene Sanierungsstau entsprechende Beriick-
sichtigung im Rahmen des KFA findet.

Auch vertreten wir die Auffassung, dass die Frage der Beitragsstaffelung in die
Hoheit der Kommune gelegt werden sollte, da vor Ort am besten lber die
Fragen eines angemessenen Aufteilungsverhaltnisses in Kenntnis der ortlichen
Situation entschieden werden kann. Hierbei fordern wir, dass zukiinftig bei
Bezuschussungen durch Land und Bund der Zuschussanteil der Gesamtmal3-
nahme zu Gute kommt und nicht, wie bisher, der Zuschuss lediglich den
kommunalen Finanzanteil teilweise refinanziert und der Biirger auBen vor
bleibt.

Insgesamt stellt aus unserer Sicht der von der FDP Fraktion eingebrachte Ge-
setzentwurf eine Losung da, das durch die aufsichtsrechtliche Genehmigungs-
praxis entstandene Gerechtigkeitsproblem bei der erstmaligen Erhebung von
StralRenbeitragen zu l6sen. Der Gesetzentwurf berlicksichtigt auch, dass der-
zeit ca. 90% aller hessischer Kommunen StraBenbeitrdge erheben und ver-
pflichtet diese nicht, diese kommunale Praxis durch einseitige Entscheidung
des Landes aufzugeben, sondern stellt es in kommunale Hoheit, wie zukiinftig
diese Form der Infrastrukturfinanzierung gestaltet werden soll.

Mit freundlichen GriiRen

Michael SchuRler
Landesvorsitzender



Stand: 4. April 2018

Resolutionen - Teil 2

Ausschussvorlage INA 19/66 — offentlich -
Ausschussvorlage HHA 19/43 - offentlich —

Resolutionen fur die Anhorung
zu dem

Gesetzentwurf

der Fraktion der FDP fir ein Gesetz zur Aufhebung des Erhebungszwangs
von StraBenbeitragen und fir mehr kommunale Selbstverwaltung

— Drucks. 19/5839 -

und dem

Gesetzentwurf
der Fraktion der DIE LINKE fur ein Gesetz zur Aufhebung von StraB3en-
beitradgen in den hessischen Kommunen

- Drucks. 19/5961 -
5. Gemeinde Hauneck S.18
6. Stadt Geisenheim S. 21

7.  Stadt Homberg (Ohm) S.23


http://starweb.hessen.de/cache/DRS/19/9/05839.pdf
http://starweb.hessen.de/cache/DRS/19/1/05961.pdf
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Gemeindevorstand der Gemeinde Hauneck

r Gemeindevorstand - Hersfelder Strafle 14 - 36282 Hauneck 1 Auskunt ertailt Zimmer
Bgm. PreBmann EG.05
Hessischer Landtag Tel. (0 66 21} 50 60-0 Durchwahl
Schlossplatz 1-3 EINGEGANGEN Fax (0 66 21) 50 60-30 s5060- 0
65183 Wiesbaden E-Mail: gemeinde@hauneck.de
2 ﬁ Marz 2018 tnternet: www.hauneck.de
L HESSISCHER LANDTAG’ Datum: 23.03.2018/r.

Resolution an den Hessischen Landtag
hier: Abschaffung der StraBenausbaubeitriage

Sehr geehrte Damen und Herren,

Strafenausbaubeitrdge belasten einseitig nur die Grundstiickseigentimer.
Die Ubrigen Nutzer, sprich die Allgemeinheit, werden nicht zu einem
Beitrag herangezogen. Dies fiihrt zu den signifikant hohen Ergebnissen,
dass Eigentimer durch teilweise existenzbedrohende Forderungen fiir den
Ausbau der StraBe belastet werden, obwohl die Kommunen eigentlich
gesetzlich dazu verpflichtet sind, die kommunalen StraBen fortlaufend zu
unterhalten/sanieren.,

Es ist den Anliegern - Blrgerinnen und Birgern - nicht zu vermitteln, dass
sie alleine Beitrdge flur Leistungen bezahlen sollen, welche die
Allgemeinheit nutzt und die damit auch die Kosten verursacht.

Aus unserer Sicht sind auch gemeindiiche StraBen Teil der allgemeinen
Infrastruktur/Daseinsvorsorge und sollten daher aus aligemeinen
Steuermitteln finanziert werden. Zudem werden einkommensschwache
Bevolkerungsgruppen durch diese Art der Erhebung mit Beitrdgen extrem
hoch belastet und sind vielfach nicht in der Lage, diese Beitrdge zu
entrichten.

Der Hessische Landtag hat die Einflihrung von wiederkehrenden Beitrdagen
beschlossen, um eine Erleichterung fiir die Betroffenen zu erreichen. Dazu
sollen sogenannte Abrechnungsgebiete in den Kommunen gebildet
werden. Dies fihrt zu einer erheblichen Rechtsunsicherheit und einem
hohen Verwaltungsaufwand. Zudem werden die Eigentiimer
mdoglicherweise auf lange Sicht hierbei noch mehr belastet, als bei
Einmalbeitrdgen.

Die Gemeinde Hauneck hesteht aus den Qrtsteiien Bodes, Eitra, Fischbach, Oberhaun, Rotenses, Sieglos und Unterhaun.

Bankverbindungen: Sparkasse Hersfeld-Rotenburg IBAN DE 36 53250000 0012000012 (BIC HELADEF1HER)
Raiffeisenbank Haunetal IBAN DE 80 53262073 0000816019 (BIC GENODEF1HNT)
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Das Instrument der StraBenausbaubeitrdge ist ein Relikt aus dem 19.
Jahrhundert, das nicht in die moderne Gesellschaft passt. Eigentum
verpflichtet auch die Kommunen, so dass der Unterhalt und die Sanierung
der kommunalen StraBen aus dem Steueraufkommen getragen werden
muissen.

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Hauneck bittet deshalb den
Hessischen Landtag:

Die Streichung der Beitragspflicht fiir den Ausbau von OrtsstraBBen
aus dem Kommunalen Abgabengesetz zu beschlieBen und die
daraus resultierenden Einnahmeausfille den Kommunen durch
Zuweisung aus den Landesmitteln zu ersetzen.

Mit freundlichen GrufB3en
-M““'“’““x

f’

m.w,\A }‘ -
/i .
Harald PreBrh/a/ G%rg P Wﬁ
1.

Burgermelsﬁer eigeordneter
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Auszug

aus dem Sitzungsprotokoll der Gemeindevertretung
vom 22. Marz 2018

Tagesordnungspunkt:

Beratung und Beschlussfassung iiber die Resolution an den Hessischen Landtag —
Abschaffung der StraBenausbaubeitrige

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Hauneck nimmt das anhingende Schreiben
zur Kenntnis und stimmt diesem inhaltlich und vollumfanglich zu.

Abstimmung;: Ja-Stimmen: 17
Nein-Stimmen: 0
Enthaltungen: 0

Vorsitzender SchriftfGhrer
gez. Bolender gez. Gilbert
/‘y.»""‘ﬂ

Fur die Richtigkeit des Auszuges: gl
Hauneck, den 23.03.2018 (PreBmann
B[}rgérmeister
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HOCHSCHULSTADT
GEISENHEIM

O - DER MAGISTRAT
_ Geisenheim
G EIS EN HEIM a Johannisberg

BILDUNG | KutTur | WEIN Marienthal
Stephanshausen

Holchschulstadt Geisenheim + Postfach 11 55 + 65358 Geisenheim Dienstgebaude: Ri.idesﬁeimer Strafie 48

Behordenleiter
Hessischer a = 06722 /701-0
essis Landt g & 06722 / 701-131 (Durchwahi)

Schlossplatz 1-3 : 06722/ 701-120
p. EINGEGANGEN 08722 / 701-233 (Fax-Durchwahl)
65183 Wiesbaden 7 stadtverwaltung@geisenheim.de

26 Marz 2018 buergermeister@geisenheim.de
: internet: www.geisenheim.de

HESSISCHER LANDTAG Servicezeiten:
: Mo. - Fr. von 8:00 bis 12:00 Uhr und

nach Terminvereinbarung

ihr Zeichen Unser Zeichen Datum Bei Fragen wenden Sie sich bitte an:
: BM/ma 21. Mérz 2018 Bitrgermeister Christian ABmann

Erhebung von Strafienausbaubeitragen
Mégliche Anpassung des Kommunalen Abgabengesetzes (KAG)

Sehr geehrte Damen und Herren,

das Thema StraBenausbaubeitrage ist mittlerweile verstérkt in der 6ffentlichen Diskussion. So
auch hier bei uns in der Hochschuistadt Geisenheim. Den Kommunen bzw. den kommunalen
Entscheidungstragern sind aktuell jedoch die Hande gebunden. Ein Verzicht auf die Erhebung
dieser Beitrage ist aktuell nicht moglich, sowoh! aus rechtlicher als auch aus finanzieller Sicht.
Zudem wird diese Art der Beitragserhebung von den Aufsichtsbehérden regelméatiig im
Rahmen der Erteilung von Haushaltsgenehmigungen als Auflage bestimmt. '

Die Hochschulstadt Geisenheim erhebt seit Jahrzehnten auf Grundlage einer gepriiften und
rechtssicheren StraRenbeitragssatzung’ einmalige StraBenausbaubeitrage von den jeweils -
tangierten Anliegern. StraBenausbaumalnahmen werden stets mittel- und langfristig im
Investitionsprogramm des Haushalts eingeplant. Zusatzlich sind im stadtischen Haushalt
jahrlich (ausreichend) Mittel fr StraRensanierungsmalnahmen eingestellt. Ferner werden vor
Beginn einer StraRenausbaumaBnahme Anliegerversammiungen durch die Stadtverwaltung
durchgefthrt, um den betroffenen Personenkreis frilhzeitig Uber die MaRnahme an sich sowie
die zu erwartenden Kosten zu informieren. Auf Grund der weiterhin angespannten
Haushaltslage der Hochschulstadt Geisenheim stellen die Stralensanierungs- und
StraRenausbaumaBnahmen immer eine grofle Anstrengung dar. Ohne die Beitragserhebung
wiren der Erhalt und die Pflege der hiesigen StraReninfrastruktur allerdings in diesem
Umfang auch nicht maglich.

Bankverbindungen der Stadtkasse Geisenhelm

Nassauische Sparkasse Geisenheim: BIG:NASSDESSXXX IBAN: DEB8510500150450000000 hei Kutudand - &g
Rhelngauer Volksbank eG Gelsenheim: BIC:GENODESTRGG JBAN: DE93510915000000017671 R .emgau P
STEUER-Nr. D43 226 02245 .
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Die Akzeptanz in der Bevélkerung bzgl. der Erhebung von Stralienausbaubeitragen hat in den
letzten Jahren sehr abgenommen. Der Unmut wird, natUrlich auch durch Aktivitdten von
einigen Arbeits- oder Interessengruppierungen, stetig groBer. In Anbetracht der Tatsache,
dass eine Beitragserhebung im Rahmen einer StraBenausbaumaBnahme teilweise
existenzbedrohende Formen fur Anlieger annimmt, auch nachvollziehbar und begriindet. Es
fehlt den Kommunen allerdings, so auch der Hochschuistadt Geisenheim, an einer Lésung
dieser Problematik bzw. einer alternativen Finanzierungsart durch das Land Hessen. Wie
eingangs erwahnt, kénnen und durfen wir aktuell nicht auf die Beitragserhebung verzichtenl!
Dies den betroffenen Anliegern jedes Mal sachlich vermitteln zu mussen falit mir als
Burgermeister immer schwerer. ' :

Eine grundsétzliche und vor allem zeitnahe Entscheidung der Landesregierung bzgl. der
kinftigen Ausgestaltung der Stralenausbaubeitrage in Hessen ist mir als Blrgermeister der
Hochschulstadt Geisenheim wichtig und hierzu mochte ich auch appellieren. Eine
Gesetzesanderung des KAG, wonach die Erhebung von Strafienausbeitrdgen durch die
Kommunen nicht mehr vorgesehen wére, darf jedoch in keiner Weise zur zusitzlichen
Belastung des kommunalen Haushalts fuhren. Die Kommunen dirfen hier durch die
Landesregierung, sollte eine derartige Lésung angedacht sein, bei der Finanzierung nicht
alleine gelassen werden. Dies gilt es im Gesetzgebungsverfahren zu berlcksichtigen. Eine
etwaige Gegenfinanzierung des Ausfalls an Straflenausbaubeitrdgen im kommunalen
Haushalt darf zudem nicht mit der Erhdhung anderer kommunaler Steuern (u.a. der
Grundsteuer B) einhergehen. Die Verbesserung der kommunalen Finanzausstattung durch
das Land Hessen, beispielsweise im Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs (KFA),
wdare somit unabdingbar.
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- DER MAGISTRAT -

Stadt Homberg (Ohm} - Postfach i1 43 - 35311 Homberg (Ohm} .
Der Magistrat

der Stadt Homberg (Ohm)
MarktstralRe 26

35315 Homberg (Ch

Hessischer Landtag EINGEGANGEN le:egonzégggi(gi.éz )

Schlossplatz 1-3 , S fombore.de

65183 Wiesbaden 03. Aril 701 £-Mait stad@homberg.de
HESSISCHER LANDTAG Zachbeatbetter

Cle .o ' Durchwah: 08633 184-46

E-Mail: aseibert@hombearg.da
Aktenzeichen: IV.4 / Sb

Datum; 27. Marz 2018

Resolution an den Hessischen Landtag zur Abschaffung von
StraBenbeitrdgen

Sehr geehrte Damen und Herren,

anliegend Gbersenden wir Ihnen den von der Stadtverordneten-
versammlung der Stadt Homberg (Ohm) am 21.02.2018
gefassten Beschluss sowie den diesbeziglichen Antrag unserer
CDU-Fraktion mit der Bitte um Beachtung und Mitteilung der
weiteren Vorgehensweise in dieser Angelegenheit.

Mit freundlichen Grifien

Claudia Blum
Birgermeisterin

Anlagen

Steuernummer:

018 228 53162
Ust-ID-Nr.

DE 112580836
Glaubiger-1D:

DE 022220000003621 1

Bankverbindungen:

Sparkasse Oberhessen
IBAN: DE30 5185 0079 0340 0004 38

VR Bank HessenlLand eG
IBAN: DE53 5309 3200 0006 9205 19

Volkshank Mittelhessen eG
IBAN: DE12 5138 0000 002t 503401
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Beglaubigter Auszug

aus dem Beschlussprotokoll zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt
Homberg (Ohm) am 21.02,2018:

14, Antrag der CDU-Fraktion:
Resolution an den Hessischen Landtag zur Abschaffung von StraBenbeitra-
gen - Drucksache Nr. 107 -

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammiung fordert den Hessischen Landtag auf, durch eine
landesgesetzliche Regelung daftr Sorge zu tragen, dass die Grundstiickseigentll-
mer zukiinftig bei StraRenausbaumafnahmen nicht mehr zur Kasse gebeten wer-
den,

Einzelheiten wie Ubergangsregelungen oder die finanzielle Unterstiitzung der
Kommunen soll in Zusammenarbeit mit den kommunalen Spitzenverbénden erar-
beitet werden.

Mit der Neuregelung muss ein grundlegender Systemwechsel bei der Finanzierung
des Ausbaus und der Sanierung kommunaier Stralen erreicht werden.

Abstimmungsergebnis:
(23 Anwesende) mit 23 Ja-Stimmen einstimmig beschlossen

Vorstehender Beschluss wurde in der Sitzung verlesen. Die Mitgliederzahl der Stadtverordnetenversammiung
betragt 27. Die Stadtverordnetenversammiung der Stadt Homberg {Ohm) war beschiussfahig. Die Richtigkeit
des Auszuges und der Angaben Uber Beschlussfahigkeit und Abstimmung werden beglaubigt. Gleichzeitig wird
bescheinigt, dass zur Sitzung unter Mitteilung der Tagesordnung rechtzeitig und ordnungsgeman eingeladen
worden war.

Der Magistrat der Stadt
Homberg (Ohm)

—

1A,

-

/(Haum ann)
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Fraktion
HOMBERG
Herm Magistr. Fraktionsvorsitzender:
Stadtverordnetenvorsteher geTat HOmberg (O'hm) Norbert Reinhardt
Armin Klein 0L E Ant. Bachstr. 3
Rathaus Eing. eb. 2018 35315 Homberg
A _ Tel. 06633-7149
35315 Homberg (Ohm) Z“ 7 wachbeafb, E-Mail: info@nreinhardt.de

——

1. Februar 2018

Antrag der CDU-Fraktion filr die Stadtverordnetenversammiung am 21.02.2018
Abschaffung von StraBenbeitriigen
Die Stadtverordnetenversammiung moge beschliefen:

Die Stadtverordnetenversammiung fordert den hessischen Landtag auf, durch eine
landesgesetzliche Regelung dafir Sorge zu tragen, dass die Grundstiickseigentlmer
zukiinftig bei StraBenausbaumaBinahmen nicht mehr zur Kasse gebeten werden.

Einzetheiten wie Ubergangsregelungen oder die finanzielle Unterstiitzung der Kom-
munen sollen in Zusammenarbeit mit den kommunaten Spitzenverbénden erarbeitet
werden.

Mit der Neuregelung muss ein grundlegender Systemwechsel‘bei der Finanzierung
des Ausbaus und der Sanierung kommunaler StraRen erreicht werden.

Begrindung

Straen sind Bestandteil der allgemeinen Daseinsvorsorge und milssen somit von
der Aligemeinheit finanziert werden. Dies muss auch fir AnliegerstraBen gelten. Die
Finanzierungslast den Anliegern aufzublirden, flhrt immer wieder zu massiven Unge-
rechtigkeiten. Zahlungspflichtige Biirger empfinden die Forderung als ungerecht.
Biirgermeister und Kommunalverwattungen kommen in Erklérungsnot und alizu oft
missen Falle von der Justiz geregelt werden.

In Hessen kommt erschwerend hinzu, dass die Erhebung der Beitrdge im Ermessen
der Kommunen steht, Blrger in finanzstarken Kommunen zahlen nicht. Die finanz-
schwachen Kommunen in den l&ndlichen Regionen werden von der Kommunalauf-
sicht gezwungen, solche Beitrage zu erheben. Diese Ungerechtigkeit muss abge-
schafft werden. Die Beitrége fihren oft zu sozialen Harten, Kostenbescheide im fiinf-
stelligen Eurobereich sind keine Seitenheit.

U-Fraktion

raktionsvorsitzender




	INA-AV-19-66-HHA-AV-19-43-T2
	10_BI Unter den Linden_Nentershausen.pdf
	11_Gerd Hinsberger
	12_Gemeinde Hohenroda
	13_Prof. Dr. Gramlich
	14_a_BI Anliegerschutz Hohenroda
	14_b_BI Anliegerschutz Hohenroda
	14_c_BI Anliegerschutz Hohenroda
	15_Hessischer Landkreistag
	16_Verband Deutscher Grundstücksnutzer
	17_AG Straßenbeitragsfreies Hessen
	Gesetzentwurf FDP (Drucks. 19/5839)
	Gesetzentwurf DIE LINKE (Drucks. 19/5961)
	Tabellarisch zusammengefasst ergibt sich die folgende Bewertung
	Fazit

	18_Stadt Bürstadt
	19_Bürgerliste Niederaula
	20_IG Sachsenhausen
	21_Bürger für Niederaula
	22_Vereinigung liberaler Kommunalpolitiker

	INA-AV-19-66-HHA-AV-19-43-Resolutionen-T2
	05_Gemeinde Haueneck.pdf
	06_Stadt Geisenheim
	07_Stadt Homberg Ohm




